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Das Licht der Herrlichkeit scheint mitten in der Nacht. 
Wer kann es sehnt Ein Herz das Augen hat und wacht.

Qött schließt sich unerhört in Kindes Kleinheit ein:
Ach möcht' ich doch ein Kind in diesem Kinde sein?

Mensch wirst du nicht ein Kind, so gehst du nimmer ein 
wo Qottes Kinder sind, die Tür ist viel zu klein.

Soll er dein Heiland sein und dich zu Qott erheben, 
so mußt du nicht sehr weit von seiner Qrippe leben.

War' Christus tausendmal in Bethlehem geboren 
und nicht in dir, du bleibst noch ewiglich verloren.

Komm schau der Jungfrau Kind, so siehst du in der Wiegen 
den Himmel und die Erd und hundert Welten liegen.

Der Himmel senkt sich, er kommt und wird zur Erden. 
Wann steigt die Erd empor und wird zum Himmel werden?

Angelus Silesius
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K risis der D em okratie?*VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

v o n  P ro fe s s o r D r . E rw in  S te in

D as  Them a ist eine Frage, keine A ussage. Zudem  ist es so  allgem einer N atur, 
daß ich die m ir gestellte Frage auf die V erhältnisse der B undesrepublik  
D eutschland, insbesondere auf die prim äre Funktion der D em okratie als 

. K onzentration der politischen Energien nach innen einschränken m uß. Ich  
lasse dabei also dahingestellt, inw iew eit die B eteiligung der B undesrepublik  
an in tegrierenden supranationalen Zusam m enschlüssen ihre Struktur im  
Innersten  verändert. D as Them a w ill uns zur B esinnung  darüber auffordern, 
ob die D em okratie der G egenw art sich in der K rise befindet, ob sie in einer 
guten, einer gefährlichen oder gefährdeten Lage sei und w elche W endung  
sie nehm en könnte: zum  G uten oder zum  Schlim m en, zum  W achstum , zur 

- R eife, zum  Ü bergang, zur Zerrüttung oder zum V erfall.

In diesem  Sinne könnte m an auch das m ilitante U nbehagen von Studenten  
in der jüngsten Zeit als eine vorw eggenom m ene A ntw ort auf diese Frage 
ansehen, gleichsam als eine dem okratische G rundsatzerklärung, ein politi- 

v sches Program m , m it dem  m an einer G esellschaft, die m an für autoritär und  
erstarrt hält, den K rieg erklärt, und m it der m an sich gegen eine Ö ffent

lichkeit w endet, die sich seit Jahren in der B eschw ichtigung, V erdrängung, 
V erbiederm eierung und. V erspießerüng gefällt. M an lehnt sich gegen eine 
G esellschaft auf, die die dem okratische N euordnung hinausschiebt, w eil sie 
die K ontinuität höher als den B ruch m it der V ergangenheit schätzt und  
R eform en vorzieht, die im G runde w enig ändern. A llerdings darf m an  
dabei gew isse antiparlam entarische, ja anarchistische Tendenzen, bestim m te  
A bsichten einer perm anenten R evolutionierung der G esellschaft und einen  
bew ußten  B ruch  m it den Spielregeln der D em okratie  in  einigen  dieser G rup

pen nicht verkennen. H ier können notw endige system im m anente R evolten  
leicht in  revolutionäre A kte U m schlagen und  G ew alt an die Stelle von  R echt 
treten. M an läuft gegen den w estlichen Im m obilism us Sturm und sieht 
vielleicht im Zusam m enhang m it der Lehre M aos und dem orthodoxen  
M arxism us-Leninism us im „Leben“ eine revolutionäre B ew egung, die nicht 
zum Stillstand kom m en darf, w eil sonst das Leben aufhört. D as studen

tische U nbehagen m ag von der B efürchtung herrühren, die gegenw ärtigeedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

* Dem Aufsatz liegt ein Vortrag zugrunde, den ich auf der 21. Tagung des Seminars für 
fre iheitliche Ordnung, am 5. August 1967, gehalten habe.

v
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Situation  der fortgeschrittenen Industriegesellschaft sei für die dem okratische 
Entw icklung derart bedrohlich, daß m an sich jetzt nicht m ehr, w ie es so  
viele Intellektuelle zu tun pflegen, in eine unverm eidliche K ulturkritik  
abdrängen lassen dürfe. D ie Studenten w ollen das B ürgertum  eines G em ein

w esens irritieren, das nach ihrer A nsicht unberührt von Politik , ungestört 
vom  K rieg in V ietnam , unem pfindlich gegenüber N achw uchs- und Finanz

krisen und unbeküm m ert um den 73. A bsturz eines Star-F ighters, den  
W ohlstand genießen w ill; sie sind bem üht, das allgem eine B ew ußtsein zu  
verschärfen —  so nennen sie es — , um das dem okratische Lager zu ver

stärken.

Sachlich, überlegen, gleichsam  andante sostenuto hat der R egierende B ürger

m eister von B erlin am  V orabend des 20. Juli dieses Jahres in der G edenk

stätte Plötzensee die Frage gestellt, ob w ir einen dem okratischen Staat 
haben. In vollem  W issen um  alle Fehler und M ängel, V erklem m ungen und  
V erkehrungen hat er sie zw ar bejaht, aber —  so fuhr er fort — , „der tat

sächliche oder scheinbare W iderspruch zw ischen den R eden von uns allen  
und der W irklichkeit, in der w ir leben, die m anchm al peinliche A rroganz, 
m it der w ir uns unserer Sache sicher sind, die langen Fristen, um  die es sich  
in der Frage des W iederzusam m enfindens unseres V olkes handelt, sind die  
andere W urzel, auf die w ir bei der kritischen U nruhe aller G utgesinnten, 
der B esten unter uns und auch der B esten unter den jüngsten M itbürgern  

stoßen“ • • •1)

/
Ä hnliche kritische Fragen w erden auch in anderen B ereichen gestellt: die 
K irchen, die Schulen, die U niversitäten, die Theater, die bildende K unst ' 
und die Poesie haben ihre K rise; sie stecken voll geistiger W idersprüche. 
D ie Evangelischen K irchentage, das zw eite V atikanische K onzil, die Schul- 

- und H ochschulreform en, Intendantenkrisen und die sich überstürzenden  
K unstrichtungen bezeugen es. In diesen K ulturbereichen w erden w eiterhin  
die überkom m enen Lehren, die tradierten W erte und die M aßstäbe als 
fragw ürdig betrachtet. G anz allgem ein w ird über eine K rise der A utorität 
geklagt. A utoritätsform en, die sich auf fraglosen G ehorsam  oder m ystisch

sakrale Tradition stützen, sind ausgehölt.

So nim m t es nicht W under, daß der Philosoph K arl Jaspers vor kurzem  
in seiner gleichnam igen Schrift die konkrete Frage: „W ohin treibt die  
B undesrepublik?“ 2) gestellt hat und auf G rund zeitkritischer R eflexionen  
eine Entw icklung befürchtet, „an deren Ende es w eder eine D em okratie 
noch einen freien B ürger geben w ürde.“ A ber allzu oft w erden bei dieseredcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

i) FAZ vom 20. 7. 1967.

3) Karl Jaspers, „Wohin treibt die Bundesrepublik?" Tatsachen - Gefahren — Chancen, 1966, 
181 S. Ders., Antwort. Zur Kritik meiner Schrift „Wohin treibt die Bundesrepublik?“, 1967, 
235 S.
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D iagnose, der konkrete tagespolitische D etails zugrunde liegen, die leiden

schaftslose Sachlichkeit und die rationalen A bw ägungen von politischem  
Engagem ent und herben Enttäuschungen verdrängt. D ies nim m t die politi

sche M itw elt zum A nlaß, die unbequem en Forderungen des Philosophen  
nach radikaler U m kehr der Politik , nach radikaler H inw endung  zur W ahr

heit und zur persönlichen V erantw ortung  in den W ind schlagen zu können.

W ie haben w ir uns-in diesem  w eit verbreiteten U nbehagen zu orientieren?  
W ie begegnen w ir dem  politischen, gesellschaftlichen  und kulturellen U nver

ständnis und U nverm ögen, einem Schicksal ausgeliefert zu sein , das m an  
glaubt nicht gestalten zu können? W oher nehm en w ir die M aßstäbe zur 
B eurteilung dieser Problem atik und w elche Ziele steuern w ir an? W ie 
w enden w ir diese offensichtliche N ot und lenken evolutionär die Entw ick

lung in B ahnen, die uns zu einer besseren dem okratischen G esellschaft 
führen? O der ist die neuzeitliche D em okratie, w ie Leopold Ziegler m eint, 
„ihrerseits schon das W etterzeichen einer ständigen und eben darum  »fort

laufenden ' K risis“, w eil keine der m odernen D em okratien es verm ocht habe, 
„die aus ihr h'ervorgegangenen, von ihr ausgeborenen Schrecknisse gegen

w ärtiger G eschichts- und Endzeit abzuw enden oder ihnen, auch bloß ent

gegenzutreten“? 3) D enn w enn w ir diese Fragen  nicht klären, w enn  w ir nicht 
erkennen, w as zur Erhaltung der Freiheit notw endig ist, dann'landen w ir 
in einem V akuum , in dem auch bestim m te negative Initiativen für eine 
herrschaftliche Zukunftsorientierung bereitgehalten w erden. A ls einzige 
A lternative w ird dann anstelle eines dem okratischen R eifeprozesses, in dem  
Freiheit, Pluralism us und D em okratie nach w ie vor verknüpft bleiben, oder 
auch anstatt einer geschichtlichen N euschöpfung der D em okratie, die der 
R ückw endung, „der Stärkung  des Staates im  Staate", angeboren  und  propa

giert. D ie G efahren, die von hier der D em okratie‘nicht nur als Staatsform  • 
und  Ideologie, sondern auch als Lebensform  und  G esellschaftsprinzip drohen, 
zeigen sich auch darin , daß sich in der N achkriegszeit eine neue Theorie der 
D em okratie kaum  zu bilden verm ochte. V ielm ehr gew annen die traditionel

len staatsrechtlichen Lehren beherrschenden Einfluß. D ie einer neuen dem o

kratischen K onzeption verpflichteten Staatsdenker und -lehrer bilden die  
A usnahm e.

Zu dem  Traditionsbestand staatsrechtlicher Lehren gehören vor allem  die  
m ir repräsentativ erscheinenden D enkw eisen H erbert K rügers und W erner 
W ebers, die den  G eist des G rundgesetzes in  ihrem  Sinne innerlich  zu  w andeln  
und zu form ieren bestrebt sind. A ls V erm ittler zw ischen Theorie und Praxis  
tritt vornehm lich  R üdiger A ltm ann  auf. Sein  K onzept der form ierten  G esell

schaft ist ausgegangen von der K anzlerdem okratie als B ollw erk des Status 
quo, die als paternalistischer Schutz gegen  eine neue W elt galt; es ist w eiter-edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

3) Leopold Ziegler, Dreiflügelb ild, 1961, S. 45 f.
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entw ickelt w orden von einem sich als V olkskanzler verstehenden R egie- , 
rungschef und ist abgelöst w orden von der institu tionalisierten G roßen  
K oalition  und der konzertierten A ktion, die ihren politisch-rechtlichen A us

druck in dem kooperativen Föderalism us und der zu erw artenden N ot

standsverfassung sow ie in einer A bkehr von den G rundsätzen der M arkt

w irtschaft zu finden suchen.

N ach der um fassenden, im Jahre 1964 erschienenen Staatslehre H erbert 
K rügers,4) ist seine K onzeption des Staates ein gegen das G rundgesetz und  
gegen den A lt- w ie N eoliberalism us konstruierter Idealstaat nicht im  m eta

physischen Sinne, sondern im  Sinne „gesteigerten Seins“, ein N achfahr' des 
preußischen Staates im m odernen G ew ände, der die Entw icklung zum  
freiheitlichen Staat eher hindert als fördert. N ach H erbert K rüger hat der 
Staat den Pluralism us nicht hinzunehm en; vielm ehr hat er als G em einschaft 
existenzieller V erbundenheit ihre konkrete Existenz einseitig festzusetzen, 
to tal durchzuform en, zu behaupten und durchzusetzen. „D er B ürger“, so  
sagt K rüger, „vollendet sein W erk der Staatshervorbringung als U ntertan, 
indem  er durch absoluten G ehorsam  dem  Staat zu jener unbedingten W irk

sam keit verhüft, ohne die er seinen Sinn, die die G ruppen bedrohenden  
Lagen zu m eistern, nicht erfüllen könnte“.5) Erst im Staat gelangt nach  
K rüger der ganze Sinn des M enschentum s zu voller O bjektivität, w eil die  
Persönlichkeit in dieser W elt sich in der Tat erst im  und durch den Staat 
erfüllt.6) Folgerichtig um schreibt er den Zw eck seines W erkes dahin, die  
innere U nterordnung  unter die staatliche H errschaft und tiefere B ereitschaft 
des U ntertanen zum G ehorsam echt einsichtig zu m achen.7) A us dieser 
G rundhaltung beklagt K rüger den A bbau der Staatlichkeit und m acht der 
R echtssprechung zum  V orw urf, die G rundrechte als Institu te der Erhaltung  
m ißzuverstehen und der staatlichen A ktion im  N am en der G rundrechte in  
den A rm  zu fallen. A uch gibt er dem  Staat Ü bergew icht und V orrang vor 
der Eigenständigkeit der Person, der G esellschaft und ihrer Freiheit. N ach  
dieser Staatsdoktrin H erbert K rügers bleibt als M aßstab nur die Idee der 
Staatsraison als ein H andeln aus R üdesicht auf die Erhaltung, Sicherung  
und Förderung der Existenz des Staates überhaupt. D ie W erte, unter denen  
Leben und Tätigkeit des Staates stehen, sind keine selbständigen W erte, 
sondern dem Staat, dessen G ew alt G eneral- und B lanko-V ollm acht ist, 
untergeordnet. D as Problem  der Einheit des Staates w ird hier auf K osten  
der Freiheit gelöst, w eil K rüger den Staat nicht vom  M enschen und seiner 
B estim m ung oder von der G esellschaft her versteht. D em okratie bleibt hier 
Fassade oder Proklam ation; ein inneres V erhältnis zu ihr kann K rüger 
nicht gew innen —  w ohl vielleicht deshalb w eil er die D em okratie nur als

*) edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAHerbert Krüger, Allgemeine Staatslehre, 1. Auflage, 1964, 1028 S.
5) a. a. O. S. 941.
«) a. a. O. S. 988, 807 f.
7) a. a. O. S. 986.
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Problem der staatlichen O rganisation und nicht auch als Lebensform ver

steht. D ie in  der D em okratie  zusam m engefaßte  V ielheit der M enschen  beruht 
aber gerade nicht nur auf der Eigenart des B ürgers als eines G liedes des 
im  Staat repräsentierten V olkes, sondern auch als eines selbst- und m itver

antw ortlichen G liedes der G esellschaft.

Schon über ein Jahrzehnt zuvor, im Jahre 1951, hatte W erner W eber in  
seiner Schrift „Spannungen und K räfte im w estdeutschen V erfassungssys

tem “ 8) das Zurücktreten des Staates gegenüber der politischen G esellschaft 
als Schw inden eigenständiger Staatlichkeit oder als A uflösungssystem des 
Staates beklagt. Jahre danach w arnte er vor der in der sozialstaatlichen  
Entw icklung der D em okratie liegenden G efahr des Totalitarism us und  
forderte, die sozialstaatliche Entw icklung zu sistieren, die außerordentliche  
„D em ontage des Staates im  Staate“ institu tionell zu sichern und den Staat 
stärker ins B ew ußtsein der Staatsbürger zu heben. W eiter ist W eber der 
A nsicht, daß  der „paritätische Pluralism us“ auf der G rundlage einer B alance 
der G ruppenm ächte nur tem porär funktioniere. „Er funktioniert näm lich  
nur“, so m eint W eber, „solange die w irtschaftliche Prosperität anhält und  
das Sozialprodukt w eiter ansteigt. Er funktioniert ferner nur, solange der 
außenpolitische G egner m it seinem  D ruck verhält.“ D eshalb ist W eber über

zeugt, eine solche B alance w äre besser durch eine kraftvolle O brigkeit 
gesichert, vor allem durch ein dem  G em einw ohl verpflichtendes staatstra

gendes, aus eigener W ürde dienendes B eam tentum . N ur dadurch könne der 
to tale Staat verm ieden w erden. „Es bedarf eines Patrons ... Er kann . . . 
nur durch V erstärkung der Eigenständigkeit der staatlichen Exekutive, 
durch B egründung einer eigenständigen R egierungsgew alt und vor allem  
durch den A usbau der Position des B undespräsidenten zurückgew onnen  
w erden.“ Ergänzend gibt W erner W eber in seiner A bhandlung in der Fest

schrift für C arl Schm itt der M einung A usdruck, „daß auch der deutsche 
Staat der G egenw art seine w esentlichen Leistungen in  seinem  exekutivischen- 

. B ehörden- und Ä m terw esen hervorbringt und im m er noch seinen H alt in  
einem  K orps verantw ortungsbew ußter Staatsm änner und Staatsdiener hat". 
A ngesichts der „R ealität der parteienstaatlichen M assendem okratie“ hält 
er die  A utorität der Justiz für ungeeignet, „die  Staatlichkeit zu  restitu ieren“.

Im  Ergebnis bedeutet dies, daß die sozialen G ruppen durch eine souveräne  
O brigkeit gezügelt w erden m üßten und die Sozialstaatsklausel an B edeu

tung  verliert. A uch w ird  hier der politische Prozeß in  der D em okratie durch  
das D enken politikfreier, fachkundiger Technokraten und B ürokraten neu

tralisiert, die ihr bloß theoretisch-zw eckrationales  Program m  durch die V iel

zahl gesellschaftlicher Interessen im Parlam ent als gefährdet ansehen. D ie

8) Werner Weber, Spannungen und Kräfte im westdeutschen Verfassungssystem , 2. Auflage, 
1958, S. 30, 36, 62, 139 ff., 151, 160 f.; vgl. auch ders., Die Teilung der Gewalten als 
Gegenwartsproblem , in Festschrift für Carl Schmitt, 1959, S. 260, 265, 271.
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dem okratische Legalität der O brigkeit bleibt zudem bei W eber in der 
Schw ebe. Im ganzen gesehen ist diese D oktrin die R ückw endung zu einer 
autoritär-geprägten V ergangenheit, zu einem  H errschaftsstaat, in dem  trotz  
aller Floskeln  und  V erbräm ungen  die M acht ohne B eteiligung  der ihr U nter

w orfenen und nicht im W ege der D iskussion und Entscheidung, sondern  
höchsten  durch  A kklam ation  bestätigt w ird. D ies liegt in  der K onsequenz der 
Lehre W erner W ebers, nach dem das „M assen-V olk“ von sich aus keinen  
artikulierten  politischen  W illen äußern, sondern nur auf das politische H an

deln anderer reagieren kann.

G ew iß ist für den m odernen Staat, vor allem  für den als V olk verfaßten  
Staat Solidarität und Integration  des politischen  W illens notw endig. U nver

söhnliche A ufsplitterung der gesellschaftlichen und politischen K räfte  
m ündet —  die W eim arer R epublik ist ein w arnendes B eispiel —  in die  
Selbstauflösung der D em okratie. A uf ordnende Funktionen kann auch die  
D em okratie  nicht verzichten. A ber die Freiheit des M enschen in  der G em ein

schaft kann sich erst im  freien Zusam m enw irken aller und in gem einsam er' 
V erantw ortung erfüllen. Es kom m t deshalb alles darauf an, auf w elche 
W eise, in w elchen Form en und m it w elchen M ethoden die Integration im  
Staat herbeigeführt w ird, ob durch absoluten G ehorsam oder in Freiheit. 
Ein G em einw esen ist nur dann spezifisch dem okratisch, w enn alle Staats

bürger durch  freiw illige B eteiligung solidarisch  verbunden sind und sich m it

verantw ortlich fühlen. N eben dem  w irtschaftlichen Pluralism us der Interes

sen und dem  politischen  Pluralism us der verschiedenen  Zielsetzungen  ist von  
der freiheitlichen dem okratischen G rundordnung des G rundgesetzes eine 
pluralistische G esellschaft gefordert, in der auch der w eltanschauliche Plura

lism us gew ährleistet ist. N ach  Ernst Fraenkel9) beruht der Pluralism us „auf 
dem  optim istischen V ertrauen, daß ein autom atisch zu erzielender consen

sus om nium  in der R egel ausreichend stark ist, um  den heterogenen K räften  
zu gestatten, sich frei in Staat und G esellschaft zu bestätigen“. K ennzeichen  
einer pluralistischen O rdnung sind Liberalität, O ffenheit und D ynam ik. 
Ihre  G renzen  liegen außer in  den G rundrechten und der verfassungsm äßigen  
O rdnung vor allem  in der V erantw ortung der einzelnen  G ruppen und V er

bände, sich gegenseitig in ihrer w esensm äßigen Eigengesetzlichkeit anzuer

kennen und sich zugleich unter W ahrung ihrer Lebensprinzipien durch  
K oordination und friedliche K oexistenz zu begrenzen. Eine G ruppe darfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

9) Ernst Froenkel, Der Pluralismus als Strukturelement der fre iheitlich-rechtsstaatlichen Demo
kratie, in Verhandlungen des 45. Deutschen Juristentages, 1964, Band II (S itzungsberichte) 
Teil B S. 18; vgl. auch Kurt Sontheimer, Staatsidee und staatliche W irklichkeit heute, in 
Ernst Fraenkel - Kurt Sontheimer: Zur Theorie der pluralistischen Demokratie, Schriften der 
Bundeszentra le für politische Bildung, 1964; Erwin Scheuch, Verplante Freiheit oder die 
Zukunft des Pluralismus - Zur Kritik der .form ierten Gesellschaft*, in Protokoll Nr. 216 der 
Evgl. Akademie Rheinland-Westfa len, 1966 S. 26 ff.; ders., Demokratie als geschlossene 
Gesellschaft?, in Offene Welt, 1967, S. 68 ff.; Lucio Lombardo-Radice, Pluralismus in einer 
sozia listischen Gesellschaft, in Gespräche der Paulus-Gesellschaft, Christentum und Marxis
mus — heute, 1966 S. 251 ff;. A. Stüttgen, Pluralistische Gesellschaft als Aufgabe, in Werk
hefte, Zeitschrift für Probleme der Gesellschaft und des Katholiz ismus, 1965 S. 254 ff.
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deshalb nur Privilegien fordern, w enn sie auch bereit ist, sie anderen zu  
gew ähren. W ie die em pirische A nalyse aber zeigt, läuft der Pluralism us 
G efahr, infolge der disparitären Entw icklung von Staat und G esellschaft 
und der ungleichm äßigen V erteilung von M acht und V erantw ortung die  
soziale D iskrepanz zw ischen den  G ruppen,  zu  vergrößern. D ies kann dann  zu  
Störungen des sozialen G leichgew ichts und zur Erhöhung der potentiellen  
und faktischen K onflikte führen. D abei können V orurteile jeder A rt sich  
bilden und verstärken. A ls D em okraten w eigern w ir uns aber, aus dieser 
N otlage den Schluß zu  ziehen, daß nur eine obrigkeitliche  O rdnung  oder gar 
eine D iktatur die disparaten Elem ente der Politik und W irtschaft zur Ein

heit zw ingen könne. V ielm ehr ist es unsere A ufgabe, neue Techniken zu  
entw ickeln, die die pluralistische'D em okratie in w irksam er Form  erm ögli

chen kann.

In der politischen W irklichkeit der B undesrepublik D eutschland ist der 
Pluralism us infolge der Strukturentw icklung der G ruppen, V erbände und  
Parteien teils verderbt, teils zerrüttet, teils überentw ickelt. N ach 1949  
herrschte zunächst ein labiles G leichgew icht der vorherrschenden Interessen  
auf dem  B oden w eitgehender K onform ität. Ende der fünfziger Jahre trat 
die A narchie der Zufälligkeiten des Interessenausgleichs und  der öffentlichen  
Subventionen zutage. Sie w urde zunächst noch durch die w irtschaftliche 
H ochkonjunktur und die K anzlerdem okratie unter K onrad A denauer als 
dem autoritären „V atersym bol“ verdeckt. M it dem A utoritätsverfall der 
R egierung  Erhard, die sich auf die staatlichen Institu tionen  ausw irkte, w urde  
der sich auf K osten der einzelnen B ürger und der öffentlichen D ienste voll

ziehende M achtkam pf der V erbände allgem ein offenbar. Seit 1965 änderte  
sich m it dem  N achlassen  der K onjunktur, der U nausgeglichenheit der öffent

lichen H aushalte und dem gestörten V erhältnis der K om ponenten der 
berühm ten K eynes'schen Form el „V ollbeschäftigung, M arktw irtschaft und  
Stabilität der W ährung“ das B ild w iederum . Es zeichnete sich eine Entw ick

lung ab, den Pluralism us zu ändern oder ihn gar verschw inden zu lassen  
durch die M odelle der form ierten G esellschaft10), durch den dem  G em ein

w ohl ”) verpflichteten bürokratischen A pparat der Experten und Techno

kraten und neuerdings durch den B egriff der einseitig an der Produktivi

tätssteigerung ausgerichteten Leistungsgesellschaft12). D er bedeutsam ste 
gesetzgeberische V ersuch in dieser R ichtung  ist das jüngst verkündete G esetzedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

/

11) K. G. Kiesinger, Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag am 13. 12. 1966.
10) Ludw ig Erhard, Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag am 10. 11. 1965; Otto 

Schmidt, Form ierung verantwortlicher Gesellschaft, Referat auf der 13. Bundestagung der 
Evangelischen Arbeitskreise der CDU/CSU, in Evangelische Verantwortung, 1966, Heft 7 S. 
4-12; Dieter Senghaas, Die form ierte Gesellschaft, im Atomzeita lter, 1965, Heft 9; Reinhard 
Opitz, Der große Plan der CDU: Die .Form ierte Gesellschaft*, in Blätter für deutsche und 
in ternationale Politik, 1965, Heft 9.

12) Lothar Hack, Was heißt schon Leistungsgeseüschaft?, in Neue Kritik, 1966, Heft 4, S. 23 ff.
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zur Förderung der Stabilität und des W achstum s der W irtschaft13); es w ill 
dem  K eynes'schen Trilem m a w irksam  begegnen. D ieser allgem eine zur Zeit 
herrschende Trend hat seinen N iederschlag aber auch in dem  dem  B undes

tag vorliegenden Entw urf einer N otstandsverfassung gefunden.

In seiner Studie über die das 20. Jahrhundert Staat und G esellschaft 
beherrschenden Tendenzen kom m t R om an H erzog aus dieser Entw icklung  
zu der bedrückenden Feststellung: „Es m ag sein , daß m it dieser neoetatis- 
tischen Staats- und G esellschaftsauffassung  .d ie G efahr einer erneuten Tota- 
lisierung des Staates eng  verbunden  ist. R ichtig  ist aber auch, daß ein starker, 
Zugegebenerm aßen ständig der K ontrolle gegen ein A bgleiten in den Tota

litarism us bedürftiger Staat das kleinere Ü bel gegenüber einer m it Sicherheit - 
to talitär w erdenden G esellschaft ist. Es hat den  A nschein, als ob die M ensch

heit in der nächsten Zukunft nur zw ischen diesen beiden M öglichkeiten zu  
w ählen hätte“ 14). •

R üdiger  A ltm ann, einer der geistigen  V orbereiter dieser stabilitätskonform en  
Sozial- und G esellschaftstechniken, ging in seinem 1960 erschienenen B uch  
„D as Erbe A denauers“15) davon aus, daß es notw endig sei, „das B ild, das 
sich aus der K om bination von K anzler-D em okratie und W ohlfahrtsstaat 
ergibt, durch ein w eiteres M odell zu ergänzen: den V erw altungsstaat.“ 
A nders als W erner W eber versteht A ltm ann darunter nicht „den ,B eam ten

staat* alter Prägung, von dessen Tugend und Elitehaftigkeit konservative 
G eister schw ärm en, sondern  die Tatsache, daß  innere Politik  sich zunehm end  
in V erw altung verw andelt“, . . . „und auf die V eränderung des Status quo  
selbst zielt“ . „D ie neue Stufe“, so fährt A ltm ann fort, „die w ir ins A uge 
fassen m üssen, ist die V erschm elzung des pluralistischen Status quo zu einem  

. Sozialsystem . . . U nter einem solchen Sozialsystem w äre zunächst eine 
stärkere Integration des Status quo  zu  verstehen. . . . W enn  w ir vom  Sozial

system reden, so m üssen w ir von der B asis des Status quo ausgehen; von  
der N otw endigkeit, ihn nicht nur zu halten, sondern w eiter durchzuorgani

sieren und zu rationalisieren; seine Teilhaber ihrer Egoism en zu entw öhnen  
und einer stärkeren D isziplinierung zu unterw erfen; die V erteilung des 
Sozialproduktes allm ählich langfristiger zu kalkulieren.“ D abei räum t 
A ltm ann ein, daß der zum Status quo geronnene Pluralism us „für die  
heutige M assendem okratie die überzeugendste G arantie ihrer Freiheit, die  
stärkste Form  ihrer Ö ffentlichkeit ist. . . . M it den traditionellen parlam en

tarischen M ethoden ist er freilich —  jedenfalls in dem kontinentaleuro

päischen Parteiensystem  nicht zu halten, . . . (D as G rundgesetz) ist der Typ

’3) Gesetz vom 8. 6. 1967, BGBl. 1967 I, S. 582.
14) Evangelisches Sfaatslexikon, 1966 S. XXXVII.
15) Rüdiger Altmann, Das Erbe Adenauers, 1960, S. 131 ff.; S. 150 ff.; S. 152 ff.; Rüdiger Alt

mann - Johannes Groß, Die Neue Gesellschaft. Bemerkungen zum Zeitbewußtsein, 1958.
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einer vorbeugenden V erfassung, die darauf aus ist, die K rise überhaupt zu  
verhindern. A ber das kann die V erfassung allein natürlich nicht. D azu  
braucht sie eine starke R egierung.“ Ergänzend  bem erkt A ltm ann an anderer 
Stelle einige Jahre später, daß eine solche R egierung  m ehr A utorität erhalten  
m üsse. Er schreibt: „D ie R egierung im V erteilerstaat hat m ehr R echt auf 
A utorität als frühere parlam entarische R egierungen. Einer ihrer stärksten  
Legitim ationen ist die „form ierte G esellschaft“ . A ltm ann geht hier nicht so  
w eit w ie W eber; er w eiß, daß die D em okratie ohne den Pluralism us „ein  
H aus ohne B oden“ ist und daß sich sofort die Tore des to talen Staates 
öffnen, w enn er zusam m enbricht oder auf andere W eise erledigt w ird. 
D ennoch  bleibt sein  A llheilm ittel im  G runde eine sozialtechnische Form ierung  
der B evölkerung  durch  ein  bürokratisches R egim e. D er B egriff der form ierten  
G esellschaft ist in das politisch-ökonom ische V okabülar der G egenw art als 
Streitbegriff eingegangen. Erhard nannte in seiner R egierungserklärung die  
form ierte G esellschaft die gesellschaftliche K onsequenz der sozialen M arkt

w irtschaft. Später w urde der B egriff in eine G esellschaft der christlichen 
Solidarität oder in  eine verantw ortliche G esellschaft erw eitert. D ennoch  blieb  
er w eitgehend verschw om m en und unklar. K iesinger bediente sich in seiner 
R egierungserklärung dieses B egriffes nicht m ehr; er ersetzte ihn durch den  
A usdrude von der am G em einwohl orientierten Politik . A ber w as ist 
G em einw ohl? N ach der katholischen Soziallehre ist es die die V ielfalt der 
Interessen und Zielsetzungen harm onisch zusam m enfassende Einheit in einer 
hierarchisch aufgebauten Struktur. D em okratischem D enken entspricht es 
aber, das G em einwohl im W eg der innerparteilichen D em okratie durch  
freies Zusam m enw irken A ller zu entw ickeln. D aß ein K onsensus hierüber 
nicht durch dem oskopische B efragungen erm ittelt w erden kann, sollte sich  
von selbst verstehen. D as Schielen nach dem oskopischer B estätigung verrät 
nur einen M angel an politischer Führung.

O b der Trend der allgem einen Entw iddung sich w esentlich ändern w ird, 
erscheint zw eifelhaft angesichts des von der R egierung vorgelegten  Entw urfs 
einer N otstandsverfassung, w enn auch  zu  hoffen  bleibt, daß die  B eauftragten  
des V olksw illens diesen Entw urf den Erfordernissen der freiheitlichen  
D em okratie entsprechend ändern.

D ieser Entw urf16) versucht der Staatsgew alt eine V erfügungsm acht und  
A utorität zu verschaffen, die w eit über die unabw eisbare N otstandsregelung  
hinausgeht. D as zeigt sich bei der Erw eiterung des B egriffes des Zustandes 
der „äußeren  G efahr“ auf den Spannungszustand und  bei der R egelung desedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

,Ä ] Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes vom 6. 4. 1967, BR Drucks. 162/67; 
Benda und Ridder, W ie nötig sind die Notstandsgesetze?, in .D ie Zeit', Nr. 25 v. 23. 6. 
1967, S. 3 und Nr. 26 v. 30. 6. 1967, S. 4; Vorbereitung auf den Notstand? Zehn Antworten 
auf eine aktuelle Frage, 1967, Fischer-Bücherei, Band 858.
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inneren N otstandes} die über das geltende R echt hinausgeht, obw ohl dieses 
in A rt. 91 G G  ausreichende M ittel und M aßnahm en zuläßt. A uch läßt die  
vorgesehene  R egelung  des inneren  N otstandes nunm ehr zu, daß  sog. politische 
Streiks unter Einsatz von M ilitär unterdrückt w erden können, w ie denn  
überhaupt m ilitärische Streitkräfte, die ihrem  W esen nach anderen Zw ecken  
dienen, als  Polizeikräfte im  Innern  eingesetzt w erden dürfen. D as K ernstück  
der beabsichtigten N otstandsverfassung ist das sog. N otparlam ent, ein schon , 
im Frieden gebildeter gem einsam er A usschuß des B undestages und des 
B undesrates. In W ahrheit handelt es sich dabei um  ein neues V erfassungs

organ eigener A rt, einem gleichsam verlängerten A rm der R egierung. 
D iesem A usschuß gehören, privilegierte Parlam ents- und w eisungsfreie  
B undesratsm itglieder an. Er hat G esetzgebungsrechte, A uskunfts- und  
Zustim m üngsrechte und ist auch bei Funktionsfähigkeit des Parlam ents  
handlungsfähig. D am it w ird das K om petenzgefüge der freiheitlichen dem o

kratischen G rundordnung  m itten im  Frieden im  Sinne eines M achtzuw achses 
der Exekutive und einer A bw ertung des Parlam ents entscheidend geändert. 
A uch  die  bundesstaatliche Struktur erleidet in  dem  Entwurf einer N otstands

verfassung Einbußen. So w erden G esetzgebungskom petenzen zugunsten des 
B undes bereits für die norm ale Friedenszeit auf Sachgebiete erw eitert, die  
sonst zur ausschließlichen G esetzgebungszuständigkeit der Länder gehören. 
W enn diese in Friedenszeiten erlassenen G esetze auch erst für den K riegsfall 
gelten sollen, so üben sie doch schon vorher faktische W irkungen aus. A uch  
können diese V orschriften für die M entalität der Staatsbürger und der 
Exekutive nicht zu unterschätzende sozialpsychische Folgen zeitigen. H ierzu  
gehört auch, daß ebenfalls schon in Friedenszeiten die V erw altung und die  
Finanzen des B undes und der Länder für die D auer des Zustandes äußerer 
G efahr abw eichend von  den V orschriften des G rundgesetzes geregelt w erden  
können. D arüber hinaus erm ächtigen schon jetzt die am 12. 8., 24. 8. und  
9. 9. 1965 erlassenen 7 einfachen N otstandsgesetze17) die B undesregierung, 
m itten im Frieden ohne B efragung des Parlam ents in die pluralistische  
M arktw irtschaftsordnung um fassend einzugreifen. V or allem geben die  
Sicherstellungsgesetze auf den G ebieten der W irtschaft, des V erkehrs und ' 
der Ernährung der Exekutive w eitgehende R echtsetzungsbefugnisse und  
um fassende Eingriffserm ächtigungen. D am it ist m it Zustim m ung des Parla

m ents auf w eiten G ebieten das parlam entarische System zugunsten von  
R egierung und Exekutive preigegeben. D iese Feststellung bleibt auch dann  
bestehen, w enn m an selbstverständlich davon auszugehen hat, daß bei der 
N otstandsplanung  die V erfassungsorgane aus dem okratischer  V erantw ortung  
handeln  w erden, um  die Existenz der B ürger und  des V olkes zu sichern und  
zu erhalten. D er B estand der B undesrepublik D eutschland, den es dabei zu  
schützen und zu erhalten gilt —  das m uß ganz deutlich hervorgehobenedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

u) BGBl. 1965 I S. 782, 920, 927, 938, 1225, 1232, 1240.
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w erden — , ist aber, w ie das B undesverfassungsgericht18) klargestellt hat, 
„nicht nur ihr organisatorisches G efüge, sondern auch ihre freiheitliche 
dem okratische G rundordnung . . . . D ieser ist eigen, daß die Staatsgeschäfte, 
einschließlich  der m ilitärischen, zw ar von  den  hierfür zuständigen  staatlichen  
O rganen geführt w erden, aber der ständigen K ritik oder B illigung des 
V olkes unterstehen.“ G esetzgeber und  R egierung  dürfen  also  die  öffentlichen  
A ngelegenheiten nicht allein durch autom atische Form ung des V olkes aus 
einer A rt besseren Einsicht der O brigkeit über das sog. vorgegebene G em ein- 
w ohl erfüllen; sie m üssen  auch dem  W illen des V olkes  zur selbst- und  m itver

antw ortlichen G estaltung vertrauen und sich unter die .dauernde K ontrolle 
des V olkes stellen.

W er dem okratische G esinnung  und dem okratische Lebensform  erhalten w ill, 
darf die V oraussetzungen für eine differenzierte Lebensform  freier m ündiger 
B ürger nicht ohne N ot beeinträchtigen. D as bedeutet, daß m an sich nicht so  
sehr an einem konkreten O rdnungsdenken orientieren darf, sondern alles 
daran  setzen  m uß, unter den  obw altenden  konkreten  politischen  und  sozialen  
B edingungen  einer pluralistischen G esellschaft in tegrierten politischen  W illen  
zu bilden. D er W ille zu G em einschaftsaufgaben und zur legitim en Integra

tion der G ruppen, V erbände und G ruppeninteressenten ist und bleibt nur 
dann dem okratisch, w enn er der V ersuch von B ürgern bleibt, rational und  
diskutierend eine Integration  der verschiedenen Interessen  zu suchen; andern

falls w ird die Integration gleichlautende adem okratische M anipulation. W er 
dem okratische G esinnung pflegen und fördern w ill, m uß daher auch die ' 
in tellektuellen V oraussetzungen für das V erständnis des kom plizierten  
M echanism us einer freiheitlichen O rdnung schaffen. W ir dürfen nicht von  
etw as träum en, das sein könnte, oder in die Situation der V ergangenheit 
zurückkehren w ollen, sondern m üssen uns in der veränderten Situation  
selbständig  orientieren, oligarische M achtstellungen  zu  verhindern  suchen und  
die Entw iddung im Sinne einer freiheitlichen O rdnung gestalten. H ierzu  
reichen Proteste und  D em onstrationen  gegen Zivilisation, Politik  und  G esell

schaft allein nicht aus; sie bleiben m eist ohne Folgen. D ie U m setzung der 
Theorie  in  die Praxis bereitet im m er erneut Schw ierigkeiten, vor allem  w egen  
des griechisch-christlichen V orrangs der vita contem plativa' vor der vita  
activa, aber auch w eil das H andeln in einer ausschließlich technischen Zivili

sation oft die K raft des Einzelnen übersteigt und das soziale Leben zur 
sozialen A pparatur degradiert ist, in der das m enschliche und die W ürde 
des M enschen zu ersterben  .droht. D ie besten A nsatzpunkte für eine dialek

tische  V erbindung  von  Theorie und  Praxis sind  A ufklärung  und  K ooperation, 
sind die B ildung eines aufgeklärten kritischen B ew ußtseins und politische 
A ktivität, die nicht ins Leere geht oder fällt.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

18) BVerfGE 20, 178.
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D azu gehört vor allem auch eine Erziehung zu öffentlichen Tugenden 19), 
zur Sozialbildung und politischen M ündigkeit, die an der gesellschaftlichen  
R ealität und nicht allein an, den V orstellungen eines privaten, ethisch- 
ästhetisierenden B ildungsideals, näm lich der m enschlichen Selbstbildung, der 
sittlichen V ollendung der m enschlichen Individualität und anderer privater 
Tugenden orientiert ist. D iese K onzeption der B ildung m uß notw endig auf 
den W issens- und B ildungskanon zurückw irken, dessen grundlegende 
Ä nderung in den zw ei Jahrzehnten nach dem  Zusam m enbruch im m er noch  
nicht erreicht ist. D er Soziologe R ichard F. B ehrend schreibt m it R echt: 
„H eute, zum  erstenm al, hat die Schule eine ganz andere, entgegengesetzte 
A ufgabe: der B efähigung junger M enschen zur Teilnahm e an einer offenen, 
sich selbst steigernden, elastischen, pluralistischen G esellschaft. D as ist ihre 
A ufgabe. . . . U nser heutiges B ildungsw esen versucht im m er noch überw ie

gend, V orstellungen, D enkw eisen und gesellschaftliche V erhaltensw eisen zu  
erhalten, die den Zeiten der O hnm acht des M enschen gegenüber einer ■ 
unverstandenen N atur und unverantw ortlichen M achthabern entsprach. 
H ierdurch hem m t es die Phantasie, die D enkbereitschaft und -Fähigkeit der 
K inder und Jugendlichen, anstatt sie zu w ecken und  zu stärken. ... In  einer 
G esellschaft, in der es darauf ankom m t, daß ihre M itglieder sich die Fähig

keit zu stetem  N eulernen, zur steten R evision und Erw eiterung ihres W elt

bildes erhalten, versuchen unsere B ildungsanstalten, die für die Zukunft 
V erantw ortlichen in den engen geistigen Schem ata abgestorbener Zeiten  
zu erhalten“20). In ähnlicher W eise fordert der W issenschaftsrat in einer 
seiner jüngsten Em pfehlungen, daß die H ochschulen sich „der R ückw irkun

gen —  näm lich der Forderungen der von ihnen veränderten  G esellschaft an  
die H ochschulen  —  in  verstärktem  M aße  bew ußt w erden, sie verarbeiten und  
sich den von ihnen selbst verursachten G egebenheiten anpassen“ sollen.

In jedem Fall bleibt entscheidend, die dem okratische Freiheit aus dem  
.Zustand der Potentialität in VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAd e n d e r A ktualität zu überführen und das 
dem okratische B ew ußtsein im  unserem gesam ten Leben sichtbar zu m achen  
und  W irklichkeit w erden  zu  lassen. W ir m ögen dabei die  D em okratie ähnlich  
w ie R ousseau rechtfertigen aus dem  optim istischen G lauben an den freien  
vernünftigen und an den unausw eichlichen Fortschritt zum politisch und  
sozial B esseren, der den W eg zum  G lück und W ohl in einem  freien G em ein-edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

1?) vgl. Aristote les: »Es ist näm lich unmöglich im politischen Leben eine (echte) Leistung zu 
vollbringen, wenn man nicht eine bestimm te Qualität hat, d. h. ein wertvoller Mensch ist. 
Wertvoll sein aber heißt die Tugenden haben. Es muß einer also, wenn er im politischen  
Leben ein Handelnder sein will, ein ethisch wertvoller Mensch sein. Es ist also augenschein
lich  ^die Ethik ein Teil, ja der Ausgangspunkt der W issenschaft vom Staate, und überhaupt 
scheint mir, daß die Benennung der Diszip lin korrekterweise denn auch nicht ,E th ik ' lauten 
sollte, sondern ,Politik ' (Magna Moralia, Buch I 1181 b 24, in Aristote les Werke, heraus
gegeben von Ernst Grumach, Band 8, S. 6, 1966); O. H. von der Gablentz, Einführung in die 
Politische W issenschaft, 1965, S. 321 ff., 349 ff.

20) Richard F. Behrend, Gesellschaftliche Dynamik als Aufgabe der Demokratie, in Club Vol
ta ire, Jahrbuch für Kritische Aufklärung, II 1965, S. 299.
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w esen eröffnet. O der w ir m ögen die D em okratie m it den Stam m vätern der 
angelsächsischen D em okratie, H obbes, M ontesquieu und Locke, aus einer 
pessim istischen G rundhaltung begründen, dabei von den unlösbaren Span

nungen zw ischen Freiheit und O rdnung, von der B egrenztheit m enschlicher 
Erkenntnis, von dem W issen um die M öglichkeit des Irrtum s, von der 
N ötigung zur B egrenzung der m enschlichen  R isiken, von der zw angsläufigen  
R elativität jeder Politik und von der V erbindung zw ischen M acht und  
Sittlichkeit ausgehen. In  diesem  Fall m üßte diese G rundhaltung  uns insgesam t 
zw ingen, M achtbegrenzungen, M achtkontrolle und Schutz der M inderheiten  
in der V erfassung vorzusehen, eine Form  des Zusam m enlebens zu schaffen, 
die den M enschen Freiheit und G leichheit in einer freien G em einschaft 
erm öglicht und  ihnen  die Eigenart des Politischen unverlierbar bew ußt m acht. 
D enn das Politische m uß im m er nach einem nie erreichten G leichgew icht 
zw ischen den proklam ierten Idealen und der Praktikabilität der notw endig  
unvollkom m enen Einrichtungen der G esellschaft streben und darf sich nicht 
im  U topischen verlieren oder w ie die politische R om antik in die Situation  
der V ergangenheit zurückkehren w ollen. W ir können die Legitim ität der 
D em okratie aber auch aus dem  christlichen Ethos der gehorsam en M itarbeit ' 
des M enschen am W erke G ottes und der B egrenzung m enschlicher M acht 
durch göttliche G esetze herleiten, w ie es die neuenglischen Puritaner, Inde

pendenten  und Spiritualisten getan haben. W ie im m er m an auch die D em o

kratie begründen m ag, in ihr ist für alle Ü berzeugungen R aum , w eil für sie 
die G eistesfreiheit schlechthin bestim m end ist.

E ines dürfen w ir dabei aber nicht vergessen —  und daraus erw achsen unsere  
heutigen politischen Schw ierigkeiten und Sorgen — : die Sozialstruktur der 
D em okratie hat sich seit ihren A nfängen grundlegend geändert. W ir leben  
nicht m ehr in der bürgerlichen D em okratie des 18. Jahrhunderts, in der die  
große M ehrheit der B evölkerung  zunächst unbeteilig t blieb, K leinbürgertum  
und  B ürgerschaft politisch  entrechtet und  die R egierungen  M inderheitsregim e 
w aren. N och die deutsche D em okratie von 1848 beschränkte sich auf A kade

m iker und  G roßbürger. D ie  D em okratie  des  B ürgertum s ist erst seit der M itte  
des 19. Jahrhunderts zur M assendem okratie gew orden, als die w irtschaftliche  
und finanzielle Ü berm acht der herrschenden Schichten die unteren m eist 
besitzlosen V olksklassen, A rbeiter, H andw erker und Proletarier bedrohte. 
D am it vollzogen sich institu tioneile und ideologische W andlungen. Es ent

standen politische M assenparteien als Einrichtungen, die ursprünglich nicht 
vorgesehen w aren  und sich in  der jüngsten G egenw art dadurch ändern, daß  
sie, w ie die im Parteiengesetz zugelassene Parteienfinanzierung deutlich  
m acht, m ehr und m ehr zu in tegrierten Staatsorganen  w erden. D am it ist eine 
Ä nderung des B egriffes des Parteienstaates notw endig verbunden. H inzu  
kom m t, daß im 20. Jahrhundert der W ähler durch berufs- und gew erbs

m äßige Politiker nahezu  entm ahtet w urde. D iese fürchten heute nun  w ieder
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ihrerseits eine Entm achtung durch Experten, Technokraten und B eam te: 
Entsprach der bürgerlichen  D em okratie  die Personenw ahl aus der Schicht von  
B ildung und  B esitz, so treten  in der M assendem okratie Person, B ildung  und  
B esitz zugunsten der Interessen und der ideologischen D oktrin in den  
H intergrund, w eil die an die Parteien und ihre Funktionäre gebundene  
Liste bei W ahlen, die m eist V erhältnisw ahlen sind, bestim m end w ird. 
Inw iew eit das vorgeschlagene sog. m ehrheitsbildende W ahlrecht die partei

politischen Strukturen und die verfassungsm äßige O rdnung im  Sinne auto

ritärer Tendenzen ändern w ird, läßt sich heute noch nicht übersehen; dem  
allgem einen  Trend  staatlicher Stärkung  kom m en diese B estrebungen  zw eifel

los entgegen. D as H eilm ittel gegen diese gefährliche Entw icklung ist aber 
nun nicht, w ie K arl Jaspers m eint, A usschaltung, Selbstaufopferung oder 
U m gehung der Parteien durch eine elitäre M inorität, die „die R einheit des 
politischen W illens bezeugt“ . D ie Ideenpolitik w andelt, sich infolge der 
Parteienstruktur zur Interessenpolitik .  D as ideologische  D enken der  G ruppen, 
der V erbände, der Parteien w ird  entscheidend. M an appelliert jetzt w eniger 
an die Einsicht, die V ernunft oder die Erfahrung, sondern m acht sich Stim 

m ungen zunutze, spricht G efühle und irrationale U nterschw elligkeiten an. 
D urch  diese Entw icklung  sind  Idee  und  Lebensw irklichkeit der H onoratioren- 
D em okratie in ihrem K ern getroffen. D ie M assendem okratie w ird zur 
A bhängigen der industriellen G esellschaft und des erw eiterten staatlichen 
A ufgabenkreises. D ie politischen und w irtschaftlichen V eränderungen nach  
dem Ersten W eltkrieg, die Entw icklung von W irtschaft und Technik, die  
Problem e der zw eiten industriellen R evolution und der W andel in der 
B evölkerungs- und Erw erbsstruktur in einer m odernen Industriegesellschaft 
haben eine V ielzahl von öffentlichen 'A ufgaben entstehen lassen. Sie haben  
das M aß der Staatstätigkeit erw eitert und den Staat m ehr und m ehr zum  
Lenker, V erteiler und Schlichter im  gesellschaftlichen Leben w erden lassen. 
D adurch gew innen die Entw icklung der Finanzen und der W irtschaft einen  
bedeutsam en  Einfluß auf das  Schicksal der  D em okratie, so daß  eine ungesunde  
Finanzw irtschaft, m angelnde H aushaltsbereinigungen und W irtschafts

rezessionen die D em okratie aushöhlen oder schw ächen können.

D er m oderne Staat ist zur Integrationsform  der G esellschaft gew orden. D er 
Staat ist nicht m ehr der G egenpol der G esellschaft oder ihr G egenüber. D ie 
W irklichkeit und die Einheit des Staates können nur von der gesellschaft

lichen V ielheit der M enschen und ihrer V erbände her, deren G esam tinteresse 
er zu dienen hat, verstanden w erden. D ie B ürger der freiheitlichen D em o

kratie leiten Ziel und A ufgabe ihrer politischen Tätigkeit nicht von einem  
Staatsm ythos her, sondern aus der V erpflichtung, den Staat für alle 
m enschenw ürdig zu m achen. Im  m odernen pluralistischen Staat lassen sich  
daher die m it der B ew ältigung der Lebensvorgänge verbundenen A ufgaben  
der V orsorge, K oordinierung und Lenkung nicht m ehr allein durch H err-edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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schaft, durch das V erhältnis von Ü ber- und U nterordnung und G ehorsam  
erfüllen. D iese V orgänge liegen vielm ehr im  politischen B ereich und bestim 

m en heute den spezifischen C harakter des Staates als eines Staates zur 
V orsorge und V orausschau. D ie Erfüllung dieser A ufgaben ist heute w eit

gehend zur Sache der politischen Führung der R egierung gew orden, die das 
N otw endige zu  tun, den  W eg in die Zukunft durch  ein  gesellschaftspolitisches 
Leitbild  zu zeigen und die realen  H offnungen der B ürger auf eine gesicherte 
Zukunft zu erfüllen hat. Zu diesem  Zw eck m uß sie planen und dabei kurz-, 
m ittel- und  langfristige Program m e festlegen, die die B edürfnisse des V olkes 
und die m öglichen Entw icklungen berücksichtigen. B ei der Lösung von  
G em einschaftsaufgaben m uß sie Prioritäten festsetzen. Ihr obliegt es auch, 
zu koordinieren und das G em einw esen am  M aßstab der Leistungsfähigkeit 
und der V erfassungsm äßigkeit zu in tegrieren, kurz politische und soziale 
A ktivität zu entfalten.

A n dieser V orw egnahm e der Zukunft der als D em okratie verfaßten G esell

schaft w irken heute entscheidend m it das M it-, N ebeneinander und G egen

einander von G ruppen, V erbänden, von Presse, R undfunk und Fernsehen, 
von W issenschaft und Forschung und der Industrie. G erade w eil nicht aus

zuschließen- ist, daß die partikularen G ruppen- und V erbandsinteressen sich  
gegen das G esam tinteresse der A llgem einheit richten, m uß die politische 
Führung dafür sorgen, daß das pluralistische G egen- und N ebeneinander 
nicht zu einem illegitim en Pluralism us führt, der die politisch-staatliche  

_  Einheit gefährdet oder das dem okratische G efüge unterw andert. Eigenstän

dige M achtfaktoren sind in diesem K räftespiel die frei konkurrierenden, 
V om Staat nicht m ehr unabhängigen, politisch in tegrierend w irkenden  
Parteien, das Parlam ent als G esetzgebungs- und K ontrollorgan und die  
öffentliche V erw altung als politische Führungshilfe und konkrete Sozial

gestaltung. D urch diese Erw eiterung der Staatstätigkeit in G esetzgebung, 
R egierung und V erw altung ist zugleich der R echtsprechung eine politische 
und  soziale A ufgabe zugew achsen. Sie hat die A usübung  der anderen Staats

funktionen am  M aßstab der verfassungsm äßigen W ertordnung, vor allem  
am  Leitbild des sozialen R echtsstaates zu m essen.

A lle diese veränderten  B edingungen des politischen und sozialen Lebens der 
pluralistischen Industriegesellschaft haben  nicht allein  in  der B undesrepublik , 
sondern  auch in  den alten  D em okratien zu einem  spürbaren Funktionsverlust 
des Parlam ents, teilw eise sogar zu einem N iedergang, geführt. A bgesehen  
von der Festsetzung des Staatshaushalts, hat es kaum M öglichkeiten der 
K oordination und  ist an der W illensbildung  der zw ischenstaatlichen  Einrich

tungen nicht beteilig t. D iese W andlungen haben auch das B ündnis zw ischen  
der R egierung und der Parlam entsm ehrheit verstärkt. N icht m it U nrecht 
spricht m an heute von dem  gouvernem entalen C harakter der R egierungs-edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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partei. D ie ursprüngliche Funktionenteilung ist durch eine Funktionenver

bindung überlagert, da die R egierung angesichts der größeren H andlungs

freiheit unverkennbar einen  V orrang  im  Institu tionengefüge hat. Zudem  sind  
R egierung und V erw altung funktional und organisatorisch m iteinander 
verw oben., A us diesen Fakten versucht m an die Form  und den ideologischen  
H intergrund  der m odernen  D em okratie zu  w iderlegen. M an  spricht von  dem  
Schw inden eigenständiger Staatlichkeit oder von A uflösungssym ptom e des 
Staates. M an bestreitet, daß der m odernen D em okratie die G ew altenteilung  
als G rundannahm e noch  zugrunde liege.

B ei diesen und  ähnlichen Einw endungen übersieht und verkennt m an vieler

lei. D ie m oderne D em okratie darf und  kann m an nicht an D enkform en und  
D enkw eisen m essen, die auf völlig unkom plizierten sozialen V erhältnissen  
beruhen, und die sich im  K am pf m it dem  O brigkeitsstaat m onarchischer oder 
autoritärer Prägung  und im  K am pf gegen die Privilegien ausgebildet haben. 
D a heute die Staatsaufgaben die R egelung der ökonom ischen O rdnung und  
die K orrektur sozialer U ngerechtigkeit einschließen, m uß dieser substantielle 
G ehalt des R echts- und Sözialstaates auf die konstitutionellen G rundlagen  
einw irken und die G ew ichtigkeit der staatlichen  Funktionen ändern. W ollte 
m an in der pluralistischen G esellschaft der G egenw art die Substanz des 
Staates nur vom  H errschafts- oder Staatsapparat aus bestim m en, w ie es eine 
nur der obrigkeitlichen Tradition verpflichtete Staatsrechtslehre tu t, dann  
w äre der autoritäre Staat oder der form ale R echtsstaat, der auf form alen  
Schutz der R echtssicherheit beschränkt ist, die unausw eichliche Folge. D ie 
G ewaltenteilungslehre, sow eit sie als form elle U nterscheidung der Staats

funktionen und form elle Zuständigkeitsabgrenzung der G ew altenträger 
verstanden w ird, ist heute zurückgetreten. A ber der ihr zugrunde liegende 
G edanke der gegenseitigen K ontrolle und der B egrenzung der G ew alten zu  
dem  Zw eck, die Staatsm acht zu m äßigen und die Freiheit des Einzelnen zu  
schützen, ist genau so w ichtig , w ie in  der Zeit, als der A nteil des Parlam ents  
an  der H errschaftsgew alt erw eitert und die des M onarchen als des alleinigen  
Trägers der Exekutive beschränkt w urde. Im  m odernen pluralistischen Staat 
stellt sich die Frage, w ie die G rundannahm en der D em okratie, näm lich  
H errschaft des V olkes, H errschaft durch das V olk und H errschaft für das 
V olk, zu verw irklichen sind, noch genau so w ie im  6. K apitel des 1. B uches 
des C ontrat social. D ort schreibt R ousseau: „W ie findet m an eine G esell

schaftsform , die m it der ganzen gem einsam en K raft die Person und das 
V erm ögen jedes G esellschaftsgliedes verteidigt und schützt und kraft dessen  
jeder einzelne, obgleich er sich m it allen vereint, gleichw ohl nur s'ich selbst 
gehorcht und  so frei bleibt w ie vorher?" N ur die A spekte sind  heute andere. 
Es geht heute näm lich vor allem  darum , daß die vorrangige Führungsm acht 
begrenzt und rational kontrollierbar bleibt. Es m uß verhindert w erden, 
daß die anonym en Führungskräfte oder die Experten der W issenschaft undedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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des öffentlichen D ienstes, die im  D ienste der Planung stehen, selbstm ächtig  
w erden, ihre G renzen überschreiten oder in einer die freiheitliche O rdnung  
gefährdenden W eise öffentliche M einungsbildung zu m anipulieren suchen. 
V ordringlich ist vor allem , die Einw irkung des V olkes auf die B eschlüsse  
über die gem einsam en A ufgaben zu erhalten und zu erw eitern. D iese'Pro

blem e erfordern auch gew isse unum gängliche Entscheidungen zur V erbes

serung der dem okratischen Staatsorganisation.21)

D ie Schw ierigkeiten, denen die R ealisierung  der D em okratie heute begegnet, 
beruhen nicht so sehr auf den M ängel des politischen Instrum entarium s. Sie 
liegen vielm ehr an dem M angel im  politischen Engagem ent des einzelnen  
B ürgers und in den verhältnism äßig geringfügigen K om petenzen der klei

neren G em einschaften. Je größer aber deren R echte sind, um so größer ist 
die B ereitschaft, sie w ahrzunehm en. D ie politischen K äm pfe des 19. Jahr

hunderts sahen  ihr Ziel darin , den einzelnen  Staatsbürger durch G ew ährung  
eines um fassenden R echtsschutzes zu sichern; das G rundgesetz hat diesen  
R echtsschutz noch erw eitert. A ber die B eteiligung des V olkes an den poli

tischen Entscheidungen beschränkt sich nach w ie vor auf die herköm m liche  
Teilnahm e an W ahlen und A bstim m ungen in gew issen Zeiträum en. Eine 
B eteiligung, die aber Selbst- und M itverantw ortung w ecken w ill, verlangt 
heute m ehr. D as V olk m uß m ehr erfahren und über Fragen und Ziele, m it 
denen sich R egierung  und  Parlam ent beschäftigen, besser unterrichtet w erden; 
denn die Politik ist heute zu einem dauernden Prozeß der A ufklärung  
gew orden. N ur so kann das V olk urteilsfähig und politisch in teressierter 
w erden. D er heute zu beobachtende V erlust an Ö ffentlichkeit verm indert 
die in der D em okratie so notw endige Spannung und schw ächt die V erant

w ortung des einzelnen  B ürgers für das A llgem eine und für den Zusam m en

hang, in dem  das eigene H andeln sich ausw irkt, und ist einer der G ründe, 
daß sie für viele B ürger langw eilig w irkt.

D ie entscheidende Frage in diesem  Problem kreis ist w ohl die nach der R olle  
der O pposition. D er D ualism us von  R egierung  und  Parlam ent hat sich heute 
in ein G egenüber von R egierung plus Parlam entsm ehrheit und O pposition  
gew andelt. W enn die O pposition, die auch ein Teil des Staatsganzen ist, bei 
der politischen W illensbildung verantw ortlich m itw irken w ill, dann m uß  
sie an 'dem  Planungsw issen der R egierung um  die G estaltung der Zukunft,edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

21) Wenn man die Demokratie erhalten will, darf man sich nicht mit der Resignation Leopold 
Zieglers (a. a. O. 5. 4d) bescheiden: „S ie (= die Demokratie) hat mit sich selber stets nur 
die eine bittere Erfahrung machen müssen, daß keine ihrer geschichtlichen Formen den 
Völkern ein Verfahren in die Hände spie len konnte, welches statt 'der Zeit- und Zukunfts
b linden die Sehenden zur Herrschaft gebracht hätte in der Welt. Noch weniger hat es aber 
selbst die demokratischste Demokratie vermocht, ihre zur Herrschaft Berufenen und Gewähl
ten, gesetzt sogar, sie seien die unverblendet Sehenden, mit der not-wendenden Fähigkeit 

hfzeitijjen Um lernens und Umdenkens zu begaben —  mit der einzig rettenden Tugend, das 
ist Tauglichkeit zur Umkehr also.
rec
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in dem  zu einem nicht unerheblichen Teil die Stärke der R egierung liegt, 
beteilig t w erden. Sonst w ird die M inderheit von der M ehrheit schon allein  
deshalb ausgeschaltet, w eil nur diese im  B esitz des ihr zugänglichen W issens 
ist. D er O pposition fehlt in diesem Falle aber auch die M öglichkeit, die  
verschiedenen Entscheidungsm öglichkeiten zu erkennen, rationale K ritik zu . 
üben, und ihre K ontrollaufgaben in einer A rt zu erfüllen, w ie es in einer 
parlam entarischen D em okratie sachnotw endig ist und z. B . in den V er

einigten Staaten in erheblichem  M aß praktiziert w ird. D iese w eitergehende  
B eteiligung der O pposition erw eist sich auch deshalb als w ichtig , w eil Pläne  
der R egierung der G esetzgebung vorgreifen und sie in bestim m te B ahnen  
lenken können. Sie ist aber auch aus einem  anderen G runde notw endig. Im  
innenpolitischen B ereich ist die politische O pposition heute ohne rechte  
A lternative, teils ist sie eingeengt. D as hängt dam it zusam m en, daß m it der 
Stabilisierung der industriellen G esellschaft in der Tätigkeit der politischen  
Parteien die Sozialutopien und w eltanschaulichen Ideologien zurückgetreten  
sind. D er politische K am pf betrifft deshalb w eniger die Struktur von Staat 
und G esellschaft als vielm ehr die B eteiligung am Sozialprodukt. D am it 
sind in den V ordergrund die A spekte und M ethoden innerhalb eines 
bestim m ten R ahm ens getreten. D as gilt vor allem  für die Fragen, ob die 
Schw erpunkte des Program m s richtig gesetzt sind, ob die A nalysen den  
w issensdiaftlichen und technischen Erfordernissen entsprechen und ob die  
Program m e und  Pläne auf rationalen  Entscheidungen beruhen und  nicht von  
Ideologien bestim m t sind. In diesen Problem kreis gehört aber auch die Prü

fung, ob die Planziele nicht zu eng gesteckt sind und w eit genug reichen, ob  
genügend Spielraum für Planänderungen in 'der Zukunft besteht und ob  
nicht bessere  W ege durch den  vorgesehenen  Plan versperrt w erden. B esondere  
B edeutung kom m t auch der Fragestellung zu, ob die Planungen die Frei

heit des B ürgers nicht unzum utbar beschränken oder im  Interesse der Erhal

tung der Freiheit notw endig sind. D ie rechte N uancierung und A kzentu

ierung der Lösungen m achen es deshalb erforderlich, die politische Funk

tionsfähigkeit der O pposition zu verbessern und die öffentliche D iskussion  
im  Parlam ent zu beleben. N ur eine echte B eteiligung  der O pposition an den  
öffentlichen A ufgaben sow ie an den V or-, H aupt- und N achentscheidungen  
kann das notw endige G leichgew icht zw ischen V ertrauen und M ißtrauen  
hersteilen und  eine gew isse irrationale  V erführung  durch  utopische  Zukunfts

erw artungen oder „starke M änner“ m indern oder aufheben. V on dieser 
Sicht ergeben sich neue M öglichkeiten rechtsw irksam er politischer K ontrolle 
der dem  V olke verantw ortlichen R egierung. D ie heutigen Parlam ente kön

nen sie m angels einschlägiger Inform ationen, m angels Einblicke in die V or

arbeiten, m angels V ertrautheit m it den w issenschaftlichen und technischen  
Forschungen und m angels K enntnis der m it öffentlichen M itteln erarbei

teten D aten nur unzulänglich erfüllen. D iese K enntnisse benötigen die poli

tischen Parteien, Fraktionen und A bgeordneten aber auch, um m it demedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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Sachverstand der G ruppen und V erbände zu konkurrieren und ihre Funk-' 
tion der politischen und sozialen Integration des pluralistischen G egen

einanders w irksam  und dauerhaft zu erfüllen.

D ie D em okratie gibt C hancen  zu  einem  freien  Leben  in einer freien G em ein

schaft. Ihr Selbsbew ußtsein  und ihr Selbstverständnis sind in den M enschen- 
und B ürgerrechten, in der europäischen Sozialcharta und in den Präam beln  
der jüngsten europäischen V erträge niedergelegt. D ie D em okratie bleibt 
offen für geschichtliche und soziale W andlungen und verhindert, daß die  
W ege der Zukunft im  B estehenden versanden. Sie optim al zu verw irklichen, 
m ag nicht im m er leicht sein . Zum guten W illen m üssen sich sichere w irt

schaftliche und außenpolitische V erhältnisse gesellen. U nsere persönlichen  
ünd geschichtlichen Erfahrungen bew eisen es. U nsere D em okratie m ag nicht 
im m er reibungslos funktionieren; vieles vollzieht sich in ihr langsam er als 
in einem  to talitären Staat; dies liegt in ihrer N atur. M ancher B ürger m ag  

.auch von der nüchternen R ealität entm utigt oder gär verführt w erden, 
leichtfertigen politischen V ersprechungen  zu folgen, eine unselige V ergangen

heit zu verklären oder R essentim ents zu pflegen. D ie selbstzerstörerischen  
K räfte, die desolaten V erirrungen  und die berauschenden Phrasen der jüng

sten Zeit stim m en uns nachdenklich. M ancher resigniert, m ancher steht 
abseits, m ancher ist verdrossen. Erinnern  w ir sie und uns an die Erkenntnis  
H einrich  H eines: „M an m uß ganz D eutschland kennen, ein Stück ist gefähr

lich. Es ist die  G eschichte  vom  B aum , dessen  B lätter und  Früchte  w echselseitiges 
G egengift sind.“ G erade in Zeiten, in denen die D em okratie beeinträchtigt, 
erschw ert oder gar gefährdet ist, stehen w ir in gem einsam er V erantw ortung, 
sie zu erhalten und gegen U nterw anderung zu schützen. D enn sie allein  
erspart trotz m ancher U nvollkom m enheiten ihren B ürgern B edrohung, 
U nterdrückung; Terror, V erfolgung, V erbannüng  und die V erbrennungsöfen 
von  A uschw itz. D ie freiheitliche D em okratie ist der Schlüssel des V olkes für 
die Freiheit der-R ede und M einung, für Sicherheit, für Frieden, für R echt 
und G erechtigkeit.

* * *
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M aditpolitik oder Strukturpolitik?
i

D ie im m er heftiger w erdende K ritik an der Politik der B undesregierung  
bew eist uns scheinbar politisch unbelehrbaren D eutschen, daß w ir auch  
nach dem  Zw eiten  W eltkrieg  w ieder genau das G egenteil dessen getan  haben, 
w as w ir hätten  tun sollen. Sie w irft unseren Politikern vor, daß sie es nicht 
gew agt haben, gegen den Strom  zu schw im m en. A ber seit w ann tu t das eine 
parlam entarische M ehrheit? D as m acht doch im m er nur' eine O pposition, 
die nichts zu verlieren hat, aber m öglicherw eise einiges dabei gew innen  
könnte.

D er Schock des to talen Zusam m enbruchs w ar für uns D eutsche so unerträg

lich, der G edanke, das eben noch so allgew altige G roßreich, vor dem die  
V ölker zitterten, für im m er zerschlagen zu w issen bis auf einen küm m er

lichen Torso so unfaßbar, daß w ir einfach nicht gew illt w aren, dies als 
Faktum  hinzunehm en. M it den  sich  daraus ergebenden  Folgerungen  sich abzu

finden oder gar sie zu sanktionieren, bedeutete für die M ehrheit der D eut

schen die Selbstaufgabe. K iesinger, dem  m an  vorw irft, daß"er dem  G edanken  ’ 
der W iederbew affnung den V orrang ' gebe vor dem des V erhandelns m it 
den  M ächten um  die  W iedervereinigung, hat als M itglied  der M ehrheitspartei 
nur deren  G edanken  A usdruck  gegeben  und  er erntete dafür den  B eifall eben  . 

dieser M ehrheit im  Parlam ent.

W as bedeutet aber dieser V organg? —  Es w ar im  G runde nichts anderes als 
ein letzter V ersuch M achtpolitik zu betreiben. M achtpolitik der O hnm äch- 

. tigen!-Freilich nicht aus eigener K raft, sondern gestützt auf die stärkeren  
A rm e der anderen. W ir, die w ir seit M enschengedenken das größte Fiasko  
m it soldier Politik erlitten hatten, w ir blieben einer Fiktion treu, die seit 

. Jahrtausenden die zivilisierte M enschheit in A tem  hält, unbeschadet dessen, 
daß  sie durch  dieselbe  im m er w ieder ins U nglück  gestürzt w urde, der Fiktion, 
daß Politik ausschließlich  Sache der M acht sei, ja, daß sie anders überhaupt 
nidit denkbar sei. In  W ahrheit aber ist VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAP o li t ik  a ls  S ta a ts k u n s t in  e r s te r  L in ie  
e in  S tr u k tu r p r o b lem  u n d  k e in  M a ch tp r o b lem . D as gilt für alle Zeiten,’ seit 
es überhaupt K ulturnationen gibt.

’ Es ist im Laufe der Entw icklung der Staaten zu im m er kom plizierteren • 
G ebilden in  zunehm endem  M aße deutlich gew orden —  w as für alle Staaten
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seit A nbeginn gegolten hat —  daß das Schicksal jedes Staatsw esens w eit 
w eniger bestim m t w ird durch seine politische Form , ob M onarchie oder 
D em okratie, und seinen kulturellen Status, als VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAd u r c h s e in s tr u k tu r e l le s  
G e fü g e . D ie A rt, w ie Erzeugung  und  V erteilung der die m enschliche  Existenz 
sichernden G üter geregelt w ar, d. h. also das V erhältnis des B ürgers zur 
Produktionsquelle B oden und zum Tauschverm ittler G eld, bestim m te seit 
je das Schicksal der V ölker, ihre B lüte und ihren U ntergang. M ißbräuchliche 
Eingriffe zur Steigerung oder Erhaltung der jew eiligen M achtposition ver

hindern  eine gerechte O rdnung und  führen auf lange Sicht w ieder zum  Sturz  
dieser M acht. O b w ir an die R evolutionen in m oderner Zeit oder an den  
U ntergang z. B . des alten R om  denken, es ist im m er das gleiche B ild. U nd  
zu allen Zeiten gab es M ahner, die diesen Zusam m enhang erkannten, die  
aber unverstanden  blieben.

V onPlinius, dem  Jüngeren, ist uns die  K lage überliefert:  Latifundia perdidere 
Italiam , die Latifundien haben Italien zugrundegerichtet. W ährend aber die  
Zahl derer, die  das  B odenunrecht erkannten, im  Laufe  der  Zeiten  anw uchs, ohne  
daß  sich freilich die  M ächtigen daran stießen, blieb das m inder sichtbare, aber 
nicht m inder verheerende Ü bel des M ißbrauchs der im  Tauschm ittel verbor

genen strukturbildenden  K räfte, bis in unsere jüngste G egenw art oft selbst 
denen, die daraus N utzen zogen, seinem W esen nach unbekannt. Es ist 
ungem ein bezeichnend, daß es gerade über diese Zusam m enhänge, trotz der 
erdrückenden Fülle der G eldliteratur, erst eine einzige system atische und  
dabei keinesw egs erschöpfende U ntersuchung gibt und zw ar die des Schw ei

zers Fritz Schw arz, Segen und Fluch des G eldes in der G eschichte der 
V ölker (B ern 1945). D er V orrang des M achtdenkens hat es verhindert, daß  
diese Problem atik jem als einer ernstlichen Prüfung unterzogen  w urde.

A lle Politik begnügt sich bis zur Stunde noch dam it, den aus den bestehen

den strukturellen Fehlkonstruktionen folgenden Schw ierigkeiten von Fall zu  
Fall durch punktuelle gesetzliche Eingriffe zu begegnen. D urch dieses 
K urieren an den Sym ptom en aber w ird lediglich erreicht, daß nach B eseiti

gung einer Schw ierigkeit w ieder eine oder eine A nzahl neue heraufbeschw o

ren w ird.

Lassen Sie m ich  das an einem  drastischen B eispiel aus unserer jüngsten w ohl

standsträchtigen V ergangenheit illustrieren. B is zum Jahre 1954 bew egten  
sich die B odenpreise im  V orortsbereich  M ünchens in  der G rößenordnung  von  
4— 10 D M . Zehn Jahre später w aren sie auf 160, 180, ja 200 D M  gestiegen. 
W er dem nach eine B odenfläche von 1000 qm seine Eigen nannte, konnte  
dam it einen  effektiven G ew inn von 160  000 D M  und  m ehr für sich buchen, 
ohne auch nur einen Finger dafür gerührt zu haben. V ersucht m an sich  
darnach eine ungefähre V orstellung von der G röße der im  genannten Zeit-edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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raum gem achten G ew inne in der B undesrepublik m it ihren rund 25 000  
Städten und  D örfern  zu m achen, so kom m t m an zu geradezu  erschreckenden  
Zahlen. VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAH . K . R . M ü lle r schätzt in seiner höchst aufschlußreichen, zusam 

m enfassenden B etrachtung (in „Fragen der Freiheit“ , Folge 51, 52/53, 54/55) 
den G ew inn aus B oden  verkaufen bis zum  Jahre 1964  auf 85-100  M illiarden. 
V ielleicht ist diese Zahl sogar noch zu niedrig gegriffen; dazu kom m t, daß  
der Trend in der B odenspekulation bis Ende 1966 noch ganz bedeutend  
zugenom m en hat. A ber es geht ja hier nicht um  die Ziffern, sondern  um  das 
Prinzip. Entscheidend für die gegenw ärtige B etrachtung ist jedenfalls die  
Tatsache, daß in w enig m ehr als einem  Jahrzehnt ein alle bisherigen V or

stellungen übersteigender B etrag  in  die  H ände  einer M inderzahl von  B ürgern  
• ’ o h n e  je d e  G eg e n le is tu n g  gelangt ist. D a aber diese neu gew onnenen V erm ö

gen natürlich auch Zinsen tragen, kom m t zu dieser V erm ögensverschiebung 
von  gigantischem  A usm aß noch eine Einkom m ensverschiebung in  M illiarden

höhe. D ie dadurch entstandene. D äuerbelastung unserer W irtschaft trägt 
logischerw eise der letzte K onsum ent, vor allem  in G estalt vielfach erhöhter 
M ieten. Jene R iesensum m en, bei denen es auf ein paar M illiarden m ehr oder 
w eniger gar nicht m ehr ankom m t, la s te n  n u n  a ls  e in e  u n g e h e u r e  H yp o th e k  
a u f d e r G e sam tp ro d u k t io n  d e r B u n d e s r ep u b lik u n d  zw a r  fü r -a l le  Z e it .

U nd  w ie w ar die H altung  unserer V olksvertretung zu dieser unserer lebens

w ichtigsten Frage?

D ie Tragikkom ödie der B odengesetzgebung nach dem 2. W eltkrieg steht 
w ohl einzig da. D ie V äter des G rundgesetzes hatten die Folgen der Ü ber

nachfrage nach B oden, besonders auch im  H inblick auf die O stflüchtlinge, 
erkannt und schufen den A rtikel 15, der die Ü berführung des B odens in  
G em eingut gegen Entschädigung vorsah. D em gem äß forderte die B undes

regierung  auf, bis zum  30. 6. 1954 einen G esetzentw urf vorzulegen, der vor 
allem  die B odenspekulation unterbinden sollte.

D ie V erschleppung  der ganzen  A ngelegenheit durch  die B undesregierung, die  
• ablehnende H altung einer M ehrheit der A bgeordneten, die selbst G rundbe

sitzer w aren, die schließliche Einsetzung eines „w issenschaftlichen B eirats“, 
der alle bodenreform erischen V orschläge als „ungeeignet und undurchführ

bar“ erklärte und die endlich im  Jahre 1959 beschlossene und w egen ihrer 
(voraussehbaren) U nw irksam keit bald w ieder ad acta gelegte B aulandsteuer 
sind  die Etappen  auf einem  W eg, der in  der ungezügeltsten  B odenspekulation  
sein Ende fand.

A m A nfang die feierliche Erklärung dessen w as not tat, am Ende ein  
Zustand, der dieser Erkenntnis in jeder W eise H ohn spricht, das w ar das 
Fazit einer zehnjährigen „Tätigkeit“ unserer -R egierenden.

H ätte es eine Instanz gegeben, die sich in den letzten zehn Jahren w irklich  
in tensiv m it der Lösung der B odenfrage befaßte, w ie es das G rundgesetzedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

24



verlang te,' dann hätte m an gefunden, daß eine annehm bare Lösung auch  

A ufrechterhaltung des Privateigentum s an B oden durchaus m öglich  
gew esen w äre. (vgl. VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAE c kh a rd B eh r e n s , „Lösung der B odenfrage", in der 
M onatsschrift Evolution 1964, N r. 77, S 145, B ern, Sem pacherstraße 9).

D ie H altung unserer V erantw ortlichen ist um so w eniger zu entschuldigen, 
als bei einigem  guten W illen sich durchaus tragbare Lösungen hätten finden  
lassen.

Es sei m ir gestattet dafür'das B eispiel m einer eigenen W ohngem einde G räfel- 
fing, der ich 14 Jahre als B ürgerm eister V orstand, anzuführen, w eil es 
zugleich einen recht instruktiven B eitrag zur Prinzipienfrage für dieses hei- 

. kelste Them a der W irtschaftspolitik liefert.

W ir hatten in der K risenzeit vor 1933 allen irgend erreichbaren, dam als  
im  Preis sehr tief stehenden B oden angekauft. A ls w ir dann 1933 ausge

bootet w urden, hielt der neue Finanzreferent, ein  B ankfachm ann, eine B rand

rede gegen uns V erschleuderer von V olksverm ögen. B ei unserem  W iederein

zug ins R athaus nach den om inösen 12 Jahren stellten w ir fest, daß das 
ganze, von uns erw orbene A real von 1 040  000 qm  bis auf einen kleinen  
R est (43 250 qm ) aus dem  G em eindebesitz verschw unden w ar und auch das . 
dafür eingehandelte G eld sich in R auch aufgelöst hatte.

D ieser R est reichte eben noch aus, um  für unsere Flüchtlinge eine Siedlung  —  
heute ein Schm uckstück der G em einde —  bestehend aus 41 H ausern m it 
272 W ohnungen bei entsprechend günstigen M ietpreisen zu errichten. Sieht 
m an davon ab, daß die erst im  A nfangsstadium  befindliche A ktion gew alt

sam  abgebrochen w urde, so w ird m an zugeben m üssen, daß hier ein durch

aus diskutabler erster Schritt zur Lösung der B odenfrage unternom m en w ar. 
M an braucht sich nur vorzustellen, w as es bedeutet hätte, w enn seit je alle 
G em eindevertretungen des R eiches in gleicher W eise verfahren w ären. W as 
es nicht dazu kom m en ließ und nicht dazu kom m en läßt, ist w eit w eniger 1 
prim itiv-egoistisches D enken, als d ie m a n g e ln d e U n te r r ic h tu n g  d e r A llg e 

m e in h e i t ü b e r d ie e n ts c h e id en d e n G ru n d sa tz fr a g en d e r m en s c h lic h en E x i

s te n z , w ofür die kurzsichtige B etrachtungsw eise des erw ähnten B ankm annes, 
dessen ehrliche Ü berzeugung w ir nicht im  m indesten bezw eifeln  w ollen, eine 
drastische Illustration liefert.

A ber das eigentlich verursachende Ü bel ist in unserem Falle die bis zum  
heutigen Tage bestehende m angelnde Einsicht und die daraus folgende  
m angelnde' B eherrschung des zw eiten Strukturelem entes unserer G esell

schaftsordnung, des Tauschm ittels und seiner Funktionen. U nd es ist kein  
Trost für uns, daß das nicht für uns allein gilt, sondern für die ganze  
zivilisierte W elt. D ie Jahrtausende geübte M achtpolitik , m it der m an sich  
schlechthin an alle öffentlichen Problem e heranw agte und sie „löste“, hat

unter
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es verhindert, daß m an den entscheidenden Strukturprobiem en ernstlich auf 
den G rund ging.

Schon die Tatsache, daß in kurzer A ufeinanderfolge K onjunktur und K rise 
sich gegenseitig ablösen, bew eist zur G enüge, daß w ir das Instrum ent, auf 
das es dabei in  erster Linie  ankom m t —  aus w elchen  G ründen  auch im m er —  
nur m angelhaft beherrschen. D ank der seit zehn Jahren auf eine „schlei

chende“ G eldentw ertung gegründeten K onjunkturpolitik hatten w ir eine 
W irtschaft, die „gut verdiente“ . D abei w ar bis auf den heutigen Tag diese 
W irtschaft besessen von  dem  D rang  zum  Export, der den exportbegünstigten  
Industrien einseitig konjunkturelle G ew inne brachte. A ber m it diesen G e

w innen im  B lickfeld sahen sie daran vorbei, daß die Exportdevisen VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAn ic h t  
v o n  e in e r le g it im en  N a c h fr a g e aus der deutschen W irtschaft, sondern von  
laufend „ n e u g e s c h ö p fte r N a c h fra g e “ a u s d e r N o te n p r e s se aufgekauft w ur

den. A llein der B argeldum lauf —  ein zuverlässiger M aßstab für die O rd

nung einer V olksw irtschaft —  hat von 1957 (17 M illiarden D M ) bis 1967  
(32 M illiarden D M )

zugenom m en. U nd diese „Produktivität“ der N otenp  
Förderung der deutschen W irtschaft im  allgem einen, sondern sie galt aus

schließlich Jahr für Jahr dem  A nkauf von  Exportdevisen. A us diesem  G rund  
stockte sich die G eldverm ehrung (als „im portierte Inflation“) m it jedem  - 
Exportüberschuß w eiter auf. D aß diese Entw icklung m it dem A bkom m en  
von B retton W oods zusam m enhängt, ist keine Entschuldigung für das W ei- 
tertorkeln auf diesem W ege. Längst schon hätte die B undesregierung sich  
der gründlichen w issenschaftlichen K lärung dieser Problem e annehm en und  
eine in ternationale N euordnung anstreben m üssen. N ichts gegen den Export 
—  aber ein ganz entschiedenes N ein zum  D evisenankauf aus M itteln der 
N otenbankgeldschöpfung.

15 M illiarden D M , also auf fast das D oppelte

resse galt ja nicht der

um

D iese künstliche G eldaufblähung  löste nun einen verhängnisvollen A utom a

tism us aus, der einen völligen W andel im  Strukturbild unserer W irtschaft 
zur Folge hatte. D ie durch  den G eldstrom  bew irkte  U bernachfrage setzte das 
R ad der W irtschaft in im m er schnellere B ew egung, die durch nichts m ehr 
aufzuhalten  w ar. Ein Teufelskreis entstehtj ein K eil treibt den anderen. D as 
als M asse anschw ellende, in seiner K aufkraft ständig abnehm ende Tausch

m ittel zw ingt zur Investitution, die verstärkte Investition fordert verm ehrte  
A rbeitskräfte. D em voll ausgelasteten A rbeitsm arkt w erden Frem darbeiter 
zugeführt. D as ist nicht anders, als ob m an einem vollblütigen M enschen  
durch Einspritzungen w eiteres B lut zuführt. D er A rbeiter erhält übertarif

liche Löhne, und der K aufkraftschw und belehrt ihn darüber, daß auch für 
ihn „investieren“ d. h. sein G eld in W are um zusetzen besser ist, als sparen. 
So w ird es schließlich auch für den kleinsten M ann zur Prestige-Frage ein  
A uto zu besitzen, eine ebenso zw eifelhafte, w ie kostspielige K apitalanlage.
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A ber die G em einden  haben  G eld , w enn  auch nicht unbegrenzt. D ie G ew erbe

steuern fließen reichlich und K redite sind für sie leicht zu haben. R iesige  
K apitalien w erden in dieser Zeit flüssig gem acht von G em einden, Ländern  
und Staat —  und m üssen verzinst w erden.

E inem gew altigen Strom gleich hat sich das überschüssige G eld über das 
ganze Land verbreitet und in kleine und kleinste K anäle verästelt. W er soll 
diesen Strom aufhalten und w o? A usgabeneinschränkung! D ie R egierung  
schnappt nach Luft. 85  % , nach jüngsten Erklärungen sogar 90  %  der G e

sam tausgaben —  zu einem  w esentlichen Teil Zinsbelastungen —  beträgt der 
A nteil der gesetzlich, vertraglich oder in ternational gebundenen A usgaben. 
D ie V erschuldung hat gigantische Form en angenom m en und der B und als 
W irtschaftskörper gleicht m ehr einem an H änden und Füßen gebundenen  
aktionsunfähigen  K oloß. K ein W under, daß sich Jene  w ieder zu  W ort gem el

det haben, w elche die Schuld bei denen suchen, die für eine freie W irtschaft 
eingetreten sind und sich von m assiven Eingriffen in die W irtschaft, m it 
anderen W orten von einer auf M acht gestützten Führung m ehr versprechen, 
als von einer nur den M arktgesetzen gehorchenden W irtschaft.

M acht an sich ist in ihrem  V ollzug bedingungsloser Eingriff in das R echt 
auf Freiheit anderer und dam it W illkür. Sie ist nur berechtigt als O rdnungs- 

• faktor und setzt im m er eine B efugnis voraus, erteilt durdi diejenigen, die  
sie zum  Schutz dieser O rdnung eingesetzt haben. Sie besteht nur zu R echt 
in deren B ereich. A bsolute M acht aber bringt schnellere Erfolge und w irkt 
dadurch faszinierend, —  ruft jedoch andererseits die G egenkräfte auf den  
Plan. D as hat dazu geführt, die M achtm ittel ständig zu verstärken und zu  
verbessern, sow eit, daß der M ensch  heute vor der G efahr der Selbstvernich

tung steht. W ill er überleben, so m uß er an die Stelle des M achtdenkens  
konstruktives D enken setzen.

vom  bisherigen M achtdenken geschaffene W eltordnung im  tief

sten unbefriedigend. Sie trägt w eitgehend den C harakter der W illkür, ist 
dem nach keine natürliche d. h. dem M enschen gem äße O rdnung. G egen

über der raffinierten Technik der M achtm ittel, die sich im  letzten nun als 
w ertlos erw eisen, hat die Technik des m enschlichen Zusam m enlebens kaum  
eine B esserung erfahren. N och im m er m acht m an schuldlose M enschen zu  
Schlachtopfern w illkürlicher System e.

D ie Frage ist nun freilich, ob es gelingt die M enschen zur B esinnung zu  
bringen, ein U m denken zu erreichen, ohne- daß die den Frieden ständig  
störenden Faktoren, die im B odenproblem und im G eldw esen verborgen  
liegen, beseitigt w erden? Es ist eines der seltsam sten und doch kaum  beach

teten Phänom ene der A rbeitsteiligen G esellschaftsordnung, daß das für ihre  
Zw ecke geschaffene, scheinbar so harm lose und so überaus nützliche Tausch-

So blieb die
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m ittel sich, unabhängig  vom  bew ußten  W illen der M enschen  zu  einem  M acht

faktor entw ickelt hat, der in  seiner autonom en  Eigengesetzlichkeit der M acht 
• der H errschenden sich im m er w ieder, in seiner W irksam keit als überlegen  

erw iesen hat.

W arum  aber ist das so?

A ls ich noch auf der Schulbank saß, da erzählte uns der Lehrer, daß ein  
Pfennig  zu C hristi G eburt angelegt m it 4  %  heute den  W ert einer G oldkugel 
von der G röße der Erde darstellen w ürde. Inzw ischen dürfte der W ert von  
einem  D utzend goldener Erdkugeln kaum  ausreichen, um  die VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAfä l l ig e n  Zinsen  
zu bezahlen. D as heißt aber doch, daß  im  zinstragenden  G eld  eine Explosiv

kraft H egt, die eine geradezu verblüffende Parallele zur A tom bom be dar

stellt. D ie „A usbeutung“ durch den B oden ist im m erhin begrenzt durch die  
G röße des B odens, diejenige durch den Zins tendiert im m er ins G renzenlose. 
Es gibt heute bereits eine erschreckende Zahl von M illiardären, deren Zins

einkom m en in ständigem  w eiteren W achsen ist und auch die Staatsschulden  
w achsen ins U ngem essene.

D ie Ö ffentliche V erschuldung in der B undesrepublik  ist, nach  Feststellung der 
D eutschen B undesbank seit 1950 um  m ehr als das V ierfache, von 21 auf 93  
M illiarden D M  gestiegen. Sie soll in diesem Jahr auf 100 M illiarden D M  
steigen, das sind im m erhin ca. 2000 D M  pro K opf. W äre es da nicht an der 
Zeit, daß sich der deutsche B undesbürger auch einm al über dieses Problem  
seine G edanken m achte? V ielleicht aber beruhigt er sich bei dem  G edanken, 
daß auch der K om m unism us das Problem  bis dato noch nicht gelöst hat.

Es w ird die A nerkennung von unabänderlichen, noch dazu durch unsere  
Schuld entstandener Tatsachen: der O der-N eiße-L inie und der Existenz 
zw eier deutscher Staaten g e fo r d e r t und eine Föderation, als der einzigen  
dem  deutschen W esen und der deutschen politischen V ergangenheit gem äßen  
Staatsform . Eine Föderation, in der christ-dem okratisch, sozialdem okratisch  
und kom m unistisch regierte B undesländer. Zusam m enarbeiten. M an sollte  
N ationalgefühl und N ationalbew ußtsein nicht verw echseln und den Traum  
eines deutschen G roßreiches endlich und ein- für allem al begraben.

G ew iß, es berührt unser M enschentum in keiner W eise, ob w ir in einem  
Staat von 50 M illionen oder von 50  000 qkm  leben. D er Stolz des kleinen  
U ntertanen auf „die M acht und G röße seines V aterlandes“ verdient besten

falls ein entschuldigendes Lächeln. W as aber jedem  frei denkenden  D eutschen  
den G edanken an jenen zw eiten deutschen Staat so unerträglich m acht, das 
für ihn im  tiefsten Schm erzliche liegt darin , daß m an dort in dem  anderen  
D eutschland system atisch darangeht einen anderen, uns frem den, ja im  
Innersten  uns feindlichen  M enschen heranzuzüchten, daß das, w as w ir glaub-edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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ten als unseren unverlierbaren und vornehm sten B esitz in jahrhunderte

langen K äm pfen errungen zu haben —  unsere persönliche Freiheit, nun den  
M ittel- und O stdeutschen w ieder geraubt w ird. Soll eine Föderation Sinn  
haben, dann nicht ohne Freizügigkeit zw ischen den föderierten 'S taaten. 
Freizügigkeit aber w ürde den  kom m unistischen Staat sofort in Frage stellen. 
D er V ergleich m it Frankreich hinkt. D ort kann der K om m unist jederzeit 
zu einer anderen Partei hinüberw echseln. Er ist als solcher kein staatserhal

tender Faktor. Seine Stim m e w ird zw ar gehört, aber ihr G ew icht w ird  
bestim m t durch die sie stützenden, gleichgerichteten K räfte.

' D er V orschlag w ürde die U nterm inierung des gegen den W esten gerichteten  
B ollw erks zur Folge haben. W ie sollte der O sten dem  zustim m en?

D aß dieser V orschlag aller V oraussicht nach sich als undurchführbar erw eist, 
w iderlegt nicht . seine ihm zugrundeliegende Ü berzeugung, daß die  
einzig m ögliche H altung der B undesrepublik der V erzicht auf jede Form  
von M achtpolitik ist. Indeß, so heilsam  solche offene Sprache für m anchen  
heim lichen R evanchisten  vielleicht gew esen sein könnte, sie verharrt doch im  
G runde im  N egativen  und  ist ohne  jeden, zukunftw eisenden  A spekt, der dem  
entm utigten D eutschen die-Ü berzeugung w iedergeben könnte: Es lohnt sich  
doth noch für m ich politish tätig zu sein . G erade uns entm ahteten D eut

schen, die w ir zw eim al als eine der stärksten M ilitärm ähte der Erde am  
M ahtproblem  gesheitert sind und soviel U nheil über die W elt gebraht 
haben, ist es aufgegeben, W ege zu zeigen, zum  m indesten an ihrer A uffin

dung m it tätig zu sein , die die M enshheit nah M öglihkeit fernerhin vor 
solhem  U nglück bew ahren können.

Es w äre indessen eine verhängnisvolle Entstellung der Tatsahen zu sagen, 
es hätte nie ein anderes, den Frieden liebendes und suhendes D eutshland  
gegeben, w ie es heute noch viele der ehem aligen G egner D eutshlands 
behaupten w ollen, die im  H inblick auf die G eshehnisse in der H itlerzeit, 
niht m üde w erden, uns als die unverbesserlihen G ew akm enshen hinzu

stellen. Eben das aber hat uns vor allem  bei unseren östlihen  N ahbarn ein  
M ißtrauen eingetragen, das geradezu unüberw indlich sheint.

Es ist unsere besondere Tragik, daß all die ernsthaften, nie erlahm ten und  
von w eitesten , K reisen unterstützten B em ühungen um eine den Frieden  
sihernde O rdnung im  Shatten der entsetzlihen  Ereignisse nah 1933 völlig  
untergingen. D arum  ersheint es als dringend geboten, im m er w ieder darauf 
hinzuw eisen, w ieviel doh  in all den kritishen Jahren seit 1918 in D eutsh- 
land getan w urde, um  einer friedlihen  Entw icklung die W ege zu ebnen.

Shon, unm ittelbar nah dem  Zusam m enbruh 1918 standen allenthalben in  
D eutshland M änner auf, die sih dieser A ufgabe m it aller nur denkbaren  
H ingabe w idm eten. Sie kam en aus allen geistigen Lagern.
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D ie Tätigkeit dieser M änner erw ies sich als ungem ein fruchtbar und m an  
darf sagen, daß zw ei der entscheidendsten, die Entw icklung einer befriedi

genden O rdnung voraussetzenden Erkenntnisse in diesen Jahren geboren  
w urden. Zum  ersten die durch die K riegserfahrung  ins B ew ußtsein getretene 
Erkenntnis, daß M acht ihrem W esen nach W illkür bedeutet und darum  
keine dauerhafte O rdnung zu schaffen verm ag. Jede auf M acht aufgebaute  
G esellschaft sei deshalb grundsätzlich ständig w iederkehrenden Störungen  
ausgesetzt. A n die Stelle des M achtstaates m üsse daher eine O rdnung  treten, 
in der die Erhaltung der Freiheit und W ürde des M enschen oberstes G esetz 
ist. D em  Staat kom m e dabei nur eine dienende Funktion zu. D ie W irtschaft 
aber habe sich nach den G esetzen des freien M arktes zu entw ickeln. D iesem  
G edanken  trat freilich die organisierte A rbeiterschaft entgegen, w eil sie sich  
von planw irtschaftlichen R ezepten ihrer m arxistischen Führer m ehr ver- 
sprach.

Zum zw eiten brachte die Frage, w odurch M acht ln der Politik ersetzt 
w erden könne, V orschläge für eine W irtschaftsordnung, die vor allem  auf 
den Erkenntnissen genialer A ußenseiter fußten, M ännern der Praxis, w ie 
Flürscheim , G esell, dem  A rzt D r. C hristen u. a., deren unbestreitbares V er

dienst es ist, zum  erstenm al auf den VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAP r im a t d e r s tr u k tu r b i ld e n d en  K rä fte  
im  m en sc h l ic h e n G e se l ls c h a f ts o r g a n ism u s hingew iesen zu haben. A uch hier 
gab es W iderstand vonseiten der Fachw issenschaft, w ährend sich in eben  
derselben Zeit der Status der offiziellen überkom m enen W issenschaft in der 
großen Inflation  von 1923, der m onströsesten A usgeburt des w issenschaftlich  
sanktionierten D eckungsaberglaubens, dokum entierte.

G ew iß bedurfte m anches, w as dam als an neuen G edanken vorgetragen  
w urde, noch der A bklärung, aber der W eg w ar vorgezeichnet, das Entschei

dende gesagt. D as Publikum  aber nahm  stärksten A nteil an den öffentli

chen D ebatten. D ie B otschaft einer neuen friedlicheren W elt fand überall 
in  D eutschland bei vollen Sälen eine begeistert den neuen Einsichten zustim 

m ende H örerschaft. Es kam  zu zahlreichen G ründungen  von  A rbeitsgruppen  
und eine reiche Literatur trug die G edanken ins Land.

In diese A tm osphäre schlug w ie eine B om be die K unde von H itlers Putsch  
in M ünchen. D ie K unde davon erreichte jeden U nzufriedenen Im fernsten  
W inkel des R eiches. H itlers rasanter A ufstieg  w ar dam it eingeleitet und  bald  
m achte der organisierte M ob jede V ersam m lung unm öglich. D as V erhängnis  
nahm  seinen Lauf.

Im  Jahre 1931 w agte ich einen letzten V ersuch das kom m ende U nheil auf

zuhalten m it der V eröffentlichung einer K am pfschrift: „W ohin führt uns 
der N ationalsozialism us?“ M eine Freunde und ich hofften dabei in unserem  
O ptim ism us auf die U nterstützung durch die R egierung,, die für eine V er-
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breitung  der Schrift besorgt sein w ürde. U nsere H offnung  dam it eine W ende 
herbeizuführen, w ar aber insofern nicht ganz unberechtigt, als zu diesem  
Zeitpunkt die to tal verschuldete Partei H itlers sich in  einer äußerst prekären  
Lage befand. In  der Tat sanken 1932 die W ahlziffern  der N ationalsozialisten  
stark ab und  es hätte w ohl nur eines geringen Stoßes bedurft, um  die vielen  
noch Zaudernden zur V ernunft zu bringen.

A ber w as geschah statt dessen?

A m  20. Februar 1933 fand  im  H ause G öring eine K onferenz zw ischen der 
Partei und einigen H erren der Industrie statt, als deren Ergebnis H itler 
eine W ahlspende von 3 M illionen zur V erfügung  gestellt w urde.

D iese W ahlspende w ar ein V organg von  großer B edeutung und findet seine 
Parallele nur in der gleich verhängnisvollen Tat der deutschen M ilitärs: 
dem  Transport Lenins im  plom bierten W agen nach R ußland  im  Jahre 1917. 
A m  25. A pril 1933 schreibt K rupp an H itler: „D ie politische Entw icklung  
begegnet sich m it den  W ünschen, die ich selbst und  das Präsidium  seit langem  
gehegt haben.“

Es erscheint zunächst unbegreiflich, daß die sonst so vorsichtigen K apitäne  
' der W irtschaft zw ar jeden von A ußenseitern kom m enden, auch noch so  

beachtensw erten V orschlag m eist ungelesen dem  Papierkorb überliefern —  
aber einem  M ann ihr V ertrauen schenkten, der als letzte W eisheit die These 
vertrat, an allem  U nheil seien die Juden  schuld.

D azu schrieb m ir, gelegentlich einer K ontroverse ein Freund: m an m üsse 
zunächst davon ausgehen, daß die W iderstände gegen alle echten Lösungen  
in der ganzen w estlichen W elt ungeheuer groß seien. „D as ,Establishm ent*, 
die Interessengebundenheit bei uns, w ie überall in der W elt, bei dem  aber 
die M acht ist, kann nicht sehen, w ie die Ü bel geheilt w erden können und ist 
dem zufolge  nicht bereit, kleinen Professoren  und  w enn auch noch so geschei

ten Eiferern ihr O hr zu leihen. D as ist —  vielleicht von A usnahm en abge

sehen —  nicht böser W ille, der diese. Problem blindheit bew irkt, sondern  
lediglich  U nachtsam keit und  U ninteressiertheit. Zum al, VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAw en n  e s  s ic h  um W ir t-  
s c b a f t le r  h a n d e l t , die es gew ohnt sind, ein Leben lang ausschließlich ihre  
eigenen Interessen ins A uge zu fassen. G erade in der w estlichen W elt stehen  
aber nun einm al, dank der freien W ettbew erbs-W irtschaftsordnung die

eigenen Ziele am  höchsten im  K urs.“

Jedenfalls w ar das Entscheidende der G laube dieser H erren an die M acht, 
sonst hätten sie sich nicht an H itler als den verm eintlichen R etter gew andt, 
sondern  (rechtzeitig) an  die  H erren, die am  Schalthebel der W irtschaft saßen.

Partei alsÜ berdies w ar m an der M einung, m an benötige H itler und seine 
das w irksam ste B ollw erk gegen den K om m unism us und sah w iederum  nicht,
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daß es dieses B ollw erks gar nicht bedurft hätte, w eil eine w eit zuverlässigere 
A bw ehr eine durch eine geordnete W ährung blühende W irtschaft gew esen  
w äre.

, D er Sieg H itlers bedeutete die restlose Zerstörung aller freiheitlichen  
O rganisationen. A uf G rund der M itgliederlisten w urde..jedes einzelne  
M itglied aufgesucht und alles dort V orgefundene, irgend „verdächtige“ 
Schriftm aterial konfisziert und vernichtet. Es gab w ohl kaum 'jem als eine 
so gründliche, eine so system atische und  raffinierte A usrottung des gesam ten  
G eistesgutes der freiheitlichen politischen B ew egung, w ie sie hier in Szene  
gesetzt w urde.

N ach  dem  Sturz  H itlers schien ein  N euaufbau  eine fast hoffnungslose Sache. 
D as V akuum  der zw ölf Jahre, das alle getane A rbeit hatte in  V ergessenheit 
geraten lassen, das Fehlen aller m ateriellen und geistigen H ilfsm ittel und  
nicht zuletzt das sich anbahnende' „W irtschaftsw under“, das das Interesse - 
der A llgem einheit an theoretischen B etrachtungen über W irtschaftsproblem e  
auf den N ullpunkt sinken ließ, stellten fast unüberw indliche H indernisse  
dar.

A ndererseits aber w aren gerade w ährend jener zw ölfjährigen V akanz die  
A rbeiten zw eier W issenschaftler erschienen, die die W elt aufhorchen ließen, . 
w eil sie völlig neue A spekte für eine künftige W eltw irtschaftsordnung  
eröffneten. Ihrer A ussage nach aber bedeuteten diese W erke nicht m ehr und  
nicht w eniger als die w issenschaftliche Einkleidung und B estätigung jener 
G edanken, die seit 1918 von den freiheitlichen B ew egungen in D eutschland  
und in der Schw eiz vertreten w urden.

Seit jeher w ar das Zinsproblem  die große Sphinx in der W irtschaftsw issen

schaft. Im Jahre 1921 erschien das dreibändige W erk von : Eugen  
von B öhm -B aw erk, in dem  er den nie bestrittenen N achw eis liefert, daß  
säm tliche (rund 150!) bisher entw ickelten Zinstheorien auf Irrtum  beruhen.

W ährend inzw ischen jedoch auch seine eigene Theorie w iderlegt w urde, 
gelang es im  Jahre 1936 /. VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAM . K e y n e s  in seinem  B uch „ A llg em e in e  T h e o r ie  
d e r B e s c h ä ft ig u n g , d e s Z in s e s u n d  d e s G e ld e s ” dem  R ätsel auf die Spur zu  
kom m en, w om it er allerdings zugleich eine glänzende B estätigung der 
B ew eisführung lieferte, die der K aufm ann Silvio G esell bereits im Jahre  
1891 in seiner Schrift „die R eform ation des M ünzw esens niedergelegt hatte.

D ie Zinstheorie von K eynes ist bis heute unbestritten und w ird es w ohl 
auch bleiben. D agegen sind seine praktischen V orschläge der K risen

bekäm pfung durch Staatshiife problem atisch, w eil sie die W irtschaft w ieder 
dem  D irigism us in die H ände zu liefern drohen.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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FonmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D aneben ist die K onzeption- VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAW a lte r E u c k e n s die w ohltätige Ergänzung. 
»O h n e  F re ih e i t d e r  P e r so n  d ie  s o z ia le  F ra g e  z u  lö s e n  is t u nm ö g lic h ." D ieser 
Satz ist das Leitm otiv seiner w issenschaftlichen Lebensarbeit. Er hat m it 
höchster M eisterschaft der B ew eisführung und m it profundem  W issen '' die 
B estätigung für diese Tatsache geliefert.

Für die Freunde der Freiheit aber bedeuteten die A rbeiten der genannten  
beiden M änner die B estätigung, daß sie bei ihrer Suche nach einer neuen  
O rdnung  auf dem  rechten  W ege m arschierten. D as aber gab  ihrem  Tatendrang  
neuen A uftrieb. Es kam zunächst im engsten K reise zur G ründung einer 
„G esellschaft für w irtschaftw issenschaftliche und soziologische Forschung“. 
D er langatm ige Titel w urde aber bald durch  einen  besseren ersetzt: „A tions- 
gem einsdiaft Soziale M arktw irtschaft“ . W ir erlebten die G enugtuung, daß  
diese A ktionsgem einschaft sich sehr schnell zur angesehensten w irtschafts

w issenschaftlichen V ereinigung in der B undesrepublik entw ickelte.. M änner 
von in ternationalem  R uf, w ie R üstow  und R öpke, Franz B öhm  und H ans 
C arl N ipperdey, um  nur einige N am en zu nennen, traten der V ereinigung  
bei.

D ie A SM  hat sich zu einem  A rt A ufsichtsorgan der freien M arktw jrtschaft 
entw ickelt und gew iß w ird in diesem R ahm en ganz ausgezeichnete A rbeit 
geleistet. Es w äre nur zu w ünschen, daß sie bei den m aßgebenden Politikern  
m ehr B eachtung fände, als das bisher der Fall w ar. A ber die .eigentliche 
Problem atik , die Frage nach der K onsolidierung einer den Fortbestand der 
freien W elt garantierenden W irtschafts-'und G esellschaftsordnung, die eine 
kom prom ißlose Lösung  des G eld- und  B odenproblem s  zur  V oraussetzung  hat, 
ist doch seit dem  frühen  Tod des G ründers O tto  Lautenbach m ehr und  m ehr 
als. allzu heißes Eisen in den H intergrund getreten. Solange m an aber nicht 
die elem entaren W idersprüche Im Strukturbild der freien G esellschaft 
beseitigt, bleibt die Freiheit des M enschen durch die sich notw endig erge

benden K onflikte und K risensituationen ständig bedroht, solange w erden  
im m er w ieder Lösungsversuche durch dirigistische Eingriffe von innen und  
außen den G ang der Entw icklung stören. Solange w erden w ir nicht in der 
Lage sein , der aus dem  O sten drohenden G efahr a la longue w irksam zu  
begegnen.

D iese U nsicherheit in der politischen Zielsetzung läßt vor allem  w eiterhin  
die G efahr bestehen, daß in kritischen Zeiten irgendw elche doktrinäre  
M einungen und Ideologien —  von gerissenen D em agogen gestützt —  bei 
einer M ehrheit B oden gew innen und  zu  einem  neuen  M assenw ahn führen. 
Eine ins Leben getretene Erkenntnis entschw indet nicht m ehr aus dem selben. 
W iderstände und M ißverständnisse können ihr D rängen ans Licht nur ver

zögern aber nicht verhindern. U nd so sind denn nach 1945 unabhängig von  
einander aber freundschaftlich zusam m enarbeitend eine ganze R eihe von  
Institu tionen und B ew egungen entstanden, die nur m it w echselnden M itteln  

■ und M ethoden im  G runde das gleiche Ziel verfolgen.
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Es hat sich gezeig t, . daß der W eg der Partei sich als ungeeignet 
erw eist. Parteipolirik ist, w ie schon der N am e sagt, im m er w ieder M acht

politik . Ihr geht es nicht um  W ahrheit, sondern um  die Ziele einer Partei. 
D ie Parteien sind darum  kein Forum  für die W ahrheit. D azu kom m t ein  
W eiteres. Ein Staatskörper ist, im  G anzen gesehen, ein unendlich schw er

fälliges G ebilde. Einm al getroffene, gesetzlich verankerte Entscheidungen zu  
revidieren, gelingt m eist nur in  einem  äußerst langw ierigen Prozeß, w eil jeder 
soldier V ersuch m it dem  W iderstand der durch die bisherigen V erhältnisse ' 
begünstigten K reise zu rechnen hat. Es bietet sich daher in den m eisten  

■ Fällen  nur der W eg des K om prom isses an, der in  aller R egel w ieder zu neuen  
U nzuträglichkeiten führt. Tiefer greifende und um fassendere V eränderungen 
sind  deshalb  selten über die Parteien  zu erzielen; denn die langw ierige A rbeit' 
der A ufklärung, die allein  zum  Ziele führen  w ürde, ist von  einer das Partei

schicksal bestim m enden W ahlperiode zur anderen zu kurz. D ie A nhänger 
erw arten unm ittelbar w irksam e Entscheidungen. M an w ill „Taten“ sehen. 
Für Fernziele ist der W ähler nicht zu haben.

W as aber der M ensch von heute braucht, der sich in den verw irrenden 
Eindrücken  des A lltags nicht m ehr zurechtfindet, ist VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAe in  fe s te r H a lt, d e r  ih m  
n u r  d u r c h  e in  W is se n  um  d a s  W e se n tl ic h e  g e g e b e n  w e rd en  k a n n , und dessen  
er bedarf, um zu einer positiven H altung gegenüber einer, über allen  
Sonderinteressen stehenden G esam tordnung zu gelangen. N ichts könnte  
daher, m einer Ü berzeugung nach, der Sache des Friedens und der Freiheit 
m ehr dienen, als eine A ufklärung  ganz großen Stils unter Einsatz m odernster 
M ethoden und aller ihr dazu zur V erfügung stehenden M ittel. Sie m üßte  
ausgehen von einer völlig autonom en, eigens für diesen Zw eck geschaffenen  
und von absolut unabhängigen und vorurteilsfreien Persönlichkeiten  
geleiteten Institu tion, deren ausschließliche A ufgabe es sein sollte, ausgehend  
von den bisher erarbeiteten Erkenntnissen, die der innersten N atur des 
M enschen gem äße O rdnung zu entw ickeln, die dam it zugleich die günstigste  
Form des Zusam m enlebens der M enschen verbürgt und den erkannten  
G ründen des bisherigen V ersagens jeder historisdien O rdnung im  einzelnen  
nachzugehen.

N iem and w ird jem als bew eisen können, daß es für die vernunftbegabte  
G attung  M ensch  unm öglich  sein  soll, näm lich eine dem  einzelnen Individuum  
gerecht w erdende Lebensgem einschaft zu bilden. D a es keine generellen, 
naturbedingten H indernisse für das friedliche Zusam m enleben der G attung  
gibt, können sie  nur vom  M enschen geschaffen w orden sein und deshalb  auch  
durch den M enschen w ieder beseitigt w erden.

D iesen Sachverhalten  im  einzelnen nachzugehen, die  bisher aus der Erfahrung  
gew onnenen Ergebnisse im m er neu zu überprüfen und alle C hancen w ahr

zunehm en zu einem allm ählichen und system atischen A bbau bzw . eineredcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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K orrektur der durch M achteinflüsse entstandenen Fehleinrichtungen und  

Fehlentw icklungen soll die A ufgabe des Institu tes sein . Eine gew altige A uf

gabe, gew iß, die aber eben darum  nur durchführbar ist, w enn sie von einer 
ausreichenden Zahl Erkennender und W issender im  V olk unterstützt w ird.

E in derartiges Institu t w ürde  an B edeutung  jede andere Einrichtung sozialer, 
w issenschaftlicher oder w irtschaftlicher A rt bei w eitem übertreffen, die ja  
alle der Staat bisher m it M illionenbeträgen unterstützt hat. W arum  aber 
sollte es nicht m öglich  sein , die in diesem  Falle nötigen  M ittel aufzubringen?

M an hat M illionen aufgew endet, um  einem  D em agogen und H asardeur die  
M ittel in die H and zu liefern, unsere H eim at zu zerstören und nam enloses 
Elend über die W elt zu bringen. M an hat M illiarden aufgew endet, um  ein  
Instrum ent der Zerstörung zu erstellen, das die W elt ständig m it dem  

.U ntergang bedroht. M an w endet w eitere M illiarden auf für Spaziergänge  
im  W eltraum , w ährend unsere Erde einem  von  H aß geschürten  H exenkessel 
gleicht. Sollte es da nicht m öglich  sein , endlich auch M ittel aufzubringen, um  
die ungleich sinnvollere A rbeit jener M änner zu fördern, die sich um den  
A ufbau einer friedlicheren W elt bem ühen? A ber freilich, es ist kaum zu  
erw arten, daß die Initiative zu einem derartigen U nternehm en von einer 
R egierung ausgeht, m an w ürde den V orschlag m it Sicherheit im  Parlam ent 
zu Tode reden. D er Entschluß hierzu kann nur aus dem  W illen und aus der 
Initiative klarsichtiger B ürger kom m en.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

* * *

Es ist eine der erschütterndsten Tatsachen der M enschheitsgeschichte, daß  
eine Lehre von so innerer W idersprüchlichkeit, w ie die von K arl M arx, die  
halbe W elt zu erobern verm ochte. —  Eben erst haben w ir die N achricht 
vernom m en  von  der Zündung der ersten  W asserstoffbom be in  C hina —  eine 
B randfackel in der H and unm ündiger K inder! —  D er K om m unism us sitzt 
im  H erzen unseres Landes und schon spricht m an von der G efahr, daß sich  
der preußisch-stalinistische Flügel der D D R m it dem im m er stärker w er

denden national-konservativen Flügel in der B undesrepublik verbünden  
könnte. M ag m an auch diese G efahr nicht allzuhoch einschätzen, die Tat

sache bleibt aber doch höchst bedenklich, daß eine V ereinigung m it einem  
Program m  aus der parteipolitischen M ottenkiste in  kürzester Zeit eine Partei, 
die seit je die Freiheit auf ihre Fahnen geschrieben hat, die FD P, zu über

runden verm ochte. G ew iß krankt die FD P daran, daß es ihr in der V erfol

gung der freiheitlichen Ziele an der nötigen K larsicht m angelt, aber es zeugt 
noch von großer politischen U nreife, daß m an, statt m itzuhelfen den W eg  
zu  finden, der zu Freiheit und  Frieden führt, sich aufs neue w ieder für M acht
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und G ew alt begeistert, die, w as m an nun endlich w issen m üßte, uns doch  
nur ins V erderben führen können.

* * *

Für viele D eutsche gilt die W iedervereinigung als das selbstverständliche 
Ziel, das jede deutsche R egierung  anzustreben hat. D er G edanke, daß bis zur , 
Stunde überhaupt kein W eg dorthin führt, .gew innt keinen R aum  in ihren  
Ü berlegungen. Einigkeit, europäische  w ie deutsche, setzt nicht Einheit voraus, 
und D eutschland ist nur zw angsw eise, also im m er zu seinem Schaden eine 
Einheit gew esen. D enn Einheit ist ein Prinzip, das w ider den M enschen  
gesetzt ist, sie schm älert die Freiheit. Eine A nnäherung in Form  einer Föde

ration  könnte zw ar beispielhaft w erden  für eine künftige  europäische Lösung, 
die gew iß eine föderalistische sein w ird. Ich habe die Schw ierigkeiten, die  
einer solchen Lösung, m einer M einung nach entgegenstehen, bereits angedeu

tet. Sie liegen zum  Teil nicht einm al sosehr auf unserer, als auf der G egen

seite. Eine Föderation von  Staaten ist ohne Freizügigkeit nicht denkbar, w ie 
aber w ill m an von Seiten der D D R einer M assenflucht nach dem W esten  

• begegnen, w enn die M auer fällt?

Selbst aber w enn ein einigerm aßen befriedigender K om prom iß zw ischen O st 
und  W est gefunden  w urde; w as  w äre dam it erreicht? D och  nicht m ehr, als daß  
m an einander G ew ehr bei Fuß gegenüberstünde, denn W asser und Feuer 
können keinen B und m it einander eingehen. Ein auf Freiheit und ein auf 

. G ew alt aufgebautes System schließen sich gegenseitig aus. D ie W elt bliebe 

unbefriedigt nach w ie vor.

D er Sinn m einer D arlegungen aber w ar es, darauf hinzuw eisen, daß w ir 
G efahr laufen über unserem  B em ühen  um  letzüch unrealistische Ziele unsere  
ganz große C hance zu verpassen. Ihr Sinn w ar es, offenbar zu m achen, daß  
seit m ehr als einem  halben Jahrhundert in  unseren Landen K räfte am  W erke  
sind, die um  einen A usw eg w issen aus den V erstridcungen, in die die W elt 
geraten ist durch  die seit je von der M acht diktierten K urzschlußhandlungen. 
U nd daß diese K räfte,' fußend auf den Erkenntnissen der bedeutendsten  
voraufgegangenen D enker und deren W eiterentw icklung, sow ie in ständiger 
A useinandersetzung m it zeitgebundenen M einungen und- Ü berzeugungen  
sich zu einer entscheidenden K larsicht in den G rundfragen des m enschlichen  
Zusam m enlebens durchgerungen haben.

A llein die Tatsache, daß es in der B undesrepublik eine R eihe von V ereini

gungen gibt, die unabhängig von einander entstanden und nur infolge der 
gegebenen U m stände auf getrennten  W egen die ganz gleichen Ziele verfolgen, . 
verbietet jeden Zw eifel an dem fundierten w issenschaftlichen C harakter 
dieser B estrebungen. Es w äre an der Zeit der A rbeit dieser M änner die
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um fassendste U nterstützung  im  Sinne der hier gem achten V orschläge zuteil 
w erden zu lassen. Es w äre an der Zeit, die in diesen G rem ien gew onnenen  
Einsichten ins B ew ußtsein der A llgem einheit zu trage.n und sie davon zu  
überzeugen, daß es in W ahrheit nur einen ernsthaften G egner in dieser 
Sache gibt, näm lich den, der seinen V orteil auf K osten des N ächsten sucht.

W er aber von vorneherein verzagt, w eil er nicht an den Sieg der Einsicht 
glaubt, dem  sei gesagt, VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAd a ß  a lle s , w a s  G ü lt ig k e i t u n d  B e s ta n d  in  d ie s e r  W e lt  
g ew o n n e n  h a t , n ic h t d u r c h  d ie  M a ch t g e s c h a f fe n  w u rd e , s o n d e rn  d u r c h  d e n  
G e is t .-D e r M ensch, der nicht an den Sieg des G eistes über die G ew alt zu  

' glauben verm ag, m acht sich selbst zu ihrem  Sklaven; denn im m er w aren es 
- die Sklavenseeelen, die der M acht zum  Siege verhelfen haben. W ir rufen  

deshalb die’Sehenden und  G utgew illten im .Lande auf zur V erteidigung der 
Freiheitsrechte des M enschen. D enn w ie sägt W alter Eucken?: „D er Entzug  
der Freiheitsrechte führt zur schlim m sten aller Folgen: z u r Z e r s e tz u n g  d e r  
m en s c h lic h en  S u b s ta n z , und die soziale Frage ist heute in‘ihrem  K ern die  

Frage nach der Freiheit des M enschen“. _

V erehrte Leser! Soll das Prinzip der M acht oder der G eist der /F reiheit 
künftighin die W elt beherrschen? D as'ist die Schicksalsfrage der M enschheit 

von heute.

D er K am pf der Prinzipien ist bereits im .  vollen G ange!

A ber — -w ir versuchten  es in  "unserem  A ufruf zu zeigen —  die W affen  derer, 
die um  die Freiheit käm pfen, w aren in der V ergangenheit zu stum pf um  in  
diesem .K am pf zu obsiegen. Es gilt sie zu schärfen. D as aber setzt voraus die  
Erkenntnis in die dem  M enschenleben zu G runde liegenden G esetze.

W er an unsere Zukunft und die unserer K inder denkt, der m üßte uns seine 

H ilfe leihen.

t

P ro f . D r . P a u l H e in r ic h  D ie h ledcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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W ozu Erkenntnistheorie?

In diesen B lättern, „Fragen der Freiheit“, ist im m er w ieder auf die N ot

w endigkeit der Erarbeitung einer hieb- und stichfesten Erkenntnistheorie  
hingew iesen w orden. D enn nur dadurch ist überhaupt die M öglichkeit 
gegeben, zu einer sicheren, unum stöß lichen G rundlegung der dem  w ahren  
W esen  des M enschen  gem äßen  G esellschafts-und  Lebensordnung  zu gelangen. 
Jeder V ersuch, eine  solche  O rdnung  ohne Fundierung  im  W esen  des M enschen  
selbst zu errichten, m uß scheitern. D enn das Sein, die Seins-Tatsachen, die  
„W ahrheit der D inge“, die w ahre W irklichkeit lassen sich nicht ignorieren. 
Es gibt keine w irkliche O rdnung, die m an w illkürlich setzen könnte, und  
seien die M achthaber noch so gew altig und „groß“. O rdnung kann nur da  
bestehen, w o sie Seins-bezogen, dem .Sein gem äß ist; w o sie in Ü berein

stim m ung m it'der „W ahrheit der D inge“ errichtet w ird; w o sie die w ahre  
W irklichkeit zur G rundlage hat. D ie K enntnis dieser w ahren W irklichkeit 
ist daher G rundbedingung  jedes  V ersuches, das Zusam m enleben  der M enschen  
zu  ordnen. U m  aber die K enntnis vom  w ahren  W esen der D inge zu erlangen, 
m uß  zuvor geklärt sein , ob solche K enntnis überhaupt von  M enschen erlangt 
w erden kann. K önnen  w ir erkennen? —  das ist deshalb die allererste Frage, 
die positiv beantw ortet sein m uß, ehe w ir uns überhaupt um  die w eiteren  
Fragen bem ühen können, die m it der Errichtung der O rdnung des m ensch

lichen Zusam m enlebens Zusam m enhängen. D em zufolge ist denn auch in den  
„Fragen der Freiheit“ der K lärung  gerade dieser Frage die größte A ufm erk

sam keit geschenkt w orden, und es ist inzw ischen für uns eine nicht zu  
bezw eifelnde Sache, daß W ahrheitserkenntnis prinzipiell m öglich ist. In  
einer V ielzahl von A ufsätzen in den „Fragen der Freiheit“ und V orträgen  
auf den Tagungen des „Sem inars für freiheitliche O rdnung“ ist der B ew eis 
hierfür erbracht w orden. In ganz besonders einleuchtender W eise ist dies 
gerade jetzt w ieder in dem  kurzen A ufsatz von D r. H einz H artm ut V ogel 
geschehen, der unter dem  Titel „D enken und Erkennen als W esensgrundlage 
der m enschlichen G em einschaft“ in H eft 62/63 erschienen ist.

D er M ensch ist prim är G eistw esen. Ja er ist überhaupt nur insow eit M ensch, 
als er G eist ist, w ie ja auch schon die H erkunft des W ortes „M ensch“ aus 
„m ens“ = G eist erkennen läßt. A ls geistiges W esen, und das heißt also: 
insofern der M ensch  sich zur reinen  G eistigkeit erheben  kann, befindet er sich  
aber bereits in der geistigen W elt selbst; hat er Teil an der geistigen W elt.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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D as M ittel aber, das den  M enschen m it der geistigen W elt verbindet, ist das 
D enken; ist sein D enken. Indem  der M ensch selbst-tätig denkt, verbindet er 
sich m it den G edanken und Ideen der geistigen W elt; überw indet er seine 
raum -zeit-gebundene, ,relative* Subjektivität; „erhebt" er sich in  den B ereich  
der w ahren W esenheiten, der W ahrheit; w ird er frei. D enken ist also ein  
O ffenbarw erden  des W esens der D inge im  M enschen, das heißt im  R elativen, 
im  V ergänglichen, im  raum -zeit-lichen. W ie ja das absolute Sein überhaupt 
nur im  R elativen sich offenbaren, das heißt in die Erscheinung treten kann. 
„N ach dem  G edachten handeln" ist dem zufolge: w ahrheitsgem äß handeln; 
W ahrheit in unsere A ngelegenheiten auf der Erde tragen; W ahrheit und  
dam it Freiheit in  dieser relativen W elt m anifest w erden lassen. N ur insofern  
solche G rundw ahrheit in den A ngelegenheiten der M enschen auf der Erde 
w irksam  w ird, kann von Freiheit gesprochen w erden. „Freiheitliche O rd

nung“ heißt also: auf das w ahre W esen der D inge, auf das Sein, auf die  
W ahrheit und  auf das G eistw esen  M ensch  bezogene O rdnung des Zusam m en

lebens der M enschen.

U nd es kann dem zufolge von Freiheit und von „freiheitlicher O rdnung" da  
nicht gesprochen w erden, w o die hier skizzierte V erbindung des M enschen  
zur Seinsw irklichkeit nicht besteht, ja w om öglich ausdrücklich verneint 
w ird. Sehr zum  Schaden der M enschheit und speziell der D eutschen ist es 
bis heute nicht gelungen,.den M enschen die G eistw esenheit des VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAM en s c h e n  und  
dam it die Tatsache, daß der M ensch  B ürger beider W elten, der relativen w ie 
der absoluten ist, so bew ußt und so deutlich zu m achen, daß sie daraus die  
im m er notw endiger w erdenden K onsequenzen ziehen. Es ist vielm ehr fest

zustellen, daß der Trend in die G eistferne noch keinesw egs zum  Stillstand  
gekom m en ist; daß die Erkenntnis-Skepsis im m er w eitere K reise erfaßt; daß  
das G eistw esen M ensch, der einzig m ögliche M ittler zur W elt des absoluten  
Seins, als ganz und gar unabdingbarer B ezugspunkt für jegliches H andeln  
der M enschen im m er m ehr in den H intergrund gedrängt, aus den A ugen  
verloren und schließlich gänzlich ignoriert w ird. D ie aus der N aturwissen

schaft herrührende „w ertfreie“, „objektive“, „rein w issenschaftliche“ For

schungsm ethode hat den M enschen, das M enschen-Idi, hat diesen B ürger der 
raum -zeitlich-relativen u n d  der absoluten, im m er-w ährenden- Seins-W elt als 
dem einzig berechtigten B ezugspunkt aller W issenschaft, schlechthin voll

kom m en  in  ihrem  B eobachtungsfeld aus dem  A uge verloren, ja ihn  elim iniert. 
D as Ich ist einfach nicht m ehr da in der m odernen W issenschaft. Ist es da  
noch verwunderlich, w enn das Ich, w enn der M ensch als G eistw esen, als 
B ürger b e id e r  W elten —  der absoluten  w ie der relativen, die  im  übrigen aber 
eine untrennbare Einheit bilden —  auch von den Politikern und von den  
Politologen übersehen oder gar ganz ausgeschaltet w ird?

D r. H einz H artm ut V ogel hat in dem  erw ähnten A ufsatz eine R eihe von  
B eispielen hierzu gebracht:edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

39



die im m er w ieder zu beobachtende N ichtachtung des Selbstbestim m ungs

rechtes der Einzelperson durch die vom  V olke ausgehende Staatsgew alt;

die A blösung des Prim ats des religiösen Lebens im  B ildüngsw esen —  nicht 
etw a durch  den Prim at der G eistesw issenschaften oder gar den des VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAM en sc h en ,  
sondern —  durch den Prim at des letztlich geistfernen, m aterialistischen

Staates;

den Plan der Einführung der „W irtschaftsdem okratie“ und der „M itbestim 

m ung“ der G ew erkschaften in den U nternehm en —  und nicht etw a den der 
Sicherung der V ollbeschäftigung und der W ertbeständigkeit des G eldes bei 
vollster Freiheit der Einzelperson^  w odurch  diese in  die Lage versetzt w ürde, 

sich s e lb s t zu  helfen;. 1edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
\

ja den größten Teil-aller G esetzentw ürfe und G esetze überhaupt, die heute  
Parlam enten  behandelt w erden  und  durch  die  w ieder und  w iedervon  unseren

der Einzelne vom  Staat, vom  Parlam ent, von  den Parteien  und  von  anderen  
K ollektiven bevorm undet, ja geradezu entm ündigt w ird, w ie die aller- 
jüngste M anipulierung der R entenversicherung gerade soeben w ieder in  

eklatanter W eise bew iesen  hat —  '

der M ensch als zur Freiheit B erufener, der M ensch als G eistw esen w ird hier 
ganz offensichtlich überhaupt nicht m ehr gesehen. A ber es m uß noch.einm al 
betont w erden: nicht die Politiker sind prim är die Schuldigen an diesem  
Zustand —  „der H andelnde ist stets gew issenlos . . — , die H auptschuld  
fällt den W issenschaftlern zur Last, die das Postulat der „W ertfreiheit" der 
W issenschaft errichtet haben.

H ierzu  ein B eispiel: In  seinem  A ufsatz „M acht und  M achtm ißbrauch  —  Zur 
Legitim ität politischen  H andelns“ schreibt D ipl. disc. pol. G erd D iers, U ni

versität G öttingen, u. a: folgendes:

„D ie zu R echt geronnene Idee  oder Ideologie beansprucht einen gew issen  
G rad absoluter G eltung, d. h. sie behauptet von sich, die w ahre (d . h.: .

richtige) Idee zu sein; die Idee näm lich, deren V erw irklichung eine opti

m ale Lebensgestaltung der Individuen erlaubt bzw . garantiert. Freilich  
erhält die Idee ihre Q ualität als W ahrheit hier nur durch  ihren A nspruch  
und.  den  G lauben ihrer A nhänger an dessen B erechtigung. D ie W ahrheits

qualität einer Idee kann daher nur ,subjektiv ' genannt w erden. O bw ohl 
w ir rein logisch (z. B . im  H inblick auf die N aturw issenschaften) dedu- ' 
zieren  können, daß  es nur eine (objektive) W ahrheit geben kann, folglich  
von subjektiver W ahrheit gar nicht gesprochen w erden dürfte, m üssen  
w ir für w eite B ereiche der Sozialw issenschaften den antinom ischen  

. C harakter subjektiver W ahrheiten akzeptieren. Insbesondere bezüglich-
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der K onkurrenz verschiedener grundlegender O rdnungsideen kann deren  
W ahrheitsgehalt zw ar behauptet und geglaubt, aber nie m it Sicherheit 
bew iesen w erden. (W ir w issen zw ar, daß bestenfalls eine ,w ahrc Ist, 
können sie aber nicht von den ,unw ahren" objektiv unterscheiden.) A us 
dieser Tatsache folgt logisch-die N otw endigkeit, den A bsolutheits-(W ahr- 
heits-)anspruch der Ideen abzubauen, bzw . einzuschränken, denn VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAd ie  
(objektiv  als solche erkennbare) W ahrheit hätte das R echt zur Intoleranz  
gegenüber den U nw ahrheiten. M ittel und Prinzip dieses A bsolutheitsab

baues ist die aktive Toleranz. Sie ist insbesondere in System en, die eine 
K onkurrenz verschiedener Ideen erlauben, grundlegendes Prinzip. Solche  
System e stellen dadurch zw ar die absolute G eltung ihrer O rdnung in  
Frage, erm öglichen daher aber gerade das Funktionieren des dauernden  
Legitim ierungsprozesses; d. h. sie m achen sich in  ihrer A usform ung selbst 
abhängig  von dem  G lauben der B eherrschten an die W ahrheit (R ichtig

keit) der das System begründeten Idee. D ieser G laube ist aber nichts 
anderes als A usdruck der Subjektivität, denn er kann nicht objektiv als 
,richtig* nachgew iesen w erden; er ist an die Persönlichkeit des Indivi

duum s gebunden. W enn die W ahrheit ihre G eltung als solche nur über 
den G lauben —  und  nicht über den ,schlagenden* B ew eis —  erhält, m uß  
sie A nnahm e oder B ehauptung bleiben; ist das B ew ußtsein der B ehaup

tung bei den G läubigen dahin m odifiziert,, daß sie ihren G lauben für 
W issen halten —  also die B ehauptung für W ahrheit gelten lassen — , 
dann hat die geglaubte Idee den C harakter einer subjektiven  W ahrheit.“

„W enden w ir uns nun einem B eispiel zu, dessen tägliche Erscheinungs

w eisen und Praktiken uns geläufig sind: der B undesrepublik . Sie stellt 
sich in ihrem  politischen  K ern dar als norm ierte O rdnung, bestehend aus 
dem G rundgesetz und einer größeren Zahl w eiterer G esetze, die die  
großen Prinzipien der V erfassung in den R echtsalltag transform ieren. 
D iese O rdnung erhält ihre B erechtigung durch die Zustim m ung der 
B undesbürger; sie ist geltendes R echt, insofern w ir dies glauben, und  
insofern seine Legitim ität auch aus höheren Idealen (Ideen, Ideologien) 
hergeleitet w ird. D urch  eben diesen G lauben  und  seine ideologische R echt

fertigung erhalten die durch die O rdnung  eingesetzten und  m it faktischer 
Zw angsgew alt (V erfügungsrecht über V ollzugspotentiale) ausgestatteten  
Institu tionen (R egierung, Parlam ent, G erichte usw .) M acht.“

H ier haben w ir —  zum al der A ufsatz in sich bem erkensw ert geschlossen ist 
—  ein  geradezu  klassisches  B eispiel für die  heute  herrschende w issenschaftliche 
D enkw eise, von der oben die R ede w ar und die uns in keiner W eise helfen  
kann, die anstehenden Erkenntnis- und O rdnungsproblem e zu lösen, ja die  
gerade verantw ortlich ist für die der W ürde des M enschen, für die der Frei

heit der Person so fast diam etral entgegenlaufenden Tendenzen  unserer Zeit.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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... D ie zu R echt geronnene Idee oder Ideologie erhalte ihre Q ualität als 
W ahrheit nur durch ihren A nspruch und den G lauben ihrer A nhänger an  
dessen B erechtigung. D ie W ahrheitsqualität einer Idee könne daher nur 
subjektiv  genannt w erden  .. .

. . . B ezüglich der K onkurrenz verschiedener grundlegender O rdnungsideen  
könne deren W ahrheit nie m it Sicherheit bew iesen w erden ...

. . . W oraus sich dann die N otw endigkeit ergebe, den A bsolutheits- (W ahr- 
heits-)anspruch  der Ideen  abzubauen  bzw  einzuschränken, denn die W ahrheit 
hätte das R echt zur Intoleranz gegenüber den U nw ahrheiten '. . .

. . . G rundlegendes Prinzip sei dabei die aktive Toleranz, insbesondere in  
System en, die eine K onkurrenz verschiedener Ideen erlauben . . .

M an m uß solche. Sätze zw eim al lesen.,H ier ist ja einfach alles falsch. M an  
• könnte  diese  Sache auf sich  beruhen  lassen, w enn  sie nicht ausdrücklich  gedacht 
w äre als grundlegender B eitrag zu einer Sozialordnung, die —  durch eine 
entsprechende G eld- und B oden-O rdnung —  durchaus geeignet ist, unser 
w irtschaftliches und  soziales Leben  auf gesundere G rundlagen zu stellen. W ie 
aber kann der A utor bei solchen V orstellungen vom  W esen der W ahrheit 
auch nur hoffen, daß die von ihm  und seinen Freunden als „W ahrheit“ 
erkannte G eld- und  B oden-O rdnung je als W ahrheit eine breitere A nerken

nung finden w ird? H ier w ird ja schlechthin alles relativiert! N ach dieser 
A nschauung gibt es überhaupt keine festen G rundlagen m ehr! D as R echt ist 
subjektiv! K ein W ort m ehr vom  R echte, „das m it uns geboren ist“ , von den  
„unveräußerlichen“, „ew igen“ R echten des M enschen. „O rdnung“ entsteht 
nur durch die Zustim m ung der B undesbürger, durch  die bloße M ehrheit also. 
D aß aber „die M ehrheit“ „der U nsinn“ und daß „V erstand stets nur bei 
W enigen gew esen“ ist, davon scheint der A utor w eder etw as gehört noch  
etw as erfahren  zu haben. W as uns G erd  D iers hier vorgesetzt hat, das ist der 

' platteste Positivism us, den m an sich nur vorstellen kann.

D er G ipfel der Perversion  und dam it zugleich der K ern des stupenden M iß

verständnisses aber steckt in dem G edanken: w eil die W ahrheit nie m it 
Sicherheit bew iesen  w erden könne, m üsse ihr A bsolutheitsanspruch abgebaut 
w erden, denn  andernfalls hätte sie ja das R echt zur Intoleranz gegenüber der 
U nw ahrheit,'eine solche Intoleranz aber verbiete das grundlegende Prinzip  
der aktiven Toleranz.

3  X  3=9, das darf also nicht w ahr sein , w eil das ja  zu  einer Intoleranz gegen

über falschen Lösungen w ie 3X 3=10 oder 3X 3  =  8 führen könnte. A ktive  
Toleranz verbiete solche A bsolutheitsansprüchef A ktive Toleranz verlange 
vielm ehr, daß die U nw ahrheit gleichberechtigt, (frei von allen W ertungen), 
neben der W ahrheit stehen m üsse.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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D as sind, zum  einen, die K onsequenzen eines „D enkens“, das offensichtlich  
nicht m ehr VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAw il l , daß es absolute W ahrheit gibt; die K onsequenzen eines 
Freiheitsbegriffes, der Freiheit nur als W illkür begreifen  kann  und  w il l !  M an  
w il l nicht gebunden sein an ein A bsolutes. M an w ill im  G runde gar keine 
W ahrheit. M an  w ill letztlich nur „frei“ w ollen können. W as für ein  groteskes 
V erkennen der Tatsachen der W elt!

A ber das sind, zum  andern, auch —  und..das ist das W ichtigere —  die K onse

quenzen von  zw ei Irrtüm ern, die  schlechthin kennnzeichnend  für unsere ganze  
Epoche zu w erden drohen und die 'ihr bereits jetzt schon (freilich nicht etw a  
im Sinne  -eines Tadels, sondern groteskerw eise im Sinne eines Lobes) die  
B ezeidm ung  „das Zeitalter des Pluralism us“ eingetragen  haben, der Irrtüm er 
näm lich:

e rs te n s  w eil m an-nie absolut sicher sein könne, ob m an sich nicht geirrt habe, 
m üsse m an auch andere M einungen nicht nur prüfen, sondern  in  jedem  Falle 
auch gelten lassen, und

zw e ite n s ,  w eil sow ohl die a-religiöse H um anität, w ie auch das C hristentum , 
w ie das persönliche Em pfinden die A chtung des M itm enschen, ja die  
N ächstenliebe gebiete, m üsse m an auch die A nsichten und M einungen der 
M itm enschen respektieren.

H ier w ird  ein  fatales M ißverständnis erkennbar: die V erw echslung  der Liebe 
zum N ächsten als M itm ensch m it der Liebe zur M einung des N ächsten. 
G erade das aber sagt Jesus C hristus nicht! Er sagt: „L iebe deinen N ächsten  
w ie dich selbst.“ U nd Paulus sagt: „W ir haben nicht m it Fleisch und B lut 
zu käm pfen, sondern m it den D äm onen unter dem  H im m el“, das heißt m it 
den  falschen  A nsichten, m it den  Irrtüm ern,  m it den m ilitanten  Ideologien  (und  
gerade nicht m it den Ideen!) „D enn Ich bin nicht gekom m en, den Frieden«  
zu bringen, sondern das Schw ert“ . U nd: „Ich bin die W ahrheit und das 
Leben.“ 4

D as heißt aber: im  B ereiche der W ahrheit gibt es keine K om prom isse, im  
B ereiche des Lebens de^r M enschen hingegen m uß die Liebe  
herrschen —  m an kann ja nicht gleich  seinen M itm enschen vernichten, w enn  
dieser sich irrt. Im  B ereiche des D enkens sind w ir zw ar nie vor einem  per

sönlichen Irrtum gefeit, aber prinzipiell gilt hier nur' die W ahrheit. A lle 
w ahre W issenschaft ist ausschließlich auf W ahrheit gerichtet. A lle R eligion  

hat es grundsätzlich und vor 
in die „Sünde“ (Sonderung) des raum -zeitlich-relativen „gefallenen“ M en

schen  m it dem  Seinsgrund, m it der W ahrheitsw elt zu tun. .N iem als finden in  
der w irklichen W issenschaft Fehler oder Irrtüm er A nerkennung. G anz 
prinzipiell herrscht hier Intoleranz' gegen jede U nw ahrheit, die als solche 

erkannt ist.

zum  N ächsten

allem  einm al m it der W iederverbindung des
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D och noch einm al: nicht gegen die einzelnen M enschen oder M enschen- 
gruppen, die  sich im  Irrtum  befinden, aber unnachsichtlich gegen die Irrtüm er 
als-solche VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAm u ß  unbedingte Intoleranz herrschen, w enn je unser m enschliches 
Zusam m enleben einm al auf W ahrheit gegründet und dadurch geordnet sein  

soll.

D iesen Zustand  aber einm al herbeizuführen —  das ist d ie  Existenz-A ufgabe 
, des M enschen in der W elt . . .

F r i tz P e n s e r o t

\

Idee und W irklichkeit der Schule der Freiheit

D ie Idee einer Schule der Freiheit ist so alt w ie das kulturelle, soziale und  
politische Leben der M enschheit. Sie hat z. B . einen  hervorragenden  A usdruck

gefunden in der A kadem ie Platons. D ie Idee der Schule der Freiheit, die  
w ir heute ’) hier, eröffnen, kom m t nicht aus dem Erlebnis unserer Tage, 
sondern w urde vor m ehr als zw ei Jahrzehnten  2) geboren, zu einer Zeit, als 
leichtfertige O ptim isten glaubten, in Freiheit und D em okratie zu leben. D er ~ 
A nstoß zur G ründung einer Schule der Freiheit kam  gerade aus der offen

sichtlichen D ekadenz des öffentlichen Lebens, besonders aus den kranken  und ‘ 
vergifteten M ethoden der politischen A useinandersetzung in der W eim arer 
R epublik .

W er sprach dam als frei? W er sagte dam als aus, w as er w irklich dachte? D er 
Parteipolitiker sprach m it R ücksicht auf die M entalität seiner m utm aßlichen  
W ähler,- oder, noch schlim m er, nach der A nw eisung seiner Partei oder 
Fraktion. Ä hnlich stand es sogar bei m anchem  W issenschaftler, der nach 'den  
Interessenten bildete, und bei vielen Lehrern, die nach den einflußreichen . 
Parteien schielten. U nd so stand es schließlich bei den einzelnen M enschen  
in allen sozialen G ruppen, die m it den vorgeblichen Ü berzeugungen ihrer 
V orgesetzten oder anderer, von denen sie sich in  A bhängigkeit fühlten, nicht 
im K onflikt geraten w ollten. W er sprach noch frei? Es w aren w enige, die es 
öffentlich taten, obgleich das R echt darauf in der V erfassung verbrieft w ar.

Es bedurfte schon dam als eines starken  persönlidien V ertrauensbandes, w enn  
M enschen untereinander ihre w ahre M einung zu den Fragen des politischen, 
sozialen und kulturellen Lebens äußerten.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

') Pfingsten 1949 * , ’

2) vor Beginn der HHIerdiktofur
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M it diesen Erfahrungen in einer freien R epublik entstand der G edanke, eine 
Schule der Freiheit zu errichten, um  m it ihr eine Stätte zu schaffen, w o die  
M enschen der verschiedensten politischen R ichtungen und gegensätzlicher 
A uffassungen über soziale Fragen, aus den w iderstreitenden Lagern der 
kulturellen A nschauungen sich zu einer freim ütigen A ussprache zum  Zw ecke 

,der K lärung zusam m enfinden können, ohne an ihr Prestige, an ihre Partei, 
ihren V erband oder an ihre soziale A bhängigkeit denken zu m üssen.

D er G edanke konnte dam als nicht zur  Tat reifen. W ohl schien  es 1932 sow eit 
zu sein , als ob der kleine K reis freiheitliebender M enschen dem  G edanken  
die Tat folgen  lassen könnte, da m achte die Tyrannei das V orhaben  zunichte. 
D en G edanken konnte sie allerdings nicht auslöschen. Er hielt die freiheit

liebenden M enschen zusam m en und  der G edanke fand  A usdruck in der Zeit

schrift, die sich „Schule der Freiheit“ nannte, die W issenden zusam m enhielt 
und neue Freunde gew ann. Sie w urde zw eim al verboten und öfter ihres  
freien W ortes w egen bedrängt und m ußte schließlich 1943 endgültig ein

gestellt w erden. Sie trug  den G edanken der Freiheit durch  die Tyrannei und  
hielt den K reis zusam m en, der sich dieser, so gut er konnte, erw ehrte.

N ach  der K atastrophe von 1945 w urde von  dem  gleichen K reis versucht, den  
G edanken der Schule der Freiheit in die Tat um zusetzen, überzeugt davon, 
daß sie beim  notw endigen A ufbau einer neuen Lebensordnung eine große  
und fruchtbare A ufgabe zu erfüllen habe.

Im  A pril 1948 konnten w ir dann das „K uratorium  der Schule der Freiheit 
e. V .“ gründen und nach etw as m ehr als einem  Jahr haben w ir Sie hierher 
eingeladen, um  in diesem bescheidenen R ahm en die Schule der Freiheit zu  
eröffnen. Es w urde m it H ingabe und unter O pfern gearbeitet, um  dies trotz  
der U ngunst der äußeren U m stände zu erm öglichen. D er gleiche G eist w ird  
uns auch in Zukunft beseelen, so daß w ir sicher sind, den äußeren R ahm en  
stets zu verbessern und zu erw eitern und unsere A rbeit für die Sache der 
Freiheit zu vertiefen. Schon jetzt hat sich dem  Freundeskreis der Schule der 
Freiheit eine beachtliche A nzahl freiheitliebender M enschen aus allen Teilen  
D eutschlands angeschlossen; selbst im  A usland haben  w ir bereits ein freund

liches Echo gefunden. G em einsam m it unseren Freunden w erden w ir die  
Schule der Freiheit bauen als eine H eim statt für M enschen, die durch das 
gem einsam e Ziel der Freiheit m iteinander verbunden sind. ‘

U ber dem  Eingang der Schule der Freiheit steht, nicht als D ogm a, w ohl 
aber als W egw eiser, das Zarathustraw ort Friedrich N ietzsches:VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

F re i n e n n s t d u d ic h ? D e in en h e r r s c h en d e n G ed a n ke n w il l ic h h ö r e n u n d  
n ic h t , d a ß  d u  e in em  ] o c h e  e n tr o n n e n  b is t .
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B is t d u  e in  S o lc h e r , d e r s e in em  J o c h e e n tr in n e n d u r f te f E s g ib t m a n c h en , 

d e r  s e in e n  le tz te n  W e r t w egw a r f , a ls e r s e in e  D ien s tb a r k e i t w egw a r f.

F r e i w o v o n ? W a s , s c h ie r t d a s Z a ra th u s tr a ! H e ll a b e r s o l l m ir d e in A u g e  
k ü n d e n :- fr e i w o zu ?

M it diesem  W ort N ietzsches w ollen w ir ausdrüdten, daß sich die Freiheit als 
eine Form  des Lebens nicht darin erschöpfen kann, von allem  m öglichen frei 
zu sein , sondern ihr lebendiger W ert darin besteht, daß der M ensch in ihr 
der w erden kann, der er ist, daß ihm  m öglich gem acht ist, seine vielfältigen  
A nlagen seinen K räften entsprechend in der R angordnung seiner Leistung  
zu entfalten, ohne daß er hierbei von einer Institu tion gehem m t w erden  
kann.

•D ie Tore zur Schule der Freiheit sind w eit geöffnet für alle freiheitliebenden  
M enschen, O rganisationen, V erbänden, Ideen und A nschauungen. .

S teht so über unserer A rbeit das G ebot großzügiger Toleranz, so w ollen  
w ir doch keinen Zw eifel aufkom m en lassen, daß w ir in tolerant bis zum  
äußersten sein w erden gegenüber allen B estrebungen, die auf die B edrohung  
der persönlichen Freiheit zielen oder darauf hinauslaufen.

W enn w ir freim ütig  alle w ichtigen Fragen unseres D aseins unter dem  unab

dingbaren M enschenrecht auf persönliche Freiheit erörtern  w ollen, so ergeben  
sich dafür auch die einem  solchen U nternehm en gem äßen Form en. Es kom m t 
hier nicht darauf an, daß der eine oder der andere recht hat oder recht 
behält, sondern, d a s d a s R ec h te g e fu n d e n  w ird . D as setzt die Pflege einer 
Form der D iskussion voraus, die seit Jahren so gut w ie vollständig aus 
unserem  öffentlichen Leben verschw unden ist und selbst im  privaten B ereich  
selten angetroffen w ird: m an darf nicht nur reden, sondern m an m uß auch  
zuhören können; denn nur dann kann sich ein fruchtbares ^G espräch ent

w ickeln. Für diese Form  des G espräches hat Schiller in seinen Prosaschriften  
das treffliche B ild vom  englischen Tanz gezeichnet; Schiller sagt:

D a s e r s te  G ese tz d e s g u te n  T o n e s is t : S c h o n e  fr em d e F re ih e i t ! D a s zw e ite :  
Z e ig e s e lb s t F re ih e i t ! D ie p ü n k t l ic h e E r fü l lu n g b e id e r is t e in u n e n d lic h  
s c h w e r e s P ro b lem ; a b e r  d e r  g u te  T o n  fo r d e r t s ie u n e r lä ß l ic h , u n d  s ie m a c h t  
a lle in d e n v o l le n d e te n W e ltm a n n . I c h w e iß fü r d a s Id e a l d e s s c h ö n e n  
U m g a n g s k e in p a s s e n d e r e s B ild a ls e in e n g u t g e ta n z te n u n d  a u s v ie le n  
v e rw ic k e l te n  T o u r e n  k om p o n ie r te n  e n g lis c h en  T a n z . E in  Z u s c h a u e r a u s d e r  
G a le r ie s ie h t u n zä h lig e B ew e g u n g e n , d ie s ic h a u fs b u n te s te d u r c h k r e u z en  
u n d  ih r e  R ic h tu n g  le b h a f t u n d  m u tw il l ig  v e r ä n d e rn  u n d  d o c h  n iem a ls  Z u sam 

m en s tö ß en . A lle s  is t  s o  g e o rd n e t , d a ß  d e r  e in e  s c h o n  P la tz  g em a c h t h a t , w en n  
d e r  a n d e r e  k om m t: a lle s fü g t s ic h  s o  g e s ch ic k t u n d  d o c h  w ie d e r  s o  k u n s t lo s  
in e in a n d e r , d a ß  je d e r n u r  s e in em  e ig e n e n  K o p f z u  fo lg e n  s c h e in t u n d  d o c h  
n ie  d fm  a n d e r e n  in  d e n  W eg  tr i t t . E s is t d a s , tr e f fe n d e  S in n b ild  d e r  b e h a u p -  
te te n  e ig e n e n  F re ih e i t u n d  d e r  g e s c h o n te n  F re ih e i t d e s  a n d e r e n .
/
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D ies ist ein ideales B ild von einer A ussprache , w ie w ir sie uns in der Schule 
der Freiheit w ünschen; w ir w erden uns bem ühen, diesem  Ideal so nahe w ie - 
m öglich zu kom m en.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

%

N un befinden w ir uns aber seit langem  in der G efahr, falsch oder gar nicht 
verstanden w erden, w enn w ir die Freiheit als das höchste G ut ;des M en

schen ansehen  'und bezeichnen. D as W ort Freiheit hat durch den system a

tischen M ißbrauch, der m it ihm  getrieben w urde, seinen K lang verloren, ist 
stark  entw ertet. V ergessen w ir nicht, daß das W ort „Freiheit“ auch auf jenen  
Standarten geschrieben stand, hinter denen eine gläubige, aber irregeleitete  
Jugend vor 15 Jahren in die düsterste Tyrannei der deutschen G eschichte  
m arschierte. N achdem  die. Freiheit ihres guten K langes und ihrer Zündkraft 
beraubt ist, m uß sie heute m eist m it K rücken auftreten w ie z. B . der der 
sozialen G erechtigkeit. Freiheit aber schließt soziale G erechtigkeit ein. Es 
gibt doch keine Freiheit, w o die m onopolistische w irtschaftliche M acht der 
W enigen  den V ielen im  N acken sitzt. D enken w ir nur an die sozialen  ^K risen  
der W eim arer R epublik oder an die V orgänge unserer Tage, vor allem  im  
R eich der bürokratischen U m klam m erung des M enschen in allen w irtschaft

lichen und  sozialen D ingen, so w ird  uns klar: w o keine soziale G erechtigkeit 
herrscht, kann keine Freiheit bestehen; w o aber Freiheit verw irklicht ist, 
dort ist die soziale G erechtigkeit zur R ealität gew orden,

D ieser Zusam m enhang von. Freiheit und sozialer G erechtigkeit w ird  
G egenstand  der w ichtigsten  G espräche in  der Schule der Freiheit sein .'U nsere 
A rbeit w ill dem  W orte Freiheit w ieder seinen guten K lang verschaffen und  
der Sache der Freiheit die K raft zuführen, dam it sie die K rücken entbehren  
kann  und  die  B esten als ihre Freunde gew innt. D ie lange Schule des Zw anges 
m it ihren schm erzhaften Lektionen und ihren vielen K lassen haben w ir 
durchlaufen, die Schule der Freiheit hat ihre A rbeit begonnen.

D ie Schule der Freiheit w ird nicht unm ittelbar in den Streit der Parteien  
und in den politischen K am pf eingreifen, sondern w ird den von innen  
getriebenen  K äm pfern  für die Freiheit helfen, brauchbare W affen  zu schm ie

den, deren  sie bedürfen, um  das Ideal der Freiheit in  die gelebte  W irklichkeit 
zu übertragen.

D iese A rbeit w ird die Schule der Freiheit, unabhängig vom Staate, von. 
Parteien und von Interessengruppen, nur aus der eigenen K raft leisten. Sie 
w ird es daher schw er haben  als  Institu tionen, die vom  Staat, von  Parteien und  
Interessengruppen gestützt w erden. D iese aber zahlen dafür m it der A ufgabe  
ihrer U nabhängigkeit einen allzu hohen Preis. W ir dagegen können aus 
unserer U nabhängigkeit heraus der Sache der Freiheit w irklich dienen.

U nsere A rbeit ist auch 'noch aus anderen G ründen schw er: D ie Freiheit steht 
nicht m ehr hoch im  K urse. D ie Erfahrungen unserer G eneration m it eineredcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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K ette von K riegen, K risen und K atastrophen lassen es verständlich erschei

nen, w enn die M enschen, statt nach der Freiheit zu streben, nach der Sicher

heit für ihre blanke Existenz suchen. Sie verfallen dabei dem  Trugschluß, 
der Staat könne und m üsse diese Sicherheit gew ähren und übersehen, daß  
der Staat nicht m ehr verm ag als er vorher seinen B ürgern nim m t. D arüber 
hinaus aber legt er den M enschen selbst in die Fesseln seiner zahllosen  
V orschriften. Im  Staate  w iederum  w erden  Ä m ter und  Stellen  geschaffen, von  
denen die an der Freiheit m üde G ew ordenen angelockt w erden. D as Streben  
zum  Staat und seinen vielen K rippen ist aber, genau besehen, A usfluß eines 
pervertierten Individualism us derjenigen, die sich nicht m ehr Zutrauen, sich  
selbst in  der W elt durchzusetzen  und  es nun  hinter dem  V orw and  des Staates 
oder irgendeines K ollektivs versuchen. D ie einen suchen Sicherheit und  finden  
sie, indem  sie den anderen Sicherheit versprechen. D iese aber verfallen der 
M acht des A pparates, ohne  auf die  D auer die  erhoffte Sicherheit zu  erw erben. 
B eide aber zahlen  m it der m enschlichen W ürde; m it der persönlichen Freiheit.

D ieser Zug von der Freiheit w eg und  hin  zur verm eintlichen Sicherheit geht 
durch die ganze m oderne W elt und beschränkt sich nicht auf den „kleinen  
M ann", auf die A rbeiter und A ngestellten, sondern auch die w irtschaftlich  
Stärksten, die „K apitalisten“, sie  sind  des A benteuers in  der W irtschaft m üde  
gew orden  und  schalten den Staat ein, über den sie ihr G eld  in  halbsozialisti

schen Planw irtschaften anlegen w ollen. So treiben die D inge unaufhaltsam  
vom M enschen und seiner Freiheit hinw eg und, verlockt durch die Fata  
M organa der Sicherheit, befinden  sich alle auf dem  W eg zum  K ollektiv, zur 
A pparatur und dam it zur Tyrannei.

D ie Spuren  schrecken. D er M ensch  ist nicht dazu  geboren, in einem  A m eisen

haufen zu leben, sondern seiner N atur nach dazu bestim m t, G em einschaften  
freier Individuen  zu bilden. W ir suchen deshalb die selbstbew ußten, freiheit

liebenden M enschen, die den W ettstreit des Lebens auf sich selbst zu nehm en  
gew illt sind, die auf das eigene H irn  hin  zu denken  und  auf die eigene Faust 
hin zu handeln w agen. W ir sind sicher, m it ihnen der persönlichen Freiheit 
unter der selbstverständlichen B edingung der sozialen G erechtigkeit den  
Platz zu verschaffen, der ihr um  der natürlichen  W ürde des M enschen w illen  
gebührt: den ersten. M an w ird dann entdecken, daß m it der Freiheit in das 
Leben des M enshen und seiner freien G em einshaften auch die Sicherheit 
einkehrt, die aus der eigenen freien Leistung nach einer natürlichen R ang

ordnung folgt und  jeden M enshen  erhöht. D ann  löst sich die Fata M organa  
verm eintliher und  steriler Siherheit auf, m it der der Staat und  seine seelen

losen A pparaturen die M üden und V ielzuvielen anlocken, denn „dort, w o  
der Staat aufhört, da beginnt erst der M ensh, der niht überflüssig ist: da  
beginnt das Lied des N otwendigen, die einm alige und unersetzliche W eise“.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

O tto  L a u te n b a c hedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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B odenm onopol und D em okratie

V ortrag, gehalten auf der VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA2 1 . Tagung des Sem inars für freiheitliche O rd

nung, am 6. A ugust, in H errsching am A m m ersee

V om  L e h e n  z u m  E ig e n tu m

In  einer freiheitlichen  G esellschaftsordnung m uß selbstverständlich  alles, w as 
der M ensch durch Einsatz von A rbeit und K apital zu-produzieren verm ag, 
G egenstand des Privateigentum s sein . W irtschaftsgüter dagegen, die allein  
durch G ottes Schöpfung entstanden sind und durch M enschenhand nicht 
produziert w erden können und ohne die jedes organische Leben der M en

schen unm öglich ist, w ie Erde, W asser, Luft und Licht, sollten niem als in  
dem absoluten Sinne Privateigentum sein und bleiben, w ie vom  M enschen 
erzeugte D inge'

D as ausschließliche private Eigentum  eines einzigen Individuum s oder einer 
M ehrzahl von.Individuen am  G rund und B oden schließt zw angsläufig alle 
übrigen Individuen von  der N utzung des B odens aus, auf den sie zur Erhal

tung ihres Lebens- unabdingbar angew iesen sind. Schon der englische 
Philosoph John Stuart M ill sagte in seinen „G rundsätzen  ■'der politi

schen O ekonom ie“ hierzu u. a:, daß zw ar selbstverständlich allen Personen  
dasjenige gesichert w erden m üsse, w as sie durch ihre A rbeit hervorgebracht 
und durch ihre Enthaltsam keit angesäm m elt haben. D ieses Prinzip könne  

, \ • aber keine A nw endung  auf dasjenige finden, w as nicht der Ertrag der A rb e i t

ist, näm lich das rohe M aterial der Erde.

Zw ischen 'diesem und den eigentlichen A rbeitsprodukten bestände ein. tief

greifender U nterschied. W ährend das Eigentum srecht an den Produkten  
m enschlicher A rbeit unverletzlich und  unbedingt sein m üsse, sei es der G ipfel 
der'U ngerechtigkeit, die G abe der N atur nur einigen W enigen als eigen

m ächtiges Privilegium zu überlassen. W enn m an von der H eiligkeit des 
Eigentum s spreche, so sollte m an im m erhin bedenken, daß 'dem B oden

eigentum diese H eiligkeit nicht im selben G rade w ie den Produkten der 
m enschlichen G esellschaft zukom m e. K ein M ensch habe das Land geschaffen, 
es sei das ursprüngliche Erbteil des M enschengeschlechts. Es sei eine B edrük- 
kung, auf Erden geboren zu w erden und alle G aben der N atur schon vor- • 
her in ausschließlichen B esitz genom m en und keinen R aum  für die neuen  
A nköm m linge freigelassen zu finden. ‘ -edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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A us der B ibel und aus der G eschichte w issen w ir, daß alle N aturvölker, 
auch unsere eigenen V orfahren, die alten G erm anen, den G rund und B oden  
als G em einschaftsgut betrachtet haben. D as naturgesetzliche A bhängigkeits

verhältnis der M enschen vom  G rund und B oden fand in früheren Zeiten  
seinen A usdruck in der sogenannten A llm endverfassung, nach der der B oden  
der A llgem einheit gehörte und von den G em einw esen verw altet w urde. 
R este der A llm endverfassung haben sich bis heute noch in einigen Teilen  
D eutschlands und insbesondere in der Schw eiz erhalten. G em eineigentum  
des G rund und B odens besteht übrigens hundertprozentig heute noch im • 
australischen Staat VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAC a n b e r r a , w o niem and Land besitzen darf. D er B oden  
w ird dort auf 99 Jahre vom  Staat im  A uktionsverfahren an die M eistbie

tenden verpachtet.

Ü berall, w o in Europa die A llm endverfassung  bestand, galt der G rundsatz: 
W as G ott geschaffen. —  der B oden — , bleibt in den H änden der A llgem ein

heit. W as der M ensch geschaffen hat —  das G ebäude — , ist sein Eigentum . 
D er B auherr w urde im  W ege eines Lehens nur Eigentüm er des N utzrechts  
am  B oden, nicht aber Eigentüm er des B odens. B ei diesem  B odenrecht w ar 
der B auherr nicht, w ie das heute , der Fall ist, durch B odenspekulation  
gezw ungen und erm untert, eine ungesunde, unorganische und übersteigerte 
Ü berbauung und N utzung des B odens vorzunehm en, um  auf diese W eise  
einen überhöhten B odenpreis herauszuw irtschaften.

D as göttliche und natürliche B odenrecht, nach w elchem der M ensch nur 
Lehensträger und nicht Eigentüm er am  B oden sein sollte, w urde jedoch im  
M ittelalter allm ählich aufgegeben und durch das röm ische R echt ersetzt. 
A nstelle des G em eineigentum s trat das Privateigentum .

D er Ü bergang vom  G em eineigentum  zum  Privateigentum  vollzog sich aller

dings insbesondere in den landw irtschaftlichen G ebieten durch A nw endung  
von G ew alt. So leiteten z. B . die ostelbischen Junker im 16. Jahrhundert 
m it H ilfe feiler Juristen aus der m ittelalterlichen G rundherrschaft die V or

w ände her, unter denen sie die B auern von ihren Schollen vertrieben. D ie 
A llm endverfassung w urde von ihnen aufgehoben. D as G em eineigentum  an  
W ald, A cker und W eide rissen die Junker an sich, um  eine für einen land

w irtschaftlichen G roßbetrieb genügende Fläche zu gew innen.

N och unbeküm m erter gegenüber den B auern verhielten sich die englischen  
Feudalherren. Schon im 13. Jahrhundert begann dort der Landadel das 
Land, das bis dahin als A llm ende gegolten hatte, einfach zu beschlagnahm en  
und  m it H ecken einzuhegen. D as beschlagnahm te Land  w urde in Schäfereien  
verw andelt, w eil dam als die Schafzucht zu einem  besonders gew innbringen

den G eschäft gew orden w ar. B is zum  16. Jahrhundert hatten die Lords —  
unter ihnen sogar Ä bte, also unzw eifelhaft from m e M änner —  es fertig
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gebracht, neun Zehntel aller B auern vom  H ofe zu jagen und H äuser und  
ganze D örfer abzureißen. N ur die. K irchen verschonten sie, um  aus ihnen  
Stallungen für ihre H am m el zu m achen.

D as alles sollte heute jederm ann w issen, um sich klar zu m achen, unter 
w elchen frevelhaften und grausam en U m ständen unser heutiges B odenrecht 
zustande gekom m en ist, jenes Privateigentum am B oden, • das von vielen  
Leuten inzw ischen für heilig angesehen w urde.

D ie schädlichen Folgen des zw angsw eisen Eingriffs in die naturrechtliche 
K onstruktion des früheren B odenrechts und die Schaffung des Privateigen

tum s am B oden w aren sehr bald überall zu spüren. D er B oden, der nur 
einm al vorhanden ist und nicht w ie jedes andere durch m enschliche A rbeit 
hergestellte G ut produziert w erden kann, w urde zum Schacherobjekt und  
dem  G esetz von A ngebot und N achfrage unterw orfen.

D er U m stand, daß  der B oden  jetzt von  jedem  einzelnen M enschen erw orben, 
veräußert und geteilt w erden konnte, hatte ferner zur Folge, daß land

w irtschaftlicher B oden auf dem  W ege der V ererbung im Laufe der Jahr

zehnte  und  Jahrhunderte in im m er kleinere Teile zerstückelt und  zersplittert 
w urde. N am entlich in den süddeutschen G ebietsteilen w urde dadurch die  
G rundlage für eine rentable B ew irtschaftung des B odens zerstört. D ie B e

triebsgrößen sanken teilw eise unter das O ptim um . D ie Zahl der unw irt

schaftlichen G renzbetriebe u nahm ständig zu. D ie derzeitige w irtschaftliche 
N ot der Landw irtschaft, nam entlich der G renzbetrieb ’e, ist deshalb nicht 
zuletzt eine Folge des falschen B odenrechts.

D ie G esam theit der Steuerzahler, d. h. auch diejenigen, denen das natürliche  
R echt am  G em eineigentum  des B odens entzogen w urde, m üssen heute oben

drein noch den Schaden tragen, den das neue B odenrecht angerichtet hat, 
indem  sie die Subventionen für die Landw irtschaft und die M ittel für die  
D urchführung der notw endig gew ordenen U m legungsverfahren aufzu

bringen haben.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

U n te r e n tw ic k lu n g  d u r c h  u n n a tü r l ic h e s B o d en r e ch t

In vielen Ländern, insbesondere in diversen Staaten A siens, A frikas und  
Südam erikas gelangte der- B oden ausschließlich in die H ände von G roß

grundbesitzern. D urch rücksichtslose Pachtsystem e w erden dort die besitz

losen Pächter noch heute brutal und unm enschlich ausgebeutet. N icht selten  
m üssen sie für die N utzung des landw irtschaftlichen  B odens bis zu 75 Pro

zent ihrer Ernteerträge an den G rundherren abliefern. D er nach A bzug der 
Pacht verbleibende  Teil ihres küm m erlichen  Einkom m ens hat von  jeher kaum  
ausgereicht, um  die Fam ilie vor dem  V erhungern  zu bew ahren. Für Investi- ‘edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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tionen zur Steigerung der landw irtschaftlichen Produktivität blieb unter 
, diesen U m ständen niem als etw as vom A rbeitsertrag übrig . A us diesem  
G runde w ird noch im m er in w eiten G ebieten der W elt m it dem  prim itiven  

H olzpflug gearbeitet.
I

D ie-m eisten der heutigen unterentw ickelten Länder haben -ihre technische, 
soziale und ökonom ische R ückständigkeit ebenfalls in erster Linie dem  
Privateigentum  am  B oden und der m aßlosen A usbeutung durch den G roß

grundbesitz zu verdanken. U nter diesen U m ständen kann es nicht verw un

dern, daß den Pachtbauern der unterentw ickelten Länder selbst der K om 

m unism us als erstrebensw erte  Erlösung aus ihrem  Sklavendasein erscheint...

W ahrscheinlich hätte die W eltgeschichte in den letzten 50 Jahren einen  
anderen V erlauf genom m en^ w enn in diesen Ländern nicht das private  
B odeneigentum  bestanden, hätte, R ußland, C hina und K uba w ären heute 
sicher nicht in den H änden des K om m unism us. D er K rieg in V ietnam , der 
nun seit Jahren tobt, w äre niem als ausgebrochen, w enn nicht auch dort die  
arm en B auern m aßlos von den G roßgrundbesitzern ausgebeutet w orden  
w ären. Trotz des von Präsident Johnson angeregten Sozialprogram m s den

ken die in Südvietnam herrschenden G roßgrundbesitzer nicht daran, auf 
die A usbeutung des V olkes zu verzichten.

Selbst m itten in Europa, in einem Land, das sogar der EW G angehört, 
näm lich in Italien, herrschen auch heute noch auf dem  G ebiete des B oden

rechts Zustände, die ' die bäuerliche B evölkerung in die A rm e der K om m u

nisten treiben. Südlich R om s, dicht an der G renze des V atikans, ist der 
B oden Latifundienbesitz, der sich in den H änden  w eniger VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAG ra n d e n  befindet. 
D ie A nsiedlung von Industrie auf ihren Ländereien w ird von ihnen geflis

sentlich verhindert, um  den O pfern ihrer hem m ungslosen A usbeutung jede 
M öglichkeit eines gesteigerten  Lebensstandards zu  nehm en. A rm ut und  Elend  
m achtsdie m aßlos ausgebeuteten M enschen bereit, zu jeder B edingung, auch  
der unw ürdigsten, A rbeit anzunehm en.

D ie G roßgrundbesitzer, die ihr Leben m eist in Palerm o,' N eapel oder R om  
verbringen, lassen ihre G üter von  V erw altern  bew irtschaften. D ie V erw alter _ 
teilen die großen Ländereien auf und verpachten sie in kleinen Partien von  
durchschnittlich  V ier H ektar. D ie Pächter m üssen die H älfte —  nach einem  
neuen G esetz ein D rittel —  der Ernte an den V erw alter abgebem  D en R est 
kann der Pächter für sich verw enden oder verkaufen. K äufer darf aber nur 
der V erw alter sein , und nur dieser bestim m t den Preis.

D as alles ist im  G runde nichts anderes als gem einster Sklavendienst, der m it 
H ilfe des auch bei uns geltenden röm ischen B odenrechts betrieben w ird. 
K ein W under, daß die Zahl der K om m unisten in Italien so groß ist und  
im m er w eiter zunim m t.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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B o d en sp e k u la t io nonmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA u n te r d e r H er r s c h a f t d e s F rü h ka p ita l ism u s

Insbesondere auf dem  B aulandsektor hatte der Ü bergang  vom  G em eineigen

tum  zum  Privateigentum  verheerende Folgen. Seitdem  der B oden dem  G e

setz von A ngebot und N achfrage unterliegt, feiern die B odenspekulationen  
überall regelrechte O rgien.

B ereits im  vergangenen Jahrhundert trieb die B odenspekulation unter der 
H errschaft des Frühkapitalism us ihre to llsten B lüten. A ls dam als im  Zuge 
der industriellen R evolution viele M illionen M enschen vom  flachen Lande 
in die G roß- und Industriestädte abw anderten, schossen Terraingesellschaf

ten w ie Pilze aus der Erde. Ü berall, insbesondere am  R ande der Städte  
w urden die B odenpreise in  schw indelhafte H öhe getrieben. Preissteigerungen . 
um  das H underfache und m ehr w aren keine Seltenheit. A cker, der bis dahin  
m it 75 Pfennigen bis zu einer M ark je Q uadratm eter gehandelt w urde, • 
erlebte jählings Preissteigerungen auf 100 M ark je Q uadratm eter, und m ehr. 
O hne eigene Leistungen fiel ungezählten B auern ein M illionenverm ögen 
m ühelos in den Schoß.

W egen der hochgetriebenen B odenpreise und zur W ahrung der R entabilität 
ihrer B auvorhaben sahen sich die U nternehm er gezw ungen, den B oden bis 
an die äußerste G renze des technisch überhaupt M öglichen auszunutzen. D ie t 
B aubehörden drückten  verständnisvoll beide A ugen  zu. Solange nicht gerade  
die feuerpolizeilichen B estim m ungen verletzt w urden, gestatteten sie eine 
Ü berbauung  des B odens bis zu  90  Prozent der G rundstücksfläche. So  w uchsen  
dann als steinerne Zeugen der unheilvollen B odenspekulationen in allen  
deutschen G roß- und Industriestädten  ausgedehnte Elendsviertel und Slum s 
em por. V ier-, fünfgeschossige M ietkasefnen entstanden m it zw ei, drei, ja  
teils m it vier und fünf H interhöfen und Seitenflügeln. A uf engstem  R aum  
zusam m engepfercht hausten hier in elenden, dunklen Ein- und Zw eiraum - 

, W ohnungen unter prim itivsten sanitären pnd hygienischen V erhältnissen  
vielköpfige Proletarierfam ilien, deren K inder dazu verurteilt w aren, zw i

schen den M ülltonnen in engsten und schm alen H interhöfen zu spielen, in  
die niem als auch nur ein einziger Strahl der Sonne zu fallen verm ochte. 
H ier in diesem , vom  unnatürlichen und verw erflichen B odenrecht geschaf

fenen erbärm lichen, m enschenunw ürdigen Slum s erstand  jenes „M illjöh“, w ie 
es uns Zille so  plastisch beschrieben hat. H ier w urde der Proletarier in  R ein

kultur gezüchtet. H ier befanden  sich die B rutstätten des K om m unism us.

Sow eit sie nicht inzw ischen dem  B om benkrieg oder im  R ahm en der Stadt

erneuerung der Spitzhacke zum  O pfer gefallen sind, existieren noch heute  
derartige Elendquartiere, in denen M enschen unserer Zeit w ohnen m üssen. 
So gibt es z. B . im B erliner B ezirk W edding noch heute fünfgeschossige  
M ietkasernen dieser A rt m it vier bis fünf H interhäusern und Seitenflügeln.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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D ie H interhöfe sind hier gerade so groß, daß darin ein Sprungtu^i der 
Feuerw ehr aufgehalten w erden kann. In jedem V orderhaus und jedem  
H interhaus w ohnen etw a 30 Fam ilien. Für jedes V order- oder H interhaus  
sind nur drei Toiletten auf dem  H of vorgesehen. In jedem  G ebäude m it 
30 Fam ilien sind nur je drei W asserzapfhähne vorhanden, die sich auf den  

Treppenfluren befinden.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

A lts ta d ts a n ie r u n g  a ls F o lg ew ir k u n g  fr ü h e r e r B o d e n sp e k u la t io n

Ebenso w ie in der Landw irtschaft m üssen die finanziellen Folgen dieser auf 
das falsche B odenrecht zurückgehenden B ausünden von den Steuerzahlern  
getragen w erden. D ie sogenannte  A ltstadtsanierung, die diesem  Ziele dienen  
soll, ist in der B undesrepublik bereits angelaufen. D ie A llgem einheit w ird  
für die D urchführung der Stadterneuerung ungezählte M illiarden aufzu

bringen haben. N ach den bisherigen Erfahrungen betragen die Sanierungs

kosten je W ohnung etw a 15 000 bis 20  000 D M .

D en Eigentüm ern der Slum s m üssen für die längst abbruchreifen G ebäude  
und für W irtschaftsschäden enorm e B eträge zugestanden w erden. Selbst die 
H erabzonung (H erabsetzung des M aßes der baulichen A usnutzbarkeit), die 
zu einer A uflockerung der zu sanierenden A ltstadtgebiete und zur Schaf

fung hygienisch einw andfreier W ohnverhältnisse notw endig ist,, m uß auf 
G rund unserer derzeitigen R echtssprechung teuer entschädigt w erden. D as 
ist im  G runde eigentlich um  so unverständlicher, als die dam aligen Eigen

tüm er der gleichen G rundstücke seiner Zeit bei Errichtung der M ietkasernen  
die riesigen Spekulationsgew inne ungeschm älert einstreichen konnten. D enn  
die unverdienten  G ew inne w aren schließlich nicht allein durch  die U m w and

lung von A cker in B auland, sondern darüber hinaus auch dadurch erst 
m öglich, daß die G rundstücke m it Zustim m ung der B aubehörden, jedoch  
ohne G egenleistung der B odeneigentüm er, baulich so überstark ausgenutzt 
w urden, daß die Sanierung jetzt im Interesse- des G em einw ohls zw ingend  
notw endig w urde.

Zahlreiche von der A ltstadtsanierung nunm ehr betroffene Eigentüm er w it

tern  bereits ein neues G eschäft. In den in A ussicht genom m enen Sanierungs

gebieten sind inzw ishen Preissteigerungen der G rundstücke von zehn bis 
25 Prozent zu verzeichnen gew esen. D as ist nicht einm al verw underlih . 
H at es sich doch auf G rund der Erfahrungen w ährend der letzten Jahre 
nah dem  Zw eiten W eltkrieg allgem ein herum gesprohen, daß die G em ein

den aus 'politischen G ründen durhw eg geneigt sind, lieber überhohe Ent- 
shädigungen zu zahlen, als es auf ein Enteignungsverfahren ankom m en zu  
lassen.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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W enn jem and einen alten G aul besitzt, der auf der Straße w egen A lters

schw ache to t zusam m engebrochen ist, so m uß er den K adaver auf seine 
K osten beseitigen. W er ein A utow rack besitzt, m uß es ebenfalls w ohl oder 
übel auf eigene K osten zum A utofriedhof abfahren lassen. W er indessen  
auf dem  G rund und B oden, der nach dem N aturrecht der A llgem einheit 
gehören sollte, einen G ebäudekadaver besitzt, dessen 'w eiteres V erbleiben  
schw erste gesundheitliche und soziale G efahren in sich birgt, braucht ihn  
nicht zu entfernen. Er darf vielm ehr dam it rechnen, daß die A llgem einheit 
für seine B eseitigung  sorgt und  daß dam it außerdem  noch ein gutes G eschäft 
gem acht’w erden kann. N iem andem  fällt es heute ein, von den Eigentüm ern  
der Slum s im  Interesse des G em einw ohls den entschädigungslosen A bbruch  
zu verlangen, zum al die G ebäude durch die A bschreibungsquoten, die die  
M ieten enthalten haben, schon längst restlos abgeschrieben sind.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

N en e  W e lle  m a ß lo s e r  B o d e n sp e k u la t io n  n a c h  d em  Z w e ite n  W e ltk r ie g

Eine neue W elle m aßloser B odenspekulationen ist nach dem  Zw eiten W elt

krieg über unser Land hereingebrochen, nachdem über zw ölf M illionen  
Flüchtlinge und V ertriebene aus dem O sten in die B undesrepublik einge

ström t w aren. Zw ölf M illionen M enschen benötigten nun zusätzlich B oden  
für die W ohnung und für den A rbeitsplatz. Sie benötigten zusätzlich die  
Früchte, die der nichtverm ehrbare B oden für ihre Ernährung hergeben m uß  
und sie sind zusätzlich V erbraucher der B odenschätze, w ie K ohle, Erze, öl 
usw .

Für die  B edarfsdeckung dieser zwölf M illionen  M enschen  w urde jedenfalls in  
den letzten 20 Jahren zusätzlich N achfrage nach B oden aller A rt gehalten, 
obw ohl die Fläche unseres Landes nicht um einen einzigen Q uadratm eter 
größer gew orden ist. So entstand an allen B odenm ärkten eine gew altige  
Ü bernachfrage, die von den B odeneigentüm ern  unter W ahrung  ihrer M ono

polstellung voll ausgenutzt w urde und nach A ufhebung des Preisstopps im  
Jahre 1960‘zu einer explosiven Steigerung der B odenpreise führte.

Im  Schnitt sind die B odenpreise gegenüber 1950 um 800 bis 1000 Prozent 
gestiegen. In einzelnen Fällen w aren aber auch Preiserhöhungen bis zu  
2500 Prozent und m ehr zu verzeidinen. G elände für Einfam ilienhäuser, 
das 1950 noch für 5 bis 10 D M  je Q uadratm eter zu erhalten w ar, w ird  
heute in zahlreichen G roßstädten m it 50 bis 250 D M /qm  gehandelt, und  
es ist keine Seltenheit m ehr, daß der B oden teurer zu stehen kom m t als das 
darauf errichtete H aus. D ie Preise für B auerw artungsland, d. h. für A cker, 
der noch nicht einm al auf G rund eines rechtskräftigen B ebauungsplans zu  
B auland gew orden ist, aber m it dessen B ebauung m it m ehr oder m inder 
großer W ahrscheinlichkeit in absehbarer Zeit zu rechnen ist, stieg in B al-
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2 bis 3 D M /qm  > auf 50 bis 100 D M /qm .lungsgebieten teilw eise von  
C itygrundstücke, in die sich w ährend der letzten Jahre ausschließlich K auf

häuser, V erw altungen, industrielle G roßunternehm en, B anken und V ersi

cherungsunternehm en gedrängt haben und w o die ursprüngliche U rbanität 
längst verlorengegangen ist, w erden in den G roßstädten heute zu Preisen  

4000 bis 12  000 D M /qm  verkauft, w ährend sie 1950 noch für 500 bisvon
1000 D M /qm zu haben w aren. Selbst in m ittleren Städten w ie Ludw igs

burg zahlte m an kürzlich im B augebiet Schloslesfeld . 86 D M  je Q uadrat

m eter für B auland, das 1950 nur 7 D M  gekostet hatte. A us M ünchen  
w urde das spektakulärste B eispiel von B aulandpreissteigerung berichtet. Im  
Siedlungsgebiet Parkstadt Solln kostete 1950 ein Q uadratm eter ganze 95  
Pfennig, jetzt w urden dafür 250 D M  gezahlt.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

B e is p ie le fü r r ü c k s ic h ts lo s e A u sn u tz u n g  d e s B o d enm o n o p o ls

D urch die Presse und das D eutsche Fernsehen ist vor einiger Zeit bekannt 
gew orden, daß der Fürst Franz Joseph von Thum  und Taxis an das Land  
B ayern für die künftige U niversität R egensburg 60 H ektar A ckerland zum  
Preise von 36 M illionen D M , d. h. für 60 D M /qm  verkauft hat. D aneben  
hat das Land B ayern auch noch die V erpflichtung übernehm en m üssen, in  
der künftigen M ensa der U niversität für alle Zeiten nur B ier der dem  Fürst 
von Thurn und Taxis gehörigen B rauerei auszuschenken. i

D as bisherige A ckergelände dürfe 1950 höchstens einen W ert von 1,50 bis 
2 D M /qm gehabt haben. D er unverdiente G ew inn des Fürsten w ird  
daher bei einem  K aufpreis von 60 D M /qm  etw a 34 M illionen D M  betragen  
haben. H inzu kom m t der K apitalw ert des G etränkem onopols, das der Staat 
dem Fürsten zw angsw eise zugestehen m ußte, w eil dieser die A bgabe des 
B odens davon abhängig gem acht hat.

D er Preis von 60 D M /qm  ist überdies auch unter den derzeitigen Preisver

hältnissen als m aßlos überhöht anzusehen. D urch die W idm ung als G em ein

debedarfsfläche w urde es nicht zu m erkantilem B auland, da die künftige  
N utzung für U niversitätszw ecke keinen R einertrag abw irft, sondern im  
G egenteil laufende Zuschüsse der Steuerzahler erfordert: Falls das A cker

gelände nicht zu einem  angem essenen Preis freihändig, zu erw erben gew esen  
w äre, hätte es sich das Land  B ayern notfalls auf dem  W ege der Enteignung  
beschaffen können. In diesem Falle w äre als Entschädigung nur ein K auf

preis in Frage gekom m en, der der Q ualität des G eländes vor der W idm ung  
als G em eingebrauchsfläche entsprach. Im  günstigsten Falle w äre w ahrschein

lich in diesem  Falle angesichts der G röße des A reals eine Q ualität als B au

erw artungsland anzunehm en gew esen und das hätte auf keinen Fall einen  
Preis von 60 D M /qm  ergeben. H ier haben w ahrscheinlich die vier für die
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B eurteilung des V erkehrsw ertes herangezogenen Sachverständigen, die die  
A ngem essenheit des Preises bescheinigt und den verkauften A cker als nor

m ales B auland bew ertet haben, völlig versagt. D er Steuerzahler aber darf 
dem Fürsten, der außer dem verkauften G elände noch w eiteren B oden  
etw a in G röße des B undeslandes H am burg (770..Q uadratkilom eter) besitzt, 
ein m ärchenhaftes G eschenk in den Schoß legen.

E in anderes B eispiel dafür, w ie die ganz großen B odeneigentüm er ihre 
M onopolstellung auszunutzen verm ögen, ist der vor einigen M onaten  
erfolgte V erkauf eines Teiles des G utes. Freiham an die Stadt M ünchen. 
D ie M ünchener Industriellenfam ilie von M affei erhielt für eine Fläche von  
1,7 M illionen Q uadratm etern B auerw artungsland einen Preis von über 100  
M illionen D M . A uf dem  G elände soll eine W ohnsiedlung für 60  000 M en

schen errichtet w erden. D a der landw irtschaftliche V erkehrsw ert des G e

ländes bestenfalls vier M illionen D M  betragen m ag, ist durch die A usw ei

sung der Flächen als B auland für die Fam ilie von M affei ohne A ufw endung  
von A rbeit und K apital ein unverdienter G ew inn von etw a 96 M illionen  
D M  entstanden. W enn m an sich dem gegenüber klar m acht, daß ein deut

scher A rbeiter, der m onatlich 800 D M  verdient, nicht VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAw en ig e r a ls 1 0  0 0 0  
J a h r e dazu brauchte, um  die g le ic h e S um m e d u r c h e h r l ic h e A rb e i t z u  v e r 
d ie n e n , dann kann m an sich erst einen B egriff über den U m fang  des B oden

spekulationsgew innes m achen, der heute einer einzelnen Fam ilie m ühelos 
zufällt, ohne daß dafür auch nur ein einziger H andschlag geleistet w ordenedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
ist.

A ber nicht'nur Fürsten und Industriebossen fallen M illionengeschenke zu. 
A uch sonst überall, w o die Städtebauer in  ihrer Planung einen  w eißen Strich  
über einen A cker gezogen haben, w ird  auch so m ancher einfache B auer über 
N acht ein vielfacher M illionär.

So hatte z. B . kürzlich ' in einem  niedersächsischen D orf ein m ittlerer B auer 
das G lück, daß ein Teil seines A ckers in die B aulandzone der benachbarten  
Stadtgem einde einbezogen w urde. D er Steuerw ert des infrage kom m enden  
G eländes betrug 25  000 D M ; der bisherige landw irtschaftliche Ertragsw ert 
belief sich auf 150  000 D M ; aber als K aufpreis für den überraschenderw eise 
in B auland um gewidm eten A cker forderte und erhielt der B auer a) drei 
M illionen D M  in bar, b) je eine lebenslängliche R ente für sich und seinen  
14jährigen Sohn in H öhe  
G ehalt eines B eam ten.

D ie B arzahlung von drei M illionen braucht der B auer nicht anzureißen, da  
er und sein m inderjähriger Sohn von der m onatlichen R ente luxuriös leben  
können. Legt er den  B etrag  von  drei M illionen  zu dem  heutigen  am  K apital- - 
m arkt üblichen B edingungen von acht Prozent langfristig an, so verm ehrt

m onatlich 4500 D M , gekoppelt an dasvon
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sich das K apital einschließlich Zinseszinsen nach A blauf von zehn Jahren  
auf sechs M illionen D M , nach A blauf von 20 Jahren auf zw ölf M illionen  
D M  und nach A blauf von 30 Jahren auf 24 M illionen D M .VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

B o d en sp e ku la t io n  im  A u s la n d

A uch im europäischen und außereuropäischen A usland ist in den letzten  
Jahren eine sehr beachtliche Steigerung der B odenpreise zu beobachten. So  
sind sie in Ö sterreich nach dem  letzten W eltkrieg um  etw a das Fünfzehn

fache angestiegen. In  Paris ist eine B odenpreissteigerung um  etw a das Zehn

fache und in London um  das Zw anzigfache zu verzeichnen. In C am berly , 
w estlich  von  London, w urde 1-958 ein  26  H ektar großes G elände  für 500  D M  
gekauft und, nachdem es inzw ischen durch verschiedene H ände gegangen  

, w ar, für 2,5 M illionen D M  w eiterverkauft. Für eine W iese in der N ähe 
von London hatte ein M ann vor einigen Jahren 6000 D M  bezahlt; jetzt 
hat er sie für 120  000 D M  an einen B aulustigen abgesetzt. In N izza, w o  
B auland vor w enigen Jahren noch für 100 D M  erhältlich w ar, sind die  
B odenpreise inzw ischen auf 3000 D M /qm  em porgeklettert. In K uw eit sind  
die Preise von 100 auf 6000 D M /qm angestiegen. H ohe B odenpreisstei

gerungen w erden auch aus Japan gem eldet. In den H auptgeschäftsvierteln  
von Tokio haben sie 12 000 D M /qm  und in O saka 8000 D M /qm  erreicht.

Interessant ist auch ein V erkaufsfall, der sich in Sao Paulo (B rasilien) 
abgespielt hat. V or 50 Jahren kaufte die R egierung eine K affeeplantage . 
in G röße von 137  000 ha zum Preise von zw ei M illionen C ruzeiros 
(= 500  000 D M ). Später stellte sich heraus, daß der V erkäufer garnicht 
rechtm äßiger Eigentüm er des B odens gew esen w ar. N achdem  sich jetzt die  
Erben des w irklichen Eigentüm ers gem eldet haben und das G elände längst 
für Siedlungszw ecke w eiterverkauft und m it' 7000 M enschen bew ohnt ist, 
kam  es zu einem  Prozeß, D ie R egierung w urde verurteilt, den B oden noch  
einm al zu kaufen und dafür den derzeitigen V erkehrsw ert als K aufpreis zu  
zahlen. D abei ergab sich gegenüber dem  vor 50 Jahren vereinbarten Preis  
von zw ei M illionen  C ruzeiros ein neuer Preis von  zw ei M illiarden C ruzeiros 
(= eine halbe M illiarde D M ); das entspricht einer Preissteigerung um  das 
Tausendfache. D er richtige ursprüngliche Eigentüm er hatte das Land einst 
für einen K asten Silberstücke, ein G ew ehr und eine K uh gekauft.

D a s B o d en a n g eb o t w ird  k le in e r , d ie  N a c h fr a g e  im m e r  g rö ß e r

U ns in teressieren selbstverständlich in erster Linie die V erhältnisse in unse

rem  eigenen Lande. W enn w ir heute feststellen m üssen, daß seit B eendigung  
des letzten W eltkrieges in der B undesrepublik D eutschland B odenspekula-edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

58✓



tionsgew inne in H öhe von schätzungsw eise m indestens 100 M illiarden D M  
entstanden sind, so dürfen w ir nicht'vergessen, daß es sich hierbei um  nach

trägliche K riegsgew inne handelt, die nie entstanden w ären, w enn w ir nicht 
den K rieg verloren hätten und w enn nicht 12 M illionen Flüchtlinge in die  
B undesrepublik eingeström t w ären. A n den riesigen G rundgew innen klebt 
deshalb  im  G runde das B lut des K rieges.

W enn nicht eine Ä nderung des B odenrechts kom m en sollte, w erden die  
unverdienten  G ew inne in der Zukunft noch w eiter im  gigantischen U m fang  
ansteigen, denn die nutzbaren B estände an G rund und B oden schrum pfen  
näm lich allein durch die ständigen Eingriffe in den N aturhaushalt im m er 
m ehr zusam m en. D as A ngebot an landw irtschaftlich nutzbarem  B oden w ird  
durch die system atische Landzerstörung im m er kleiner, w eil ohne R ücksicht 
auf die Interessen der A llgem einheit heute in der Land- und Forstw irtschaft 
verantw ortungslosester R aubbau am  B oden betrieben w ird.

D ie N achfrage nach B oden w ird  sich dagegen in Zukunft aus zw ei G ründen  
w eiterhin  m aßlos steigern: durch Zunahm e der B evölkerung und durch den

B odenflä-laufenden Ü berverbrauch der.m odernen Industriegesellschaft an  
eben aller A rt.

D abei w ird insbesondere zusätzliche N achfrage nach B oden zur laufenden  
D eckung des B aulandbedarfs für neue W ohnsiedlungen und zur 
rung der überlasteten V erdichtungsgebiete der G roß- und Industriestädte  
entstehen. D arüber hinaus streben w eite Teile des V olkes danach, sich neben  
ihrer ständigen W ohnung in der Stadt eine zw eite W ohnung in landschaft

lich reizvollen G egenden zu beschaffen. In den letzten Jahren sind bereits 
allerorts W ochenendsiedlungen entstanden, deren U m fang künftig erheblich  
erw eitert w erden w ird. Ferner ist m it einem  erheblichen Flächenbedarf neu

gegründeter Industrieunternehm en und m it einem zusätzlichen B edarf 
bereits bestehender Industriefirm en zu rechnen, die aus R ationalisierungs

gründen von der m ehrgeschossigen B auw eise auf eingeschossige B auw eise  
übergehen. D urch die A utom atisierung ergibt sich in der Industrie heute ein  
vielfach verm ehrter M aterialdurchfluß, w obei der Transport von R ohm ate

rialien und G ütern in der Senkrechten 50- bis 200m al teurer ist als in der 
W aagerechten. A us diesem G runde besteht ein hoher Flächenbedarf beim  
A usbau industrieller B etriebe, der an den alten Standorten nur selten zu  
befriedigen ist und zur U m siedlung in ballungsferne Standorte anreizt.

Ferner w erden ständig zusätzlich riesige Flächen für m ilitärische A nlagen  
und neue Flugplätze benötigt, und auch durch die w egen Zunahm e des 
m otorisierten V erkehrs zw ingend notw endige A nlage neuer riesiger V er

kehrsbänder w erden sehr große B odenflächen beansprucht. Zur Zeit gehen  
der freien Landschaft für den N eubedarf an B oden jährlich 260 Q uadrat-

A uflocke-

tedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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kilom eter verloren , , d. h. alle zw ei Jahre w ird dafür eine B odenfläche in  
G röße des B odensees benötigt. D as A ngebot an B oden w ird also im m er 

• kleiner und die N achfrage im m er größer. D ie Folgen dieser Entw icklung • 
sind  gar nicht auszudenken, zum al die B undesrepublik  m it einer Einw ohner

zahl von 225 je Q uadratm eter zu den  • dichtbevölkertsten Ländern Euro- 
, pas gehört.

A ngesichts dieser Situation w erden die heutigen B odenspekulanten W aisen

knaben gegenüber den Spekulanten von m orgen sein . D as B odenm onopol 
w ird künftig noch drakonischer ausgenutzt w erden als heute. D er Tribut, 
den die B odeneigentüm er für die N utzung fordern, w ird sicher ins G igan

tische anw achsen und in absehbarer Zeit auch bei uns zu einer ernsten poli

tischen Frage ersten. R anges w erden. '

W ir dürfen nicht vergessen, daß das B odenproblem m arktw irtschaftlich  
unlösbar ist.

/VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

A r t u n d  W e se n  d e s B o d enm o n o p o ls

Ein A usgleich auf den B odenm ärkten, w ie er auf den M ärkten der produ

zierbaren G üter gew ährleistet ist, w ar hier niem als m öglich, w eil das A nge

bot des unverm ehrbaren B odens ohne Schaden für die Eigentüm er vom  
M arkt zurückgehalten w erden kann. D enn der B oden w ird niem als im  
Laufe der Zeit w ertloser. Im 'G egensatz zu den produzierbaren W aren  
rostet und schim m elt er nicht, er w ird nicht unm odern, er verdirbt nicht 
und veraltet nidit. A ußerdem kann der B oden nicht —  w ie das bei allen  
sonstigen G ütern m öglich ist —  auf einen anderen M arkt transportiert 
w erden, um  A ngebot und N achfrage auszugleichen.

W ährend das A ngebot- an B oden jederzeit zurückgehalten  w erden kann und  
insbesondere in unseren Tagen ständig abnim m t, w ird die N achfrage nach  
B oden um gekehrt ständig verm ehrt' und zw ar

a) durch die laufende V erm ehrung der B evölkerungsziffer,

b) als Folge der perm anenten Inflation, die eine Flucht in die Sach

w erte hervorgerufen  hat.

Jeder1 B odeneigentüm er besitzt allein schon w egen der U nverm ehrbarkeit 
des B odens eine M onopolstellung, die in der R egel rücksichtslos ausgenutzt 
w ird. M an unterscheidet beim  B oden zw ischen einem absoluten und einem  
relativen M onopol.

E in  absolutes M onopol liegt z. B . vor, w enn  jem and  aus zw ingenden  betriebs

w irtschaftlichen G ründen sein eigenes benachbartes G rundstück unbedingt

I
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vergrößern oder arrondieren m uß. A uf diese W eise hat z. B . ein K aufhaus  
in einer G roßstadt der Schw eiz eine benachbarte B odenfläche nur im  B au- 
recht erhalten können und dabei einen B aurechtszins akzeptieren m üssen, 
der kapitalisiert einen W ert von nicht w eniger als rund 34  000 Schw eizer 
Franken je qm  entsprach. D as ist eine geradezu w ahnsinnig hohe Sum m e, 
w ohl die höchste, die bisher in ganz Europa bei Ü berlassung von G rund

studien zugestanden w erden m ußte.

In allen übrigen Fällen besteht beim  B oden ein VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAr e la t iv e s M o n o p o l , bei dem  
das A ngebot zw ar nicht durch N euproduktion verm ehrt w erden kann, aber 
doch unter U m ständen m ehrere A nbieter vorhanden sind, die sich m it 
ihrem  A ngebot innerhalb gew isser G renzen ersetzen können.

D ie B odeneigentüm er können überdies auf G rund ihrer relativen M onopol

stellung für die N utzung des B odens einen laufenden R einertrag, d. h. eine 
B odenrente erzielen, die je nach der Q ualität (Lage, A usnutzungsart und  
A usnutzungsgrad des B odens) unterschiedlich hoch ist.

D er am  M arkt erzielbare Preis des B odens bew egt sich gew öhnlich in H öhe  
der m it dem  Landeszinsfuß kapitalisierten B odenrente. D ie jew eilige H öhe  
des K apitalzinsfußes beeinflußt daher —  auf längere Sicht gesehen —  die  
H öhe der B odenpreise, ohne daß  in diesem  Falle ein  Einfluß von  der eigent

lichen M arktlage (A ngebot und N achfrage) auszugehen braucht. •

D er U m stand, daß die B odeneigentüm er ihre M onopolstellung am M arkt 
rücksichtslos ausnutzen können und die-Tatsache, daß die.B odenpreise darü

ber hinaus w egen ihrer A bhängigkeit vom Zinsfuß durch außerhalb des 
B odenm arktes liegende U m stände beeinflußt w erden, zeigt, daß hier gegen  
die elem entarsten Prinzipien der sozialen M arktw irtschaft verstoßen w ird. 
W o sich  auf den. M ärkten  produzierbarer G üter M onopole entw ickelt haben, 
w ird w enigstens  • nach außenhin versucht, durch A nw endung des K artell

gesetzes die W ettbew erbsw irtschaft in O rdnung zu halten. A uf dem  B oden

sektor geschieht dagegen absolut nichts.

I s t u n s e r h e u tig e s B o d e n r e c h t v e r fa s s u n g sw id r ig ?

D urch  das G rundgesetz w ird  in  der B undesrepublik eine soziale W irtschafts

verfassung bzw . eine Soziale M arktw irtschaft institu tioneil garantiert; sie 
ist einerseits aus dem allgem einen Persönlichkeitsrecht (A rt. 2 I G G ) als 
dem  auch für die W irtschaft grundlegenden Freiheitsrecht herzuleiten und  
sie beruht andererseits auf dem  Sozialstaatsprinzip (A rt. 20 A bs. 1 G G ) als 
B estandteil der verfassungsm äßigen O rdnung.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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D ie aus dem  G rundgesetz herzuleitende Freiheit In der W irtschaft setzt -für 
den einzelnen eine vollständige D ispositionsfreiheit in Form ' der V ertrags-, 
Produktions-, K onsum - und W ettbew erbsfreiheit voraus. W ettbew erbsfrei

heit besteht aber am M arkt nur für solche G üter, die durch m enschliche  
A rbeit beliebig herstellbar sind, nicht dagegen, w ie w ir gesehen haben, für 
den unverm ehrbaren B oden, der ursprünglich durch einen Schöpfungsakt 
entstanden ist und dem  jew eiligen privaten Eigentüm er eine M onopolstel

lung verleiht. D as heutige B odenrecht unterbindet die verfassungsm äßig  
garantierte W ettbew erbsfreiheit und die dam it verbundene Tauschgerechtig

keit; es w iderspricht daher der Sozialen M arktw irtschaft, es verstößt gegen  
das G rundgesetz und es rüttelt an den G rundlagen der D em okratie. 
D er B oden dürfte in einer echten Sozialen M arktw irtschaft entw eder über

haupt nicht privates Eigentum  und H andelsobjekt sein oder das B odenrecht 
m üßte, w enn der B oden aus politischen G ründen nicht in G em eineigentum  
zurückgeführt w erden kann, um gestaltet w erden. D er einzelne B odeneigen

tüm er dürfte im  letzteren  Falle nach einer entsprechenden  B odenrechtsreform  
(durch A bschöpfung künftiger entstehender B odenrentenzuw ächse) nicht 
m ehr in der Lage sein , seine M onopolstellung zum  Schaden der A llgem ein

heit w eiterhin auszunutzen  und  den  B oden nach  B elieben zurückzuhalten.

B undesregierung und B undestag w agen aber unter D ruck der Interessenten  
nicht, an dem heutigen Zustande zu rühren. D ie Soziale M arktw irtschaft 
steht deshalb in dieser H insicht nur auf dem  Papier, denn die V erfassungs

w irklichkeit sieht ganz anders aus.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

U n fu n d ie r te A u s r e d en

D ie m aßgebenden Stellen in der B undesrepublik reden sich m it der pseu

dow issenschaftlichen  B ehauptung  heraus, B auland ließe sich jederzeit beliebig  
verm ehren, indem  m an einfach reichlich neue B augebiete ausw eist. B ei einer 
verm ehrten A usw eisung neuen B aulandes, so sagen sie, w ürde ein D ruck  
auf die Preise ausgeübt w erden und dam it sei das B aulandproblem  gelöst. 
Tatsache ist dagegen, daß trotz der überreichlichen A usw eisung neuer B au

gebiete die B aulandpreise im m er lustig w eiter steigen und daß heute fast 
überall in der w eiteren U m gebung von Städten und G em einden jede W iese 
und jeder A cker als sogenanntes B auerw artungsland bezeichnet und zu ent

sprechend hohen Preisen verkauft w ird, auch w enn in absehbarer Zeit nicht 
die geringste A ussicht besteht, daß der B oden bebaut w erden kann.

D ie verm ehrte A usw eisung von  B auland führt lediglich dazu, daß ein A cker 
in  zw eit- oder drittklassiger Lage, der sonst für B auzw ecke ungenutzt bliebe, 
künftig bebaut w erden kann. D as A ngebot dieses B odens übt aber in der 
R egel auf die Preise von B augelände in günstigeren W ohnlagen keinen
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D ruck aus. Im  übrigen hat diese verm ehrte B aulandausw eisung zur Folge, 
daß gew isse N achfragende in G ebiete ausw eichen, die volksw irtschaftlich  
unerw ünschte N achteile für den einzelnen und die A llgem einheit nach sich  
ziehen.

D er einzelne B ew ohner m uß dabei w eitere Entfernungen zu den Einkaufs

zentren, zur A rbeitsstelle sow ie längere Schulw ege für .d ie K inder m it 
in K auf nehm en. D as erfordert unnötigen Zeitaufw and und zusätzliche 
Fahrkosten. D as Pendlerw esen, das bekäm pft w erden sollte, w ird dadurch  
im  G egenteil w eiter gefördert. A ußerdem  m üssen die G em einden, d. h. die  
Steuerzahler, die hohen unrentablen K osten für Straßenbau, V ersorgungs

leitungen, K anal und die sonstigen städtebaulichen Folgeeinrichtungen (w ie 
V erkehrsm ittel, Schulen, K indertagesstätten usw .) aufbringen, w eil die  
W irtschaftlichkeit und R entabilität bei Zulasssung  kleinerer R andsiedlungen  
oder nur teilw eise bebauter G ebiete nicht gew ährleistet ist. K leinere G em ein

den w älzen die ihnen unnötig erw achsenen K osten häufig einfach durch  
Erlaß entsprechender O rtssatzungen auf die B auherren ab, so daß das fer

tige B auland dadurch oft teurer zu stehen kom m t als in den günstigeren  
stadtnahen G ebieten.

D erartige volksw irtschaftliche M ilchm ädchenrechnungen können nur von  
Leuten angestellt w erden, die die Sünden der B odenspekulation vertuschen  
m öchten. Im  übrigen w ird dadurch die Tatsache, daß der B auboden auch  
bei reichlicherer A usw eisung von B auland seine M onopolstellung uneinge

schränkt behält, nicht aus der W elt geschafft.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

B o d e n r e c b t a ls p s y c h o lo g is c h e s P ro b lem

B undesregierung und B undestag haben bisher leider in bezug auf die Schaf

fung eines vernünftigen B odenrechts versagt. Zw ar gab es im  ersten D eut- 
• sehen B undestag unter Führung des dam aligen B undesw ohnungsm inisters  

W ilderm uth 'noch eine M ehrheit von A bgeordneten, die ernsthaft gesonnen  
w ar, dem  Ü bel beizukom m en. Im  R ahm en einer im  A ugust 1953 gefaßten  
R esolution  ersuchte der B undestag die  B undesregierung  innerhalb eines knap

pen Jahres den Entw urf eines G esetzes vorzulegen, in w elchem  eine R ege

lung getroffen w ird, die Spekulationsgew inne am G rund und B oden aus

schließt.

D ie B undesregierung ignorierte jedoch den B eschluß des Parlam ents; unter 
dem Einfluß erfolgreicher Lobbyisten aus dem Lager der G rundbesitzer 
verschleppte sie die A ngelegenheit nahezu acht Jahre. In V erbindung m it 
dem Erlaß des B undesbaugesetzes w urde dann lediglich eine sogenannte  
B aulandsteuer eingeführt, deren W irksam keit von vornherein in Frage
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gestellt w ar, w eil sie nur einen kleinen B ruchteil des potentiellen G rund

gew inns erfaßte und w eil landw irtschaftliche G rundstücke davon befreit 
w aren. D ie Steuer w urde deshalb nach kurzer Zeit w ieder abgeschafft. Seit

dem  rührt sich im  B undestag keine H and m ehr und selbst bei der SPD , die  
sich jahrzehntelang  für eine steuerliche A bschöpfung der G rundgew inne aus

gesprochen hatte, herrscht heute tiefstes Schw eigen. A ls es der frühere H am 

burger O berbürgerm eister N everm ann gem einsam m it dem SPD -B oden

rechtsexperten Jacobi vor zw ei Jahren gew agt hatte, die Einführung einer 
W ertsteigerungsabgabe zu fordern, w urden beide sofort in aller Ö ffentlich

keit von ihren G enossen Professor Schüler und Erler zurückgepfiffen. D ie 
SPD -Führung erklärte, daß eine solche A bgabe m it einer freiheitlichen  
R echts- und W irtschaftsordnung nicht vereinbar sei, obw ohl sie selbst zehn  
Jahre zuvor leidenschaftlich für diese A bgabe eingetreten w ar. In W irklich

keit handelt es sich bei der notw endigen B odenrechtsreform  heute w eniger 
um  ein rechtliches oder sozialpolitisches, als vielm ehr um  ein psychologisches 
Problem . Schon vor 15 Jahren, als die Frage der U nterbindung der B oden

spekulation und der steuerlichen A bschöpfung künftig entstehender G rund

gew inne in der Literatur, in Fachkreisen und parlam entarischen K reisen  
lebhaft diskutiert w urde, w ar bereits zu beobachten, daß in der R egel nur 
diejenigen für eine entsprechende R eform  auf dem  G ebiete des B odenrechts 
eintraten, die selbst noch ohne B odeneigeritum w aren, w ährend sich die  
G rundeigentüm er m eist als glühende V erfechter des Privateigentum s am  
B oden und als G egner der B ekäm pfung der B odenspekulation entpuppten. 
In der Zw ischenzeit haben R egierung und Parlam ent durch gew altige Sub

ventionen der Steuerzahler eine sogenannte Eigentum spolitik , insbesondere  
auf dem  G ebiete des B odeneigentum s betrieben. M it besonderem ,Stolz hat 
das B undesw ohnungsm inisterium  verkündet, daß allein über 2,5 M illionen  
Eigenheim e geschaffen w orden sind, von denen sich m indestens 98 Prozent ' 
auf eigenem  G rund  und  B oden befinden dürften. So ist es kein W under, daß  
m an heute diejenigen Parlam entarier m it der Lupe suchen m uß, die bis 
jetzt noch nicht im  B esitz von eigenem  G rund und B oden bzw . eines Eigen

heim es sind. W er aber w ollte bestreiten, daß schon ein außerordentlich 
ausgeprägter G erechtigkeitssinn dazu gehört, als N utznießer des B odenm o

nopols auf alle V orteile, die aus diesem  M onopol künftig erw achsen, frei

w illig zu G unsten der A llgem einheit zu verzichten, auch w enn es sich dabei 
um unverdienten G ew inn handelt? Ja, es ist nur allzu" m enschlich und  
psychologisch durchaus verständlich, daß sich angesichts der V erm ehrung der 
G rundeigentüm er unter den Parlam entariern  die N eigung zu einer Ü berbe

tonung des Privateigentum s an G rund und B oden m it Erfolg durchgesetzt 
hat.
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D ieonmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA S tä d te b a u e r  fo r d e r n  d ie  B o d e n r e fo rm

W ährend B undestag und B underegierung zur Zeit allen V orschlägen auf 
Ä nderung des B odenrechts noch m it eisigem Schw eigen B egegnen, erheben  
sich  insbesondere  im  Lager der Städtebauer zahlreiche  Stim m en, die energisch  
und vernehm lich eine R eform fordern. D ie in der neueren G esetzgebung  
(B undesbaugesetz, B aunutzungsverodnung und R aum ordnungsgesetz) ver

ankerten städtebaulichen und raum ordnerischen Ziele sind nach A uffassung  
dieser Fachleute unerreichbar, w enn alles beim  alten bleibt.

So hat z. B . der B und D eutscher A rchitekten auf seiner 41. B undestagung  
in scharfer Form gegen die B odenspekulation proestiert. M an_ m üsse, so  
w urde dort erklärt, die Frage stellen, ob das B odenrecht in seiner heutigen  
Form  noch aufrechterhalten w erden könne. Es m üsse eine gesetzliche R ege- ■ 
lung getroffen w erden, die es erm öglichen w ürde, die Planungsgew inne bei 
G rundstücksverkäufen abzuschöpfen und den B oden „rezeptpflichtig “ zu  
m achen.- M it geeigneten V orkehrungen m üsse verhindert w erden, daß der 
Eigentüm er in ' den G enuß der steigenden G rundstückspreise kom m t, ohne  
dafür eine G egenleistung entrichtet zu’haben. O hne Ä nderung des B oden

rechts ser ein m oderner Städtebau nicht m öglich. |

A uch  auf einer Tagung der D eutschen A kadem ie für Städtebau  und Landes

planung in M ünchen w urden ähnliche G edankengänge vertreten. Professor 
D r. Ing. A lbers trat dafür ein, das Privateigentum  am  B oden von  der M ög

lichkeit zu trennen, aus ihm zu Lasten der A llgem einheit unangem essene  
G ew inne zu ziehen. N ur eine solche Lösung gestatte es, das politische Ziel 
breitgestreuten Eigentum s für w eite K reise der B evölkerung sinnvoll m it 
den 'raum ordnerischen B edürfnissen einer .dynam ischen G esellschaft zu ver

binden. . •

Im  R ahm en’ eines Sem inars,' das unter dem  M otto „Städtebau in der zw eiten  
industriellen R evolution“ vor einiger Zeit stattfand, erklärte Professor 
Salin: .. ’

„N och  im m er ist das regierende B esitzbürgertum  an  der M acht. Sein kram pf

haftes Festhalten an einem  fragw ürdigen Eigentum sbegriff m uß als H aupt

ursache dafür angesehen w erden, daß die .C hance einer städtebaulichen 
N eugestaltung  versäum t w urde.“

A uf der gleichen Tagung sagte Professor M itscherlich:

„D as G rundübel der Städte ist ein veraltetes Eigentum srecht und eine anti

quierte B odenordnung.“
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D r. Isbary sekundierte, nach altem  B esitzrecht sei es nicht m öglich, B ürger 
zu erziehen, die ihre Stadt lieben und ihr gew achsen sind.

In einem  Punkt sind sich w ohl alle Städtebauer einig: D ie für einen sinn

vollen m odernen Städtebau erforderliche Planungsfreiheit ist nur gegeben, 
w enn die B odeneigentüm er auf G rund einer vernünftigen B odenordnung  
nicht m ehr an  einer überstarken  baulichen  A usnutzung  des B odens in teressiert 
sind und w enn die G em einden w egen überhoher B odenpreise nicht m ehr 
auf eine planerische A usdehnung verzichten  und  m it Siedlungen  und  G ew er

begebieten  auf raum odnerisch  ungünstige Standorte ausw eichen  m üssen. H in

zu kom m t, daß in der B undesrepublik angesichts der überaus hohen B evöl

kerungsdichte m it dem  vorhandenen R aum  hausgehalten w erden m uß, w enn  
es nicht eines Tages zu einem nationalen N otstand kom m en soll. Früher 
oder später w erden sich also B undesregierung  und  B undestag auf ihre Pflicht 
besinnen m üssen, im  dringenden Interesses des V olksganzen doch noch an  
eine Ä nderung des B odenrechts heranzugehen.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

R ü c k fü h ru n g  d e s B o d e n s in  G em e in e ig e n tu m ?

Es ergibt sich dann erneut die Frage, w ie eine R eform  des B odenrechts aus- 
sehen m üßte. A lternativ gibt es zw ei verschiedene W ege, die geeignet w ären, 
die Planungsfreiheit herzustellen, die Entstehung unverdienter B odenge

w inne zu G unsten privater B odeneigentüm er zu unterbinden und künftig  
jegliche B odenspekulation zu verhindern. D er eine W eg w äre die Ü ber

führung des gesam ten B odens in G em eineigentum ; der zw eite W eg w äre  
eine entsprechende B esteuerung des B odeneigentum s.

D ie konsequentere und idealste M ethode w äre zw eifellos die allgem eine 
R ückführung des B odens in G em eineigentum , w ie es bis zum  M ittelalter in  
den m eisten europäischen Ländern bestanden hat. Eine solche V ergesellschaf

tung des B odens auf dem  W ege einer e n ts ch ä d ig u n g s lo s e n  Enteignung schei

det natürlich aus rechtsstaatlichen G ründen von vornherein aus. Eine der

artige M aßnahm e, w ie sie in den kom m unistischen Ländern üblich ist, w äre  
auch nicht gerechtfertigt, denn die heutigen  B odeneigentüm er haben sich den  
B oden nicht durch U surpation angeeignet. Sofern er ihnen nicht durch Erb

schaft zugefallen ist, haben sie ihn durch A ufw endung von K apital ehrlich  
erworben.

D er B oden m üßte daher vom  Staat gegen eine angem essene Entschädigung  
zurückgekauft w erden, w ie es schon im vergangenen Jahrhundert von  
N ationalökonom en und B odenreform ern (z. B . Thom as Spence, O 'B rien, 
H erbert Spencer, M ichael Flürscheim , Silvio G esell) gefordert w urde. Ü ber

einstim m end sahen alle diese V orschläge vor, den  gesam ten  B oden  in  G em ein-
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eigentum  zurückzuführen, die bisherigen B odeneigentüm er zu entschädigen, 
den  B oden dann m eistbietend zu verpachten  und  den bisherigen B odeneigen- 

' tüm ern ein V orpachtrecht einzuräum en.

Flürscheim  und G esell w ollten die Entschädigung in auslosbaren, verzinsli- 
- chen Pfandbriefen auszahlen, w obei der Zins dem  jew eiligen Landeszinsfuß  

angepaßt w erden sollte. B ei A bsinken des Landeszinsfußes sollte auch der 
N om inalzinsfuß der Pfandbriefe durch K onversion entsprechend herabge

setzt w erden, so daß deren K urs stets auf pari gehalten w erden könnte. 
M it sinkenden  Zinssätzen, w ie sie z. B . nach Einführung der zur D auerkon

junktur führenden G eldreform  zu erw arten w ären, w ürden die Pfandbriefe  
sehr bald aus den 'Pachteinnahm en getilgt w erden können. D ie Ü berfüh

rung des gesam ten B odens der B undesrepublik in G em eineigentum w ürde  
im  übrigen  keinesw egs m it dem  G rundgesetz kollidieren. A rtikel 15 des G G  
lautet:

„G rund und B oden, N aturschätze und Produktionsm ittel können zum  
Zw ecke der V ergesellschaftung durch ein G esetz, das A rt und A usm aß  
der Entschädigung regelt, in G em eineigentum  oder in andere Form en  
der G em einwirtschaft überführt w erden. Für die Entschädigung gilt 
A rtikel 14 A bs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend.“

O bw ohl die R ückführung des B odens in G em eineigentum  nach der V erfas

sung durchaus zulässig w äre und obw ohl bei G ew ährung eines Erbpacht

rechts die G arantie dafür gegeben w äre, daß ein H of oder ein G rundstück  
G enerationen hindurch in der gleichen Fam ilie bleiben kann, obw ohl also  

. die B esitzverhältnisse  bestehen bleiben könnten und nur form ell das Eigen

tum srecht am  B oden in die H ände des Staates überginge, w äre jedoch bei 
D urchführung  einer solchen R eform  m it einer offenen  R ebellion  der privaten  
B odeneigentüm er zu rechnen.

In der B undesrepublik , w o die B ildung von B odeneigentum auf breitester 
G rundlage staatlich gefördert w urde, um  einen D am m  gegen den K om m u

nism us zu schaffen, erscheint die R ückführung des privaten B odeneigentum s 
in G em eineigentum politisch greadezu aussichtslos. H eute ist bei uns m in

destens ein D rittel der B evölkerung als Eigentüm er oder als potentieller 
Erbe unm ittelbar am  B odeneigentum  in teressiert. Ein w eiteres D rittel der - 
B evölkerung  steht diesen V orschlägen völlig  uninteressiert gegenüber. H inzu  
kom m en daneben noch 'die em otionellen  B indungen  an  den  B oden, die beson

ders bei den B auern und  A rbeitern anzutreffen sind. Fast jeder K leingärtner 
ist erfahrungsgem äß bereit, das bloße G efühl, Eigentüm er des B odens zu  
w erden oder zu sein , besonders teuer zu bezahlen. Eine generelle Ü berfüh

rung des B odeneigentum s ist deshalb in der B undesrepublik  politisch unm ög-
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lieh durchzusetzen, ganz abgesehen davon, daß schon der bloße G edanke  
daran, w enn er nur ausgesprochen w ird, als kom m unistische G esinnung  
m ißverstanden w ird.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

/

V orschläge dieser A rt sind dagegen ohne Schw ierigkeiten in allen Ländern  
politisch durchführbar, in denen sich der B oden in den H änden w eniger 
G roßgrundbesitzer befindet, die das V olk erbarm ungslos ausbeuten, so z. B . 
in  w eiten G ebieten  A siens, A frikas und  Südam erikas. In der B undesrepublik  
m üßte dam it zum indest solange gew artet w erden, bis die psychologischen  
und politischen V oraussetzungen dafür gegeben sind.

B o d en k a u f d u r c h  d ie ö ffe n t l ic h e  H a n d

D er G edanke, den B oden in G em eineigentum  zu überführen, braucht indes

sen selbst heute auch in  der B undesrepublik nicht ganz aufgegeben zu  w erden, 
w enn  auf eine generelle und  zw angsw eise  erfolgende  Ü bertragung  des'E igen

tum srechts auf die öffentliche H and verzichtet w ird und sich die Ü berfüh

rung  nur auf den m öglichen fr e ih ä n d ig e n  A nkauf erstreckt. Zusätzlich könn

ten diese'A nkäufe noch dadurch verstärkt w erden, daß der öffentlichen  
H and gesetzlich ein generelles V orkaufsrecht für alle V erkaufsfälle zuge

standen  w ird. Im  letzteren  Falle w ürden die Interessen der bisherigen  B oden

eigentüm er in keiner W eise berührt w erden, und lediglich der ursprünglich  
vorgesehene K äufer m üßte auf den A nkauf verzichten.

Theoretisch w äre auf diese W eise der Erw erb eines erheblichen Teiles des 
in privaten H änden befindlichen B odens innerhalb w eniger G enerationen  
denkbar. Praktisch w ürde dieses Ziel jedoch nicht erreicht w erden, da die  
größten Landbesitzer, w ie G roßindustrie, W ohnungsun ternehm en, K irchen  
usw ., den B oden ohnehin nicht verkaufen und daher von einer Inanspruch

nahm e durch A usübung des V orkaufsrechts nicht betroffen w erden w ürden. 
A ußerdem  w ird  der H andw echsel im  Falle der V ererbung  von  G rundstücken  
durch das generelle V orkaufsrecht nicht erfaßt; eine entsprechende ander

w eitige R egelung w äre politisch in der B undesrepublik nicht durchzusetzen.
♦

In verschiedenen Ländern der B undesrepublik hatte bereits ein generelles 
V orkaufsrecht zu G unsten der G em einden  unter der H errschaft der früheren  
A ufbaugesetze bestanden. Es ist durch das B undesbaugesetz w ieder abge

schafft w orden. Ein V orkaufsrecht darf jetzt nach § 24 dieses G esetzes nur 
noch ausgeübt w erden, w enn ein veräußertes G rundstück nach dem  B ebau

ungsplan für öffentliche Zw ecke vorgesehen oder in ein V erfahren zur • 
B odenordnung einbezogen ist. Eine N eueinführung des generellen V orkauf

rechts m üßte in A nbetracht der prekären Situation auf dem G ebiete des 
B odenrechts erneut durchzusetzen sein .
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A uf G rund der bisherigen Erfahrungen hat sich allerdings gezeig t, daß das 
V orkaufsrecht von den an einem  K auf beteilig ten Personen leicht um gangen  
w erden oder zum  Schaden der Ö ffcntüchene H and m ißbraucht w erden kann, 
indem Scheinverträge m it m aßlos überhöhten K aufpreisen abgeschlossen  
w erden. D ie öffentliche H and m uß sich dann w ohl oder übel dazu entschlie

ßen, entw eder den überhöhten Preis zu akzeptieren oder auf die A usübung  
des V orkaufsrechtes zu verzichten. V on dieser Sabotage des V orkaufsrechts 
w ürde zw eifellos auch künftig im  großen Stil G ebrauch gem acht w erden.

D ennoch w äre die Ü berführung des B odeneigentum s durch freihändigen  
A nkauf oder A usübung von generellen V orkaufsrechten durchaus zu  
em pfehlen, w enn sie auch nur als Teilm aßnahm e auf dem  W ege zu einer 
B odenreform anzusehen w äre. Träger der B odenankäufe sollten allerdings 
nicht die Länder oder G em einden sein . W er sich auf dem  G ebiete der K om 

m unalpolitik auskennt, w eiß aus Erfahrung, daß bei B odenankäufen in den  
seltensten Fällen nach streng kom m erziellen G rundsätzen verfahren w ird. 
Ü berhöhte Preisforderungen der B odenverkäufer w erden in der R egel m it 
leichter H and akzeptiert, insbesondere dann, w enn politische oder persön

liche B eziehungen seitens der V erkäufer geltend gem acht w erden. A ußerdem  
w ird oft der W eg des geringsten W iderstandes und der bürokratischen  
B equem lichkeit beschritten, zum al diejenigen, die die Forderungen bew illi

gen, ja nicht in den eigenen G eldbeutel zu greifen brauchen.

Ebenso w ird erfahrungsgem äß bei der V erw altung der angekauften G rund

stücke und der V ergebung im  Erbbaurecht vorw iegend nach bürokratischen  
und politischen G rundsätzen verfahren. Parteifreunde der R atsherren und  
sonstige B egünstigte w erden bei der V ergabe bevorzugt und der Erbbauzins 
w ird aus politischen und persönlichen G ründen in aller R egel so gering  
gehalten, daß dabei gew öhnlich nicht einm al die V erzinsung der für den  
A nkauf des B odens von der G em einde aufgenom m enen A nleihen gedeckt 
w ird, der Erbbauzins w ird von den G em einden überdies in der R egel 
nicht an die späteren V eränderungen der - G rundrente angepaßt. 
In fast allen G em einden, die Erbbaurechte ausgegeben haben, hat sich  
deshalb durch die indirekte Subventionierung des Erbbaurechts und  
die inzw ischen eingetretene turbulente Steigerung der B odenrente ein K api

talw ert dieses R echts gebildet, der der kapitalisierten D ifferenz zw ischen  
der angestiegenen G rundrente und  dem  vertraglich vereinbarten  unveränder-  
lichen Erbbauzins unter B erücksichtigung der restlichen Laufzeit des Erb

baurechtsvertrages entspricht. B ei V eräußerung des Erbbaurechts w ird dieser 
K apitalw ert von dem  bisherigen Erbbauberechtigten durch einen entspre

chend höheren K aufpreis als unverdienter G ew inn abkassiert. A usgespro

chene G roßgew inne zu G unsten der Erbbauberechtigten haben sich hierbei 
nam entlich bei gew erblich nutzbaren G rundstücken entw ickelt, sow eit diese
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im  Laufe der Zeit in  eine günstigere G eschäftslage der C ity hineingew achsen 
sind. B ei V eräußerung der Erbbaurechte an D ritte haben die bisherigen  
Erbbauberechtigten  hierbei in einigen Fällen bereits G ew inne von m ehreren  
hunderttausend D M  bis zu einer M illion  D M  einstecken können. A ber selbst 
dort, w o sich die G em einden vertraglich abgesichert und eine G leitklausel 
vereinbart haben, nach w elcher der Erbbauzins an den jew eiligen V erkehrs

w ert des B odens angepaßt w erden soll, gelingt es ihnen m eist ebenfalls 
nicht, den B odenrentenzuw achs zu ihren G unsten durch einen entsprechend  
höheren Erbbauzins abzuschöpfen. In  solchen Fällen üben die Erbbauberech

tigten gew öhnlich über die im G em eindeparlam ent vertretenen Parteien  
einen politischen D ruck aus, so daß trotz der G leitklausel eine Erhöhung  
des Erbbauzinses ganz oder teilw eise  unterbunden  w ird. Ein  beredtes B eispiel 
hierfür sind die auch in der Ö ffentlichkeit bekannt gew ordenen V orgänge  
in der V olksw agenstadt W olfsburg. D ie Stadt, die Eigentüm erin fast aller 
im  G em eindegebiet gelegenen G rundstücke ist, hatte u. a. in den letzten 20  
Jahren  nahezu säm tliche G eschäftsgrundstücke im  Erbbaurecht vergeben und  
dabei zum eist eine A npassungsklausel vereinbart. Infolge des rapiden  W achs

tum s der B evölkerungsziffer von 15 000 auf nahezu 90  000 hatte sich inzw i

schen eine regelrechte C itylage gebildet, so daß sich dort eine riesige Steige

rung der B odenrenten  ergab. D ie Ladenm ieten stiegen teilw eise auf jährlich  
300 D M  je qm N utzfläche und m ehr an, w ährend sich die Stadt solange 
m it einem  Erbbauzins von jährlich 0,15 bis 0,60 D M  je qm  G rundstücks

fläche begnügt hatte und die Spanne zw ischen Erbbauzins und B odenrente  
ins G igantische angew achsen w ar. A ls die Stadt W olfsburg vor einigen  
Jahren nunm ehr von der A npassungsklausel G ebrauch m achen w ollte, brach  
ein Sturm der Entrüstung auf Seiten der von ihren Interessenverbänden 
aufgeputschten Erbbauberechtigten aus. D er Stadt w urde vorgew orfen, daß  
sie ihre M onopolstellung  ausnutzen  w olle; dabei w urde vergessen zu sagen, 
daß sie, die Erbbauberechtigten, die unverdienten Früchte dieses M onopols  
w eiterhin anstelle der Stadt selbst abkassieren w ollen. U nter dem D ruck  
der im  Stadtparlam ent vertretenen Parteien haben die Erbbauberechtigten 
bereits durchgesetzt, daß ihnen die Stadt die G rundstücke auf W unsch ver- 

' kaufen m uß. W elche w eiteren K onzessionen die Stadt den Erbbauberech

tigten noch einräum en m uß, w ird sich erst zeigen, w enn die noch schw eben

den M usterprozesse, die die Stadt bereits in der ersten Instanz gew onnen  
hat, endgültig abgeschlossen sind.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

L a n d e sb o d en fo n d s

D ie G em einden sind —  w ie die Erfahrungen seit Jahrzehnten gezeigt haben  
— als Träger bodenpolitischer M aßnahm en zur A usgabe von Erbbau

rechten ungeeignet. Es ist in keiner G em einde verm eidbar, daß einzelne,
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oder G ruppen  von  R atsherren w egen freundschaftlicher, verw andschaftlicher 
oder politischer B eziehungen zu den Erbbauberechtigten auf die G estaltung  
des Erbbauzinses Einfluß nehm en und  dabei sogar die  G efahr einer B egünsti

gung. oder K orruption heraufbeschw ören.

Es w äre daher richtiger, eine Institu tion außerhalb der gem eindlichen  
B ürokratie zu schaffen, die im  A ufträge der öffentlichen H and den A nkauf 
von B oden und seine V ergabe im  Erbbaurecht übernim m t, aber zugleich die  
G ew ähr dafür bietet, daß sie unabhängig und ohne jede politische B eein

flussung sow ie ausschließlich nach streng kom m erziellen G esichtspunkten zu  
arbeiten in der Lage ist. D iese A ufgabe könnte von einem  durch G esetz zu  
gründenden  Landesbodenfonds übernom m en w erden, der als landesunm ittel

bare juristische Person des öffentlichen R echts zu schaffen w äre.

D er B odenfonds soll die A ufgabe übernehm en, m it H ilfe der ihm  gesetzlich  
zustehenden bodenpolitischen  B efugnisse die  B odenspekulation  zu bekäm pfen  
und die ohne A rbeit und K apital entstehenden B odenrentengew inne zu  
G unsten der A llgem einheit abzuschöpfen. Zu diesem  Zw eck soll der Landes

bodenfonds G rundstücke freihändig oder auf G rund eines ihm  zustehenden 
generellen V orkausrechts ankaufen, erschließen und im W ege des Erbbau

rechts an B aulustige vergeben. D er Landesbpdenfonds soll bei A usübung  
seiner B efugnisse von den W eisungen der Landesregierung unabhängig sein .

D er beim  A nkauf von G rundstücken zu zahlende K aufpreis darf nicht über 
den vom örtlich zuständigen G utachterausschuß erm ittelten V erkehrsw ert 
hinausgehen; im  anderen Falle ist vom  A nkauf A bstand zu nehm en. A uf 
diese W eise soll verhindert w erden, daß nicht Preise gezahlt w erden, die  
w eit über die üblichen  M arktpreise hinausgehen, w ie das m eist bei den  kom 

m unalen B odenankäufen der Fall ist.

Zur Finanzierung der G rundstückskäufe und zur Förderung der V erkaufs-, 
B ereitschaft der privaten  G rundstücksverkäufer  soll der B odenfonds den vol

len K aufpreis der anzukaufenden G rundstücke auf W unsch durch A usgabe 
von kaufkraftbeständigen verzinslichen B odenfondsobligationen abgelten. 
D adurch w ürde zw eifellos erreicht w erden können, daß sich viele B oden
eigentüm er, die den B oden heute lediglich aus Furcht vor der Inflation  
zurükgehalten, endlich von ihm trennen w ürden. D as A ngebot an den  
B odenm ärkten w ürde dadurch sicher fühlbar verstärkt w erden.

D er N om inalw ert der B odenfonds-O bligationen  w äre im  übrigen durch eine 
W ertsicherungsklausel an den Lebenshaltungskosten-Index zu koppeln. D er 
N om inalzinsfuß der O bligationen soll variabel sein und bei A ushändigung  
an den Ersterw erber zunächst dem Landeszinsfuß entsprechen. Sollte der
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B örsenkurs der Papiere bei V eränderungen des Landeszinsfußes oder aus . 
sonstigen G ründen  länger als ein V ierteljahr nach oben oder nach unten vom  
N om inalw ert abw eichen, so w äre der N om inalzinsfuß so zu veriieren, daß  
der Parikurs w iederhergestellt w ird. Für die Sicherheit der O bligationen, die  
von ihren Erwerbern jederzeit verkauft w erden können, soll das Land die 
B ürgschaft übernehm en.

G rundstücke, die zum  Zeitpunkt des A nkaufs durch den B odenfonds  m och  
außerhalb des G ebietes eines rechtskräftigen B ebauungsplans gelegen sind, 
sollen je nach der voraussichtlichen B auerw artung kurz- oder m ittelfristig  
für die landw irtschaftliche, gärtnerische oder sonstige Zw ecke m it der A uf

lage verpachtet w erden, daß der Pächter das G elände im Falle einer vor 
A blauf der Pachtdauer eintretenden A usw eisung als B auland vorzeitig und  
entschädigungslos zurückzugeben hat. D ie V erpachtung ist öffentlich aus

zuschreiben und der Zuschlag ist an den M eistbietenden zu erteilen.

G rundstücke, die bereits zum  Zeitpunkt des A nkaufs im  G ebiet eines rechts

kräftigen  B ebauungsplans gelegen sind, soll der B odenfonds auf seine K osten  
unverzüglich  aufschließen  und  sodann  im  Erbbaurecht vergeben. D ie Erbbau

rechtsvergabe soll öffentlich ausgeschrieben w erden; der Zuschlag soll der

jenige B ew erber erhalten, der den höchsten Erbbauzins bietet. D er Zuschlag  
soll jedoch nur bei einem  G ebot erteilt w erden, das zum indest der landes

üblichen V erzinsung des vom  ^ zuständigen G utachterausschuß erm ittelten  
V erkehrsw ertes entspricht. A lle fünf Jahre w äre der Erbbauzins zu über

prüfen und unter Zugrundelegung des jew eiligen Landeszinsfußes und des 
V erkehrsw ertes neu festzusetzen.

A lle G ew inne (=  D ifferenz  zw ischen den Zinsausgaben und  den Erbbauzins

einnahm en m inus V erw altungskosten), die sich einerseits aus der künftigen  
Zunahm e der B odenrenten (= Erbbauzins) und andererseits im Falle der 
D urchführung der oben  erw ähnten  D auerkonjunktur aus einem  A bsinken  des 
K apitalzinsfußes ergeben, sollen zunächst zur B ildung von R ücklagen und  
zum  R ückkauf der O bligationen dienen und danach dem  Lande bzw . den  
G em einden zur V erw endung für öffentliche oder soziale Zw ecke zugeführt 
w erden. B ei Erreichung der N ull-Prozent-Zinsgrenze w ürde die gesam te  
B odenrente, die-aus den  dem  B odenfonds  gehörigen  G rundstücken  aufkom m t, 
gekürzt um 'die V erw altungskosten, der A llgem einheit zufallen !:').VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

R en ie n zu w a c h sa b 'g a b e

A lle künftig neuentstehenden B odenrentenzuw ähse des privaten G rund

besitzes w ürden auch nah G ründung eines Landesbodenfonds w eiterhin

* Vgl. „Entwurf eines Gesetzes Ober den Niedersächsischen Bodenfonds" in Fragen der Frei
heit", Folge'54/55, S. 22
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unverdient in private H ände fallen. H insichtlich dieser G rundstücke bliebe 
nichts anderes übrig , als die B odenrentensteigerungen w egzusteuern. M it 
H ilfe einer R entenzuw achsabgabe  ’) könnte das ohne irgendw elche V erm ö

gensverluste für den jew eiligen B odeneigentum er geschehen. D ie Erhebung  
einer solchen A bgabe w ürde den bisherigen V erkehrsw ert des B odens nicht 
verm indern. N ach  Elim ination  des B odenrentenzuw achses w ürde  sie lediglich  
eine w eitere W ert- bzw . Preissteigerung  unm öglich m achen.

D er unverdiente B odenrentenzuw achs, der bisher in einem  erhöhten laufen

den R einertrag bzw . in einem  M ehrerlös bei V erkauf des G rundstückes zum  
A usdruck gelangt, ist zurückzuführen

a) auf eine absolute Steigerung der B odenrente  '

b ) auf eine durch  V erm inderung des Landeszinsfußes in  Erscheinung  tretende  
relative Steigerung der B odenrente.

Zu den VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAa b so lu te n  B odenrentensteigerungen  gehört jeder R entenzuw achs, der 
durchH oheitsakte im Zuge städtebaulicher Planungsm aßnahm en zustande  
kom m t, w ie z. B . U m w idm ung von A cker in B auland. Ferner zählen dazu  
alle B odenrentenzuw ächse, die sich auf einer verbesserten w irtschaftlichen  
A usnutzung durch städtebauliche M aßnahm en gründen (z. B . V erbesserung  
der W ohn- und V erkehrslage durch Schaffung von G em einschaftseinrich

tungen, V erkehrslinie usw .) sow ie alle R entensteigerungen, die durch das 
W irken der A llgem einheit hervorgerufen w erden und V erbesserungen der 
w irtschaftlichen A usnutzung des B odens (z. B . durch Entstehen von  
G eschäfts- und G esellschaftslagen) zur Folge haben. Schließlich w ird der 
absolute B odenrentenzuwachs auch durch  ■ dte verm ehrte N achfrage nach  
B oden infolge B evölkerungsw achtum s, Flüchtlingszustrom s, A uflockerung  
der Innenstädte und A ltstadtsanierung ausgelöst.

R e la t iv e  B odenrentensteigerungen  ergeben  sich dagegen, w enn  die  B odenrente  
infolge  A bsinkens des K apitalzinsfußes bei gleichbleibender nom ineller H öhe  
relativ , d. h. im V erhältnis zum bisherigen B odenw ert w ächst und dieser 
V organg eine entsprechende B odenw ertsteigerung zur Folge hat. W enn der 
W ert des B odens z. B . bei einem  Landeszinsfuß  von  5 %  und  einer jährlichen  
B odenrente von 1000  D M  = 20  000 D M  beträgt, so tritt bei einem  A bsinken  
des K apitalzinsfußes auf 1 %  und unveränderlicher B odenrente eine Erhö

hung des K apitalw ertes des B odens von 20000 D M  auf 100000 D M  ein.

D ie enge V erflechtung zw ischen Zins und B odenrente zeigt, daß jede durch  
Zinssenkung entstehende relative Steigerung der B odenrente nicht nur eineedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

'1 Vgl. „Fragen der Freiheit" Folgen 51-55'und Herbert K. R. Müller „D ie städtische Grund

rente und die Bewertung von Bougrundstücken, herausgegeben von der Deutschen Akademie 
für Städtebau und Landesplanung, Verlag Ernst Wasmuth, Tübingen 1952, 310 S.

73



laufende B evorzugung der B odeneigentüm er gegenüber den K apitalbesitzern 

bedeutet, sondern die ersteren außerdem  w egen der gleichzeitig ausgelösten  
B odenpreissteigerung in den G enuß bedeutender G ew inne bringt.

Soll die B ildung  unverdienter G ew inne zugunsten der privaten B odeneigen

tüm er bei künftig eintretenden absoluten oder relativen B odenrentenstei

gerungen verhindert und dadurch jegliche B odenspekulation  für die Zukunft 
w irksam unterbunden w erden, so m uß dies dadurch geschehen, daß die  
B odenrente durch eine laufende R entenzuw achsabgabe so w eit steuerlich  
abgeschöpft w ird, daß für den B odeneigentüm er stets nur ein B etrag ver

bleibt, der der V erzinsung des ursprünglichen B odenw ertes nach dem  
jew eiligen Landeszinsfuß  entspricht.

B ei absoluten  B odenrentensteigerungen  bleibt dann die dem  B odeneigentüm er 
nach der A bgabenbelastung zufließende B odenrente unverändert in der 
früheren H öhe bestehen; bei relativen B odenrentensteigerungen sinkt sie 
darüber hinaus in der gleichen W eise ab, w ie w enn das im  B oden investierte  
K apital gegen Zins andersartig angelegt w orden w äre. D em zufolge ergibt 
dann die m it dem  jew eils geltenden Landeszinsfuß kapitalisierte B odenrente  

/stets nur den ursprünglichene B odenw ert.

(Einzelheiten über die technische D urchführung einer R entenzuw achsabgabe  
sind  aus den  in  Folge 52/53 der „Fragen  der Freiheit“ auf Seite 70  veröffent

lichten Entw urf eines G esetzes über die Erhebung einer solchen A bgabe  
ersichtlich.)VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

P la n u n g s fr e ih e i t

D ie Einführung der R entenzuw achsabgabe  hätte die Entm onopolisierung des 
B odens zur Folge. N iem and w ürde m ehr w agen, unbebauten B auboden aus 
spekulativen  G ründen zurückzuhalten, w eil die B esteuerung  unter W ahrung  
einer angem essenen Frist bereits einsetzt, sobald A ckerboden durch einen  
rechtskräftigen B ebauungsplan in ein B augebiet eingegliedert w ird. D as  
A ngebot an den B odenm ärkten w ürde dann sofort zunehm en und einen  
D ruck auf die bisherigen  Preise ausüben.

•

D ie von den Städtebauern seit Jahrzehnten ersehnte Planungsfreiheit w äre  
endlich w iederhergestellt. D a alle durch ' Planungsm aßnahm en entstehenden 
absoluten B odenrentensteigerungen doch abgeschöpft w erden, hätte kein  
B odeneigentüm er m ehr das geringste Interesse daran, einen Einfluß auf die  
Städteplanung auszuüben und —  w ie das bis heute gang und gäbe ist — , 
einen großzügigen A ufbau unserer Städte zu unterbinden. Zum  ersten M ale  
seit Jahrhunderten könnte  jeder Städtebauer w ieder ungestört und  nach rein  
sachlichen G esichtspunkten planen. Zum W ohle der A llgem einheit w äre  
die Planungsneutralität sichergestellt.
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W as nutzen  alle  Einsichten und  Erkenntnisse, die aus dem  K reise der B oden

reform er vorgebracht w erden, w enn diejenigen, die über eine Ä nderung des 
B odenrechts zu befinden haben, an einer N euregelung uninteressiert sind, 
w eil sie entw eder selbst zu den B odeneigentüm ern gehören oder w eil sie aus 
A ngst vor potentiellen W ählern aus dem Lager des'G rundbesitzes nichts 
gegen das zurzeit herrschende  'B odenrecht zu sagen  w agen. A llerdings breitet 
sich allenthalben sow ohl auf der parlam entarischen als auch auf der außer

parlam entarischen  Ebene im m er m ehr ein  allgem eines  U nbehagem über die un

gelöste  B odenfrage aus. D enn  w er m it offenen  A ugen die bodenw irtschaftliche 
Entw icklung beobachtet, w eiß schließlich, daß der Landbedarf in den kom 

m enden  Jahrzehnten  w eiterhin  stark  progressiv  ansteigen w ird. D ie m oderne 
Industriegesellschaft verbraucht im m er m ehr B oden. D er B evölkerungs

zuw achs nim m t überall erschreckend  zu. D ie B evölkerungsziffer der B undes

republik  w ird  in  den  nächsten 10  Jahren  um  3 M illionen  und  dann  progressiv  
w eiter ansteigen. M it jedem  H ektar Land/das die Industrie, das Flugw esen  
und die W ehrm acht m ehr braucht, und m it jedem  K ind, das zusätzlich neu  
geboren  w ird, w ächst die M acht der B odenm onopolisten. D ie N eofeudalisten  
unserer Tage w erden  auf G rund  ihrer M onopolm acht in Zukunft noch  höhere- 
B odenpreise erzw ingen. W ehe aber, w enn eines Tages das M aß  voll ist, w enn  
—  w ie es in  C hina, in  K orea, in  V ietnam  und  C uba geschah —  die 'Landlosen  
auch bei uns gegen die ausbeuterische M acht des N eofeudalism us rebellieren! 
U nsere D em okratie könnte dann eines Tages ebenfalls an dem heutigen  
B odenrecht scheitern.

W ir sollten deshalb die D inge nicht treiben lassen. W enn unsere politischen 
, Parteien versagen und es nicht w agen, den Interessenten aus dem  Lager der 

B odeneigentüm er energisch entgegenzutreten, dann sollte zunächst einm al 
•untersucht w erden, ob  unser heutiges B odenrecht überhaupt dem  G rundgesetz, 
entspricht. Sollte das nidit der Fall sein , m üßte erw ogen w erden, ob nicht 
auf dem  W e'ge der V erfassungsbeschw erde dem  Problem  beizukom m en ist.. 
G eschehen m uß etw as, ehe es zu spät ist.

/ H erb e r t K . R . M ü lle r
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Zur A bw ertung des englischen Pfundes

D ie R egierung VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAW ils o n  hatte Sam stag abend, den 18. N ovem ber 1967, das 
Pfund  Sterling  um  14,3 %  abgew ertet. D ie Parität des Pfund  Sterling  w urde  
neu m it 2,40 gegenüber dem  D ollar statt w ie bisher m it 2,80 angekündigt. 
G leichzeitig hatte Schatzkanzler C h a lla g b a n  die Erhöhung  des D iskontsatzes 
von 6V 2 auf 8 % bekanntgegeben. Es w urden ferner w eitere drastische 
D eflationsm aßnahm en in .  A ussicht gestellt. D arüber hinaus hatte die britische 
R egierung den Internationalen W ährungsfonds um einen unverzüglichen  
Stand-by-K redit in der H öhe von 1,4 M illiarden D ollar ersucht und erw ar

tete von seiten verschiedener N otenbanken zusätzliche U nterstützungen von  
insgesam t 1,6 M illiarden D ollar.

So etw a lauteten die ersten Inform ationen in den M pntagm orgenblättern  
des 20. N ovem bers.

T rotz aller V ersicherungen aus Fachkreisen, daß die M ittel und die Instru

m ente der in ternationalen W ährungzusam m enarbeit groß genug seien, um  
den Sturz jeder w ichtigen W ährung zu verhüten  oder zu verhindern, konnte  
die seit Jahren geübte m onetäre Seilschaft der N otenbanken und des IW F  ') 
den ,S turz des  ^Pfundes*  .n icht m ehr w eiter hinausschieben. W ir sagen ,h inaus

schieben ', denn fällig w ar die Pfund-A bw ertung schon lang. D ie auf gesetz

lichen G oldparitäten beruhenden, unrealistischen W echselkurse, verbunden  
m it dem  allen sozialistischen R egierungen m ancherseits entgegengebrachten  
M ißtrauen, peitschten die britische W ährung von einer K rise in die andere. 
D as notorische Zahlungsbilanz-U ngleichgew icht G roßbritanniens zw ang die ' 
Labour-R egierung im m er w ieder, an die Langm ut der im  B IZ 2)-K reis ver

bundenen  N otenbanken zu appelieren, ihr alte K redite zu stunden und  neue 
Stand-by-K redite zu gew ähren. Ihre eigene A nstrengung sah die R egierung  
W ilson  indessen einzig  in der Inszenierung  einer drastischen  D eflationspolitik  
m it den üblen Folgen der Preis- und  Lohnsenkung, der A rbeitslosigkeit, der 
w irtschaftlichen Stagnation. D arüber hinaus w urde versucht, m it D evisen

beschränkungen aller^A rt die eigenen Landsleute vom  A usland zu distan

zieren, d. h. ihnen zu erschw eren, im  A usland zu kaufen und ins A usland  
in die Ferien zu gehen. Einer stagnierenden W irtschaft aber m ißtraut das 
A usland m it vollem  R echt.

IedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

') In ternationaler Wöhrungsfond

2) Bank für In ternationalen Zahlungsausgleich
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„D ie V erschlechterung  der britischen Zahlungsbilanz hatte einen V ertrauens- 
schw und ins Pfund  und  starke  G eldabzüge aus England^  sow ie  V eränderungen 
in den ‘leads and lags5 zur Folge. M an m uß dam it rechnen, daß seit der 
N ahostkrise bis M itte N ovem ber die kurzfristigen G eldabzüge über zw ei 
M iliarden D ollar betragen haben, W enn dies in den britischen W ährungs

reserven nicht zum  A usdrude kam , so deshalb, w eil diese V erluste durch die  
Inanspruchnahm e des sogenannten ‘group arrangem ent' m it den N oten

banken der B IZ  von 1 M illiarde D ollar sow ie des Sw ap-A bkom ipen  m it der 
Federal R eserve B ank von N ew Y ork in der H ohe von 1,35 M illiarden  
D ollar kom pensiert w orden w aren.“ So schrieb die ,N eue Zürcher Zeitung 5 
in ihrer M orgenausgabe vom  20. N ovem ber und  fuhr dann  fort:

„D ie dadurch verursachte starke B eanspruchung der zw eiten Linie der 
britischen R eserveposition, ferner der im m er noch w eitergehende D ruck auf 
das Pfund Sterling und die im D ezem ber bevorstehende Fälligkeit eines 
restlichen IW F-K redits, der durch Ziehungen A ustraliens und anderer 
Staaten auf 250 M illionen D ollar reduziert w erden konnte, veranlaßten  
die für die ' in ternationale W ährungspolitik verantw ortlichen B ehörden —  
IW F, U SA , B IZ und die darin zusam m engeschlossenen N otenbanken sow ie 
die  britischen  B ehörden  — , die Frage  einer um fassenden  neuen Pfundstützung  
zu besprechen, durch die nicht nur der B etrag der fälligen R ückzahlung an  
den  IW F  hätte  beschafft, sondern  darüber hinaus eine starke V erm ehrung  der 
R eserven zw eiter Linie für England hätte erzielt w erden sollen. D er 250- 
M illionen-D ollar-K redit der N otenbanken für die R ückzahlung des IW F- 
K redites, der infolge einer Indiskretion  schon anfangs letzter W oche bekannt 
w urde, w ar nur ein Teil einer vorgesehenen G esam taktion, die hätte 3 M il

liarden D ollar betragen sollen. V orgesehen w ar ein w eiteres D arlehen des 
IW F von 1,4 M illiarden und G esam t-K redite der B IZ-N otenbanken von  
1,6 M illiarden  D ollar.

D iese Zitate m ögen zeigen, daß auch noch so große Stützungsanstrengungen  
unnütz vertan sind, w enn das Ü bel nicht an der W urzel gepackt w ird. M an  
sollte heute —  nach den unseligen Erfahrungen der dreißiger Jahre, nach  
der ganzen R eihe von Paritätsänderungen der N achkriegsjahre usw . —  so  
w eit sein , zu erkennen, daß m an einem  Land, w ie auch dessen handelspoli

tischer Partnerschaft, einen sehr schlechten D ienst 'erw eist, w enn perm anente 
Zahlungsbilanzschw ierigkeiten nur vertuscht anstatt grundlegend behoben  
w erden.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

W a s  h e iß t e ig en t l ic h  ^A b w e r tu n g '?

W as w ird  gegenüber w as abgew ertet?  Eine A bw ertung  bedeutet eine Paritäts

änderung gegenüber dem G old. W enn vordem das englische Pfund m it
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2,48828 G ram m  Feingold gesetzlich verankert w ar, so w ird es heute nur 
noch m it 2,13246 G ram m  Feingold bew ertet sein . D ies hat zur Folge, daß  
alle auf den sogenannten ,G oldparitäten ' errechneten W echselkurse ent

sprechende Ä nderungen erfahren. U m  dies an einigen B eispielen zu zeigen ', 
sei darauf hingew iesen, daß die M ünzgesetze der nachstehend aufgeführten  
Länder gegenw ärtig folgende G oldparitäten festlegen: U SA : 0,888671, 
Schw eiz: 0,203225, B undesrepublik D eutschland: • 0,222168, Ö sterreich: 
0,0341796.- D araus ergeben  sich lediglich nach A dam 'R iese folgende W echsel

kurse:VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

V o rd em :

1 £ _ 2,48828
1 $ “ 0,88867

’l £ _ 2,48828
1 SFr. “ 0,20322 

1 ■£ _ 0,22216 ■

1 D M ~  2,48828  

1 £  _  2,48828

1 Sch. ~  0,03418

i

reziprok  

2,400 0,4167

reziprok  

2,800 0,3571 .

H eu te :

1 £ 2,13246

1 $ ” 0,8867

1 £ _ 2jl3246
1 SFr. ” 0,20322 

1 £ _ 2,13246
1 DM  ~ 0,22216 

1 £ 2,13246

1 Sch. “ 0,03418

= 10,493 0,0953= 12,244 0,0817

= 11,200 0,0893 9,599 0,1042

= 72,800 0,0137 = 62,390 0,0160

D ie Zahlen der oberen R eihe besagen, daß 1 englisches Pfund, w elches 
vordem  2,800 D ollar entsprach, ab 19. N ovem ber nur noch 2,'400 D ollar 
gilt.. Es geht daraus auch hervor, w eshalb der A bw ertungssatz 14,3 %  
gew ählt w urde: dam it das V erhältnis zum  D ollar w ieder auf einer geraden  
Zahl basieren kann. Sie besagen aber auch, daß der D ollar, der vordem  
0,3571 englische Pfund galt, nunm ehr 0,4167 Pfund gilt. D er D ollar hat 
som it gegenüber dem  Pfund  eine A ufw ertung  um  16,7 %  erfahren. D asselbe 
gilt für alle“ anderen W ährungen. . . •

D ie obigen B eispiele zeigen deutlich, daß  die lediglich auf G rund  von  M ünz

füßen errechneten R elationen der W ährungseinheiten m it ihren w irklichen  
realen B eziehungen —  d. h. m it ihren K aufkraft-Paritäten —  nicht das 
geringste zu tun  haben. Sie haben indessen  reale A usw irkungen —  und  zw ar 
verhängnisvolle. /

D ie  A u sw ir k u n g e n  d e r  P fu n d a b w e r tu n g

Für England selbst bedeutet die A bw ertung des Pfundes eine V erbesserung  
der K onkurrenzfähigkeit der britischen Exportindustrie auf den auslän

dischen M ärkten. D ie britischen Exportw aren kom m en, die ausländischen  
Im porteure um 14,3 % billiger zu stehen. Ferienreisende em pfinden die  
britischenH otel- und Souvenirpreise 14,3 % günstiger als w ährend ihres
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letzten Englandaufenthaltes. D as A usland w ird oftm als verziehen, seinen  
B edarf  in  England einzudecken, der Feriengast w ird  sich leichter entschließen, 
w ieder einm al der britischen Insel einen längeren B esuch abzustatten.

U m gekehrt aber w ird der Engländer Im porte aus D eutschland um 16,7 %  
'■ • teurer bezahlen m üssen und Ferien in der Schw eiz kom m en ihnen 16,7 °/o 

• ■' höher zu  stehen als vordem . Er bekom m t allerdings nunm ehr w ieder D evisen, 
w elche vordem  w eitgehend kontingentiert w aren.

V on der A bw ertung selbst ist som it eine Erleichterung der Exportw irtschaft 
und eine leichte B rem sung der Im porte zu erw arten. D as Zahlungsbilanz- 
U ngleidigew icht w ird sich zurückbilden, die A rbeitslosigkeit w ird zurück

gehen, m ancher etatistische D ruck kann abgebaut w erden, das V ertrauen  
in das Pfund kehrt zurück.

/VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D e r  S tr ic h  d u r c h  d ie ,  R e ch n u n g

Es sollte eigentlich heißen: D ie Striche durch die R echnung, es sind deren  
m ehrere. W as oben über die ,A usw irkungen der Pfundabw ertung ' gesagt 
w urde, gilt nur generell und auf die A bw ertung als solche bezogen.

D er eine Strich, den  sich die  R egierung  W ilson  m it ihrem  A bw ertungsbeschluß  
gezogen hat, ist einm al das sehr bescheidene A usm aß von nur 14,3 % . D aß  
sich die britische R egierung w ie auch die in ternational verantw ortlichen  
W ährungs-B ehörden dieser Tatsache des U ngenügens der A bw ertungsm aß

nahm e  bew ußt sind, geht schon daraus hervor, daß sie bereit sind, das Pfund  
w eiterhin  m it dem  astronom ischen B etrag  von  3 M ülarden  D ollar zu stützen.

• D as Pfund steht som it nodi lange nicht auf eigenen Füßen. D ie M aßnahm e  
ist nur eine halbe. D as Pfund w ird  som it das in ternationale V ertrauen  nicht

zurückerobern können, es w ird w eiterhin Erschütterungen ausgesetzt sein , 
w enn nur der geringste A nlaß dazu besteht. D ie völlig ungenügende D eva

luation begründet sich auf Sondierungen, die schon früher innerhalb der 
.EW G  und  der in  der B IZ  zusam m engeschlossenen Zentralbanken hinsichtlich  
des Eventualfalles einer Pfundabw ertung angestellt w urden. M an glaubte, 
daß nur bis zu einem A bw ertungssatz von 15 % die w ichtigsten Länder 
bereit w ären, G ew ehr bei Fuß zu stehen und an ihrer bisherigen Parität 

.zum G old festhalten. M an befürchtete einen allgem einen W ährungsrutsch, 
w enn  England  sachgem äß genügend devaluieren w ürde. So  w ird  die englische 
Zahlungsbilanz w eiterhin leidend und hilfsbedürftig  bleiben, die w ährungs- 
politische Seilschaft w ird w eiterhin M illiarden stopfen —  letztendlich ver

geb lich w ie bisher.

D er zw eite Strich durch die britische R echnung ist w ohl in der Fortführung  
der R estriktionspolitik  der Labourregierung  zu erblicken. D ie ,N eue Zürcher 
Zeitung* drückt dies w ie folgt aus: *
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„D aß die britische Labourregierung die Pfundabw ertung jetzt nicht 
A nlaß nim m t, ihre bisherige R estriktionspolitik zu lockern, sondern diese 
im G egenteil in einer bisher noch nicht gekannten W eise w eiter anzieht, 
dürfte vor allem  durch zw ei U m stände bedingt sein: einm al ist der gew ählte  
A bw ertungssatz so gering, daß davon allein keine W under in bezug auf die  
V erbesserung der Zahlungsbilanz erw artet w erden dürfen. Sodann m öchte 
sie den aus der D evaluierung zu erw artenden preistelgernden Effekt durch  
G egenm aßnahm en eindäm m en und verhindern, daß die V orteile der 
bescheidenen A bw ertung für die W ettbew erbsposition Englands .und zu  
verm ehrten Exportm öglichkeiten innert kurzer Zeit w ieder verfliegen. Im  
G egensatz zur A uffassung vieler Engländer, die das M ittel der A bw ertung  
als eine A lternative zur Fortsetzung der bisherigen R estriktionspolitik  
betrachteten und  sich von  einem  Fallenlassen des W echselkurses eine sofortige 
Lockerung des w irtschaftlichen K urses versprachen, gibt W ilson m it der 
Steigerung des D iskontsatzes auf 8 % , den w eiteren Einschränkungen der 
Staatsausgaben und den zusätzlichen K reditm aßnahm en zu verstehen, daß  
die 14,3prozentige A bw ertung G roßbritannien nicht davon dispensieren  
kann, den bisherigen spartanischen w irtschaftlichspolitischen K urs bis zur 
dauerhaften V erbesserung der britischen Zahlungsbilanz und W ährungs

position  w eiter zu führen.“

zum

W ährend die ,N eue Zürcher Zeitung* diese Politik als. „gew iß richtig“ 
bezeichnet, bezeichnen w ir sie als absolut falsch. Eine restriktiv geführte  
W irtschaft w ird nicht frei atm en können und deshalb jeder A ttraktivität 
auf dem  in ternationalen M arkt verlustig gehen. Ein D iskontsatz von  
w irkt nicht nur prohibitiv für jede U nternehm erinitiative, sondern bew irkt 
auch sozial nicht zu  verantw ortende  Einkom m ensverschiebungen  zuungunsten  
der breiten K onsum entenm asse, auf deren K aufpotential der G ang der 
W irtschaft ja in erster Linie angew iesen ist.- D eflation ist das Schlim m ste, 
w as sich eine R egierung leisten kann. Es ist unverständlich, daß sich eine 
A rbeiterregierung heute zu einer solchen Politik hergibt und daß die in ter

national verantw ortlichen* W ährungsbehörderi zu einem solchen V orgehen  
überhaupt H and bieten.edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

8 %

D er dritte Strich besteht in der A bw ertung durch Ä nderung lediglich der 
G oldparität oder w as dasselbe bedeutet, der Parität zum  D ollar. Sind schon  
die 14,3 %  einer geraden  D ollarparität zuliebe, völlig w illkürlich, so haben  
die W ährungs-Paritätsanpassungen gleichen A usm aßes gegenüber allen  
anderen W ährungsräum en schon gar nichts m it R ealpolitik zu tun. G roß

britannien begibt sich lediglich von einer K ette von Schw ierigkeiten in  
neue Fesseln, die es so lange binden w erden, bis endlich der m utige Schritt 
gew agt w erden w ird.
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D e ronmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA m u tig e S c h r i t t

steht noch aus. Er besteht in der völligen Freigabe des K urses der britischen  
W ährung auf dem in ternationalen D evisenm arkt bis er gegenüber jeder 
einzelnen ausländischen W ährung seine natürliche R elation gefunden hat, 
w elche in der K aufkraftparität besteht. Erst dann w ird die britische Zah

lungsbilanz ausgeglichen sein , erst dann w ird die britische Labourregierung 
eine der W irtschaft des Landes dienende W achstum spolitik führen können. 
A lles andere,-w as heute geschieht, ist V errat an der englischen A rbeiterschaft 
w ie auch ein V erstoß gegenüber den G esetzen der in ternationalen W irt

schaftsbeziehungen. D enn  nur m it einer prosperierenden  englischen  W irtschaft 
läßt sich H andel treiben. G roßbritannien ist noch lange nicht EW G -reif —  
die bisherigen Sechs zw ar auch nicht. •

E s ist zu hoffen, daß aus dem  m ißlichen Exem pel, das W ilson der ganzen  
W elt w ieder einm al m ehr dargebpten hat, doch endlich die Erkenntnis reif 
w ird, daß w ährungspolitische H albheiten und Pfuschereien nicht einm al 
denen helfen, w elche glauben, daran »interessiert' zu sein , geschw eige denn  
dem  betroffenen V olk.

D er geneigte Leser m öge die  D inge aufm erksam  verfolgen  und  seine Schlüsse 
ziehen zu persönlichem  Einsatz für eine ganze und klare 'Lösung.

H a n s H o ffm a n n , B ernedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

/

Erkennen und H andeln

D re i S tu fe n  . \

A lles Tun  ist zunächst G edanke. M an sagt zw ar, daß  jene großen G edanken,' 
die zu den entscheidenden Fortschritten der M enschheit geführt haben, m eist 
w ie B litze den G eist ihrer Träger durchleuchtet hätten. A ber m an übersieht 
dabei, daß ihnen oft jahrelang jene G eistestätigkeit vorausgegangen w ar, 
die w ir als das M ed it ie r e n  d e r e r s te n  S tu fe  bezeichnen können. M editieren  
ist  hier D enkarbeit, N achsinnen, Erschöpfen aller M öglichkeiten einer G ege

benheit, um  dem  ihr W esentlichen auf die Spur zu kom m en. In gew isser 
W eise w ird diese erste A rt des M editierens vom  G elehrten nicht anders als 
vom  G eschäftsm ann, in  allen B erufen und von jederm ann  verlangt, der sein
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Leben sinnvoll gestalten w ill. Insbesondere w ird sie dann verlangt, w enn  
Problem e auftauchen, deren Lösung erst gefunden w erden m uß. D ann heißt 
es, U nterlagen beschaffen, Tatsachen erm itteln . A lle M öglichkeiten abw ägen, 
den eigenen Standpunkt m it dem  anderer und  der U m w elt vergleichen. U nd  
schon hier w ird  VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAw e itg e h e n d e  E n tä u ß e ru n g  v o n  d e r  S u b je k t iv i tä t  erforderlich, 
w enn erfolgversprechende Lösungen  gefunden w erden sollen.

N och m ehr ist das der Fall auf der nächsten Stufe, der des p h ilo so p h is c h e n  
M ed it ie r e n s . Sie geht aus von der B egrenztheit unserer sinnlichen W ahr

nehm ungsfähigkeit, d. h. von der Tatsache, daß w ir die W elt nicht erleben, 
w ie sie ist, sondern nur so, w ie sie sich unsern begrenzten Sinnen darstellt. 
A uch R aum fahrt, C om puter, Elektronenm ikroskop und die teilw eise bereits 
m illionenfache V erstärkung einzelner m enschlicher Sinne zeigen doch im m er 
w ieder nur deren B egrenztheit. D as w irkliche Sein liegt jenseits dieser 
G renzen, ist m etaphysisch. U nd die g e is t ig e  E r fa s s u n g  dieser übersinnlichen  
W irklichkeit unter A usschaltung des W ollens bestim m t das W esen des 
philosophischen M editierens. D ie hierzu erforderliche absichtslose Schau  
(K ontem plation) ist jedoch bereits geistige u n d  seelische H altung zugleich  
und leitet dam it über zur dritten Stufe: der r e l ig iö s -m y s t is c h e n  M ed ita t io n .  
Sie erstrebt das g e fü h lsm ä ß ig e E r le b n is eines allum fassenden W eltprinzips, 
dem  so viele N am en gegeben w orden sind, die in dem N am en G o tt alle  
zusam m enfalle 'n .

D em  M editieren  als V orstufe schöpferischen D enkens (und  künstlerischen  w ie 
w issenschaftlichen  Schaffens) und  dem  philosophischen  w ie religiös-m ystischen  
ist also eine von Stufe zu Stufe zunehm ende A usschaltung der Subjektivität 
und des W ollens gem einsam .

W em  eigenes M editieren  noch frem d  blieb oder w er es bisher aus U nkenntnis 
oder V orurteilen  ablehnen  zu m üssen  glaubte, der gelangt irgendw ann  unver

m ittelt zu  vdef ihm  entsprechenden H altung. M eist geschieht das nach einem  
•härteren Erlebnis, sei es in G estalt von K rankheit, schw eren V erlusten, Tod  
eines geliebten M enschen oder innerer und äußerer N ot. Es ist das „Ich- 
kann-nicht-m ehr“, das Sichfallenlassen, also die P re is g a b e w il le n t l ic h e r  
G eg en w e h r /d tr dann in der R egel das Erlebnis einer befreienden inneren  
R uhe folgt. M enschen, die aus Todesnot gerettet w urden, w issen  zu  berichten, 
daß in den letzten A ugenblicken ihr ganzes Leben an  ihnen vorüberzog und  
ein G efühl unbeschreiblicher Erleichterung sie erfüllte, w ie es der V erfasser 
nach einer schw eren K riegsverletzung bestätigen kann.

W ir w issen noch zu w enig von den unbew ußten B ereichen der m enschlichen  
Seele, um  dem  hier gelegentlich geäußerten „E inw and“ der M aterialisten  und  
R ealisten, all dies sei ja „nur A utosuggestion“, m it m ehr als einem  freund

lichen Lächeln begegnen zu können. D as V orüberziehen des Lebens und das 
sich ihm anschließende G lücksgefühl der B efreiung an der TodesgrenzeedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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beruhen ganz sicher nicht auf ihr. D och nim m t das dieser sehr ernstzuneh 

m enden Funktion unserer Seele nichts von ihrer hilfreichen- K raft bei der 
personalen Entw icklung und der Ü berw indung krankhafter Zustände. U nd  
gew iß ist eine V erw andschaft zw ischen der M editation und dem  U nbew uß

ten. W er der m editativen Schau  noch ferner steht, sollte daher um  so eifriger VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
V o r s te llu n g sp f le g e  betreiben.

M ag sein , daß auf diese W eise urplötzlich auch der als unm odern em pfun

dene B egriff des „G ottvertrauens" einen neuen, verständlichen Inhalt für 
ihn  gew innt. s

D ie W irkung bew ußter V orstellungspflege beruht auf der erw iesenen Tat- 
• sache, daß jede, ins U nterbew ußtsein gelangende V orstellung das B estreben  

hat, sich im  R ahm en des M öglichen zu verw irklichen. D as w ohl allgem einste • 
Eigenerlebnis hierfür ist das ungew ohnte Frühaufstehen zur A bfahrt eines  
V erkehrsm ittels. H ier übt das U nterbew ußtsein m eist sogar eine kontrollie

rende W irkung aus, da m an in der R egel zw ei oder dreim al des N achts  
aufw acht und auf die U hr blickt, um  dann zur vorgestellten Zeit w ie eine 
Feder aus den Federn zu springen.

N atürlich w ird niem and, der noch keine englische V okabel beherrscht, 
dadurch am nächsten m orgen Englisch sprechen lernen. A ber er w ird sich  
die A neignung  jeglichen auch des sprachlichen W issens w esentlich erleichtern, 
w obei die Erfolge auf gesundheitlichem  G ebiet oft ans'W underbare grenzen. 
D iese Ü bung ersetzt natürlich auch w eder den Fleiß noch die H ingabe an  
die A rbeit. Sie hilft zw ar buchstäblich „über N acht“ gem äß dem  -so oft 
m ißverstandenen und m ißdeuteten W ort: „D er H err gibt es den Seinen  
im Schlafe“, das ja unm ittelbar auf die V erw irklichungskraft der ins 
Ü nterbew ußtsein gelangten V orstellungen hinw eist. A ber es heißt „den  
Seinen“, d. h. denen, die bereit sind, sich m it ihrer ganzen Person auch für 
ein Ziel einzusetzen.

D as' sachte Ü berschreiten der M editationsstufen zu im m er tieferem W elt

verständnis und die zur. täglichen G ew ohnheit w erdende V orstellungspflege  
m it ihrem  zunehm enden Selbstverständnis verm itteln  jene anhaltende,B egei- 
sterung, derer w ir für die M eisterung der m it uns und unseren Zielen  
w achsenden A ufgaben bedürfen. W ir brauchen sie für uns selbst, aber auch  
als eine K raft, die auf andere aüsstrahlt. Eigensüchtige W ünsche  
treten zurück vor dem  im m er größer und schöner sich eröffnenden Entw urf 
unseres Lebens. U nsere Erfolge em pfangen ihre W eihe dadurch, daß sie 
andern nützen und helfen. W ir gew innen eine positive Lebenseinstellung  
und w erden zugleich bescheiden. O ffen ,für die Schönheiten und Freuden  
der W elt, w erden w ir ohne G roll ihrer auch entraten können. K ontakte
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erschließen  sich und  w ir verm ögen uns freudig  einem  übergeordneten  G anzen  
anzuschließen oder bilden um , uns eine. Teilganzheit, der w ir'leben. D ie 
einst überw ältigend erscheinenden Problem e verlieren ihr G ew icht. D as  
w ahre Leben erschließt sich. B ei all dem  aber bleiben w ir und w erden w ir 
im m er m ehr w ir selbst. U nd w o uns früher Feinde entstanden, erw achsen  
uns nun Freunde, da w ir w issen, daß m an niem and bekehren kann, sondern  
allenfalls die Logik, die Tatsachen und das persönliche B eispiel zu belehren  
verm ögen.VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D r . W ill N o e b e

(A us „Telos“, 43. Jahrgang, N r. 3, 1 B erlin  W  30, H ohenstaufenstr. 60)

O tto V alentin 70 Jahre

A m 10. Januar 1968 vollendet O tto V a le n t in in H ard/V orarlberg sein  
70. Lebensjahr.

/
D as ist uns A nlaß, dieses treuen Freundes m it besonderer H erzlichkeit zu • 
gedenken und ihm  D ank zu sagen für seine in tensiven B em ühungen um  die  
Erhaltung  und  Entw icklung  unserer freiheitlichen O rdnung. U nter dem  noch  
frisdien  Eindruck der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft hat er kurz  
nach K riegsende —  unter großen persönlichen O pfern —  sein bedeutendes 
B uch: „Ü berw indung des Totalitarism us“ geschrieben.

M it G eduld  trägt er sein schw eres K rankheitsschicksal, das seine tapfere  Frau  
und seine K inder ihm durch liebevolle Fürsorge und Pflege zu erleichtern  
versuchen. Sein hoffnungsvoller Sohn, der In der A rbeit für die freiheitliche  
O rdnung den Fußstapfen seines V aters folgt, verspricht, das W erk seines 
V aters einm al w eitefzuführen.

W ir gratulieren  O tto  V alentin  von  H erzen  und  fühlen uns ihm  in  D ankbar

keit und Freundschaft verbunden.

D e r  In i t ia t iv k r e is  *

d e s  S em in a r s  fü r  fr e ih e i t l ic h e  O rd n u n g  
u n d  d ie  R ed a k t io n  
„ F ra g en  d e r  F re ih e i t“edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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Leser-Brief an die  

Frankfurter A llgem eine Zeitung

Es ist gut, daß die FA Z den A ufsatz  
„U num gängliche G eburtenkontrolle“ 
von K laus N atorp und die darauf fol
genden Leserzuschriften veröffentlicht 
hat. Erschreckende A nsichten und Ein
blicke in noch erschreckendere G eisces- 
haltungen w urden dadurch sichtbar. 
A ber es ist besser, w ir w issen, in w el
cher „G eistes"-U m w elt w ir leben und  
w elche G efahren von daher dem  M en
schen drohen, als daß w ir eines Tages 
„plötzlich“ w ieder von einer K ata
strophe überrascht w erden. V ielleicht 
besteht so die H offnung, daß einige, 
daß viele M enschen w ach w erden und  
sich auf ihre eigentliche Existenz-A uf
gabe als M enschen besinnen und daraus 
für sich und für ihren W irkungskreis 
die K onsequenzen ziehen.

D er A rtikel von K laus N atorp und die 
nachfolgende D iskussion haben gezeigt, 
daß m an schon gar nicht m ehr w eiß, 
w as für ein W esen der M ensch ist und  
w elches seine w ahre  B estim m ung; haben  
gezeigt, daß m an völlig vergessen hat, 
daß er ein G eistgeborener ist und also  
nur insofern w ahrhaft M ensch, als er 
G eistiges, die W ahrheit, das R echt, das 
G ute erkennt, „herab“ holt auf die 
Erde, in unser D enken und in unsere  
m enschlichen V erhältnisse herein , und  
hier m anifest w erden läßt. D arin allein  
besteht die W ürde des M enschen! —  auf 
die gem äß A rtikel 1 unseres G rundge
setzes die B undesrepublik D eutschland  
gegründet sein soll! U nd dadurch allein  
erlangen w ir Freiheit! D ie W ahrheit 
w ird uns frei m achen  
nichts!

D as heißt aber: die W ahrheit, die allein  
durch die m enschliche Person vernom 
m en und erkannt w erden kann; die 
W ahrheit, die ganz konkrete w irkliche  
com m unio zw ischen dem  m enschlichen 
Subjekt und den „D ingen“, ist der ab
solute B ezugspunkt für unser gesam tes 
Tun, und der zu ihrer Erkenntnis und

dam it zur Freiheit berufene M ensch ist 
der einzige und dam it unabdingbare  
M ittelpunkt aller unserer B em ühungen. 
D as ist die „einzige“, aber eben daher 
auch unerschöpflidie „Existenz-A ufga
be" des M enschen: die W iederverbin
dung m it. dem  w ahren, w irklichen Sein. 
U nd zw ar -  je nach dem  G rad des B e
w ußtseins und der Erkenntnisfähigkeit 
- durch den G lauben oder durch die 
W issenschaft.

A ber durch w elche W issenschaft? N ur 
durch eine W issenschaft, in der der 
M ensch, die „per-son“, die zentrale G e
stalt ist und m ithin das B ezugssystem  
aller W erte, und gerade nicht durch  
eine „m oderne" N aturw issenschaft, die 
den M enschen als Zentrum der W elt
entw icklung geradezu ausgelöscht und  
restlos zum  Ich-losen O bjekt degradiert 
hat! „H intansetzung aller politischen, 
religiösen und m oralischen B edenken", 
„Injektionen oder länger w irkende Pil
len, die  vielleicht auch  der N ahrung  bei
zugeben w ären“ (N atorp), Eintreten  
für die „w ertfreien K onsequenzen na
turw issenschaftlicher Erkenntnis (C hef
arzt.[!] D r. K ehler), „R igoroses  B rechen  
der indischen Tabus durch Sterilisieren  VUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
d e r  »greifbaren* A ffen, Sterilisieren und  
Schlachten der ,heiligen* K ühe und  
Zw angssterilisieren der M ehrzahl der 
indischen M änner“ (K urt Fiebich, D ort
m und) — das sind die, jaw ohl, er
schreckenden Perspektiven, zu denen  
unsere „m oderne" w ertfreie N aturw is
senschaft und unser Pluralism us uns 
geführt haben!

W o ist da eigentlich noch der U nter
schied zw ischen „Zw angssterilisierung"  
oder „B eigabe von Pillen in die N ah
rung“ und „m edizinischen Experim en
ten an lebenden M enschen“ oder der 
Erm ordung „lebensunw erten Lebens“ 
und „jüdischer Parasiten“?

W oher nim m t H err Fiebich das R echt, 
ein „rigoroses B rechen der indischen

und sonst
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Tabus“ zu fordern? W as für eine unge
heuerliche A nm aßung!

U nd w as für ein A berw itz gar, ganzen  
B evölkerungen „Injektionen oder 
länger w irkende Pillen“ verabreichen 
zu w ollen! Sind die Inder etw a K anin
chen? O der sind es M enschen w ie Sie 
und ich? U nd das in einer Zeitung, die 
das Selbstbestim m ungsrecht des M en
schen, die die Freiheit der m enschlichen 
Person auf ihr Panier geschrieben hat! 
U nd in einem  Lande, das seine V er
gangenheit „bew ältigen“ w ill; das Les
sing, G oethe, Schelling usw . zu seinen  
A hnen zählen m öchte!

U m nicht m ißverstanden zu w erden: 
natürlich ist die ungeheure B evölke
rungszunahm e auf der Erde ein Pro
blem  allerersten R anges. A ber bei seiner 
Lösung darf der M ensch nicht vergessen  
w erden. Im  G egenteil: von ihm  m üssen  
alle Lösungen ausgehen; er allein ist 
das K riterium aller Lösungsbem ühun 
gen. Er selber —  als jew eiliger einzelner 
M ensch - m uß entscheiden können, 
w as zu geschehen hat. N iem als darf der 
Staat den Einzelw illen vergew altigen. 
A uch nicht in den Slum s!

W ir haben den „U nterentw ickelten“ 
unsere M edizin gebracht (und dies üb
rigens prim är nicht, um  ihnen zu hel
fen, sondern um unsere A ngehörigen  
in U bersee vor tropischen und anderen  
K rankheiten zu schützen!), w ir haben  
ihnen aber keine B ildung verm ittelt. 
W ir haben sie m it unserer kapitalisti
schen W eltw irtschaft verflochten, w ir 
haben  diese aber noch nicht so geordnet, 
daß sie stetig funktioniert. W ir haben  
sie aus ihren überkom m enen Sitten, 
G ebräuchen und B indungen herausge
rissen, ihnen aber nur w enig B esseres 
dafür gegeben. W ir haben ihre R eligi
onen zerstört, ihnen aber m it unseren  
christlichen K irchen eine R eligion ge
bracht, die für uns selbst m ittlerw eile  
kaum m ehr verbindlich ist (w ie die 
D iskussion bew eist) — w eil w ir sie 
„dank“ unserer alles beherrschenden  
„w ertfreien“ m aterialistischen W issen
schaftsw eise selbst nicht m ehr richtig  
verstehen. W  i r haben ihre alte Lebens

grundlage vernichtet! W ir haben des
halb dafür zu sorgen, daß sie eine neue  
gew innen! U nd es gibt nur einen W eg  
dahin, und der heißt: B ildung! 
M enschenbildung — nach dem „B ilde“ 
vom w ahren M enschen, der — siehe 
oben - ein G eistgeborener ist.

In der Zw ischenzeit, bis die B ildungs
bem ühungen Früchte tragen, m üssen  
w ir ihnen, so gut es eben geht, über 
die R unden helfen. U nd es ist dabei 
im m er noch richtiger, ihnen  —  und uns! 
— täglich Schicksal und Tod als K onse
quenz unm enschlichen, in diesem Falle 
„kaninchenhaften“ V erhaltens vor A u
gen treten zu lassen, als sie durch die 
„Pille“ vor solch hartem Schicksal, das 
heißt aber zugleich: vor der M öglich
keit, zu m enschlicherem  V erhalten auf
zusteigen, zu „bew ahren“ . D enn nicht 
der hilft seinen M itm enschen in W ahr
heit, der ihnen —  w ie der W ohlfahrts
staat — „Freiheit von N ot“ ohne son
derliche eigene V erantw ortung  und  A n
strengung beschert —  im  G egenteil: der 
erniedrigt sie sogar, sondern der hilft 
ihnen am  besten, der sie dazu gew innt, 
sich selber zu helfen. Je größer die  N ot, 
um so größer die V eranlassung, das ei
gene Schicksal in die eigene H and zu  
nehm en. N ur der erringt sich Freiheit 
w ie das Leben, der täglich sie erobern  
m uß. •

D araus erhellt nun: die „Pille“ ist die 
schlim m ste V ersuchung, die bislang an  
den M enschen herangetragen w orden  
ist. D ie „Pille“ schafft geradezu die 
V oraussetzung dafür, daß die M enschen  
hem m ungslos — w ie die Tiere (und  
noch viel schlim m er gar, w eil sie die 
den Tieren im m anente Instinktw eisheit 
verloren haben) —  ihren Trieben leben, 
statt diese ihrem M enschsein, ihrer 
A ufgabe als M enschen unterzu
ordnen. D ie „Pille“ — so kann m an  
w ohl heute schon m it gutem G rund  
verallgem einernd sagen — verhindert 
das M enschw erden schlechthin. O h bra
ve new  w orld!

O b das K laus N atorp alles bedacht hat?

Fritz Penserot
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Zahlen aus der V olksw irtschaft1 *
zusam m engestellt von D ietrich R öm held  

aus „tip“, M itteilungen  und  K om m entare  der FSU , 8501 Schw aig  ü. N bg, Parkstr. 56

Preisindices 3) H andels
bilanz

A rbeitsm arkt
B argeld-

U m lauf
Zeitpunkt

oder
G rundedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
stoffe

Einzelhan
delspreise

Lebens
haltung 4)

offene
Stellen

A rbeits
lose

(4- Export- 
übersm uB )2)

Zeitraum M E/JE  
M io. D M

M M /JD
1958-100

M M /JD
1958-100

M S/JS  
M io. D M

M M /JD
1962-100

M E/JD M E/JD
Tsd. Tsd.

1962 25.760
27.152
27.545
31.453
32.906

33.896
32.980

33.305
32.707
33.631
32.906

31.594
32.263
32.458
33.137
32.598
33.349
33.768
33.234
33.375

100,1
101,1
103.4  
106,2
107.7  
108,1
107.3  
106,9
106.5  
106,9
107.1

106.3
106.4
105.5
103.7  
103,0
103.1  
102,8v  
102,7v  
103,3v

107 100 + 3477 
+ 6032 
+ 6081 
+ 1203 
+ 7952 
+ 921 
+ 353 
+ 983 
+ 805 
+ 757 
+ 1914 
+ 1429 
+ 1411 
+ 1495 
+ 1844 
+ 1285 
+ 1306 
+ 1300 
+ 984 
+ 1508v

573,9

554.8
609.2  
649,0
528.5

618.7
594.2
536.1
436.2
318.9
251.8

255.1
275.5
302.5  
295,7
308.6
325.7
337.1  
347,0  
335,7v

154.5
185.6  
169,1
147.4
169.1

101.5
105.7  

. 112,7
145.8  
21'6 ,4
371.6

621.2
673.6 
576,0 
501,3
458.5
400.8 
377,2
359.5 
341,Iv

1963 109 103,0
105.4  
109,0  
112,8  
113,3  
112,8  
112,6  
112,8
113.5
113.8

114.1
114.2
114.3
114.5
114.8  
115,0
115.1
114.4
114.1

1964 112
1965 115
1966 119

7/66 119
8/66 119
9/66 119

10/66
11/66
12/66

119
119
119

1/67 120
2/67 120
3/67 120
4/67 120
5/67 . 120
6/67 120
7/67 120
8/67 120
9/67 119

D iskontsatz ab 17.2.1967 4 % ab 14. 4.1967 3,5  % ab 12. 5. 1967 3 %

M A , M M , M E, M S, M D M onats- 
JA , JM , JE , JS , JD Jahres- 
f) Zahlen liegen noch nicht vor 
A nm erkungen:

1) D ie hier w iedergegebenen Zahlenfolgen sind noch nicht saisonbereinigt.

2) B ilanzzahlen der D eutschen B undesbank, also ohne vom  B und aus ausgegebene 
Scheidem ünzen und m it K assenbeständen der K reditinstitu te sow ie m it den im  
A usland befindlichen deutschen N oten.

D er B argeldum lauf M  ist neben seiner U m sdilaghäufigkeit U  und dem  W aren
angebot Q  ein w esentlicher B estim m ungsfaktor für das .P reisniveau P: M  X U  
= Q X P (FISC H ER 'sdie Tauschgleichung).

3) D iese Indexzahlen geben nicht notw endig die Entw icklung des Preisniveaus P  
w ieder, da sie jew eils nur einen kleinen A usschnitt aus dem  gesam ten W aren
angebot berücksichtigen.

4) 4-Personen-A rbeitnehm er-H aushalt m it m ittlerem  Einkom m en des allein ver
dienenden H aushaltsvorstandes.

Q uellen:

A usw eise, M onatsberichte und ' G eschäftsberichte der D eutschen B undesbank, 
Frankfurt/M ain; „Statistischer  W ochendienst“ des Statist. B undesam tes, W iesbaden.

-anfang, -m itte, -ende,-sum m e,-durchschnitt 

v) vorläufige Zahlen
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ÜbersichtonmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA über die in „Fragen der Freiheit" seither behandelten Themen:

Folg© 1i Die Krisis des Erziehungswesens - Freiheit der Kultur, eine dringende Forderung
(vergriffen) der Gegenwart — Gedanken zur fre ien Erwachsenenbildung

Schule und Staat - Die Schule als Politikum  - .D ie Stellung der Bildung in der 
(vergriffen) neuen Sozia lstruktur'

Ungehinderter Zugang für alle zu den Bildungsgütern - Bewußtseinsstufen des 
Menschen

Folge 2:

Folge 3:

An der Schwelle des Atomzeita lters — Erlaubt die demokratische Staatsform die 
Lösung sozialer Fragen - Ober die Systemgerechfigkeit zw ischen Kultur, Staat 
und W irtschaft in der Demokratie; .Forderungen an unser Bildungssystem ' - An 
die sich verantwortlich Fühlenden

Folge 4:'

S taatliche oder fre ie Erziehung — Denkmethode und Sozialpolitik

.D ie Würde des Menschen ist unantastbar . . — Ober Notwendigkeit und
Möglichkeit einer fre ien Erziehung — Erste Arbeitstagung eines Sozia lpolitischen  
Sem inars

Folge 5:

Folge 6

Freiheit - Illusion oder W irklichkeit - Die funktionalen Zusammenhänge in der 
sozia len Gesam tordnung - Die neue Weltmacht

G rundgesetz und Schulrecht - Apercus zur Entstehungsgeschichte des Art. 7 des 
Grundgesetzes — Möglichkeiten einer evolutionären Umgestaltung unserer Sozia l
ordnung — Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit - Bericht über das zweite Sozia l
politische Jugendsem inar - .Freiheit, Bindung und Organisation im Deutschen 
Bildungswesen" —  Brief aus USA

Tendenzen und Probleme der gegenwärtigen Geschichtsperiode - Die fre ie Welt 
in einer Sackgasse? Gedanken zum kalten Krieg - Alexis de Tocqueville, zu 
seinem 100. Todestag (16. April 1859) — Brief aus JJSA

D ie Verantwortung der Soziologie: I. 'Das Problem — II. Freiheitliche Ordnung 
oder Massengesellschaft? — III. Die Ordnung der Herrschaftslosigkeit - IV . Das 
Bildungswesen in der fre iheitlichen Gesam tordnung - Pierre Joseph Proudhon, 
Zu seinem 150. Geburtsjahr

D ie funktionsfähige Währung - Die Goldwährung - Der Ursprung des Geldes 
im  Mythos - Berichte über die dritte Tagung des Seminars für fre iheitliche Ordnung 
- Schulrechtsdiskussion - In memoriam Hans Bernoulli

Folge 7:

Folge 8:

Folge 9:

Folge 10:

Folge 11:

Friedrich Schiller, zu seinem 200. Geburtstag - Die Problematik des gegen
wärtigen Schul- und Erziehungswesens — Bildungsplan oder fre ie Erziehungf - 
Die Schulrechtsdiskussion

Folge 12:

D ie Grundfragen der abendländischen Philosophie bei Aristote les — Freiheit der 
Erziehung, Freiheit der Kultur — Was ist die äußere Freiheit des Menschen und 
wie verwirklicht man sie? - Demokratie und W irtschaftsordnung (

G rundgesetz und Schule - Schulpflicht - Das Elternrecht und die Freiheit der 
Lehrer - Die Schulreahtsdiskussion - Kolloquium des Sem inars für freiheitliche 
Ordnung in Heidenheim/Brenz - über das Bodenproblem

Folge 13:

Folge 14: 
(vergriffen)

S taat - W irtschaft - Erziehung: Das Wesen des Staates — Die Urformen der 
W irtschaft —  Das Ziel der Erzieh'

Gedanken zum Tag der deutschen Einheit 1960 — Demokratie und Sozia lversiche
rung — Das Trin itätsgesetz im Lichte von Goethes Märchen von der grünen 
Schlange und der schönen Lilie — Zum 75. Geburtstag von Prof. Dr. Alexander 
Rüsfow -'Gedanken aus Österre ich — Die Schulrechtsdiskussion - Pfingsttagung 
1960 in Stuttgart - Tagung des Seminars für fre iheitliche Ordnung vom 16. bis 19. 
Juni 1960 in Dorweiler/Hunsrück

Folge 15:
ung

Folge’ 16:
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FolgeonmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 17: Das Systemprogramm des deutschen Idealismus (Friedrich W ilhelm Joseph 
Schelling, Frühjahr 1796) — Die Freiheitsfrage - Goethes Kunstanschauung —  
Schulrecnfsdiskussioh — Neue Schulgesetzentwürfe in Hessen — Arbeitstagung des 
Seminars für freiheitliche Ordnung am 2. und 3. Juli 1960 in München

D ie Idee des Abendlandes; vom Hellenentum zum Goetheanismus — Sozialismus —  
Schulrechfsdiskussion - Bericht über die Tagung des Sem inars für fre iheitliche  
Ordnung vom 28. 10. bis 1. 11. 1960 in Wupperta l

Individualität und Sozia lerkenntnis — Der Goetheanismus als Schlüssel zum Ver
ständnis der sozia len Frage - Das Gesetz von Polarität und Steigerung, angewandt 
in der Gemeinschaftskunde — Berichte über die neunte Tagung des Seminars für 
fre iheitliche Ordnung vom 6. bis 8. Januar 1961 in Heidenheim /Brenz

Der 6. März 1961, Gedanken zur Aufwertungsdebatte - Ober die Goetheanistische 
Erkenntnismethode - In memoriam Alexander Meier-Lenoir - Elternrecht und 
staatliche Subventionierung der Erziehung an freien Schulen — Der funktionsfähige 
soziale Organismus — Das Gesetz von Polarität und Steigerung, angewandt in 
der Gemeinschaftskunde - Die W irtschaft

Folge 18/19

Folge 20

Folge 21

Merits and pitfalls in „Foreign aid ', Vor- und Nachteile der Entw icklungshilfe —  
Der Mensch im Lichte der Goetheanistischen Erkenntnismethode - Zur Finanzierung 
fre ier Schulen - Der funktionsfähige soziale Organismus — Das Gesetz von 
Polarität und Steigerung, angewandt in der Gemeinschaftskunde • Das Geld

Das Elternrecht und das deutsche Bildungswesen - Der Föderalismus und das 
deutsche Bildungswesen - Das Primat der Kultur im sozialen Organismus - Wer 
erzieht unsere Kinder?

Der Ost-West-Gegensatz als Schicksal und Aufgabe - Utopie oder W irklichkeit - 
Beitrag zur Bodenrechts-D iskussion - Staatliches Bildungswesen - „D ie Sozia lord
nung als Organ der Freiheit', 10. Tagung des Seminars für fre iheitliche Ordnung 
vom 1. bis 9. August 1961 in Hard/Vorarlberg

Folge 22:

Folge 23:

Folge 24:

Vom Wesen der Arbeit. Eine sozialpädagogische Studie - Neue Wege freiheit
licher Politik. Die gegenwärtige Situation der freiheitlichen Bewegung und ihre 
Chance — Grundrechte und Naturrecht - Ober Partnerschaft in der W irtschaft - 
Freiheit der Erziehung und Kulfureinheit.- Brief an einen Soziologen - Die Grund
sätze des fre ien Kulturlebens - Die Kulturpolitik in den Wahlprogrammen

Folge 25: 
(vergriffen)

Was verstehen wir' unter „freiheitlicher Ordnung' von W irtschaft, Staat und 
Kultur und wodurch ist diese fre iheitliche Ordnung funktionsfähig? - Ober die 
sittliche Haltung im  W irtschaftsprozeß  - Die Einführung der Reifeprüfung - Berich* 
über die W intertagung des Seminars für fre iheitliche Ordnung vom 29. 12. 1961 
bis 1. 1. 1962 in Heidenheim /Brenz

Zur Biographie eines Freiheitssuchers — Zehn Millionen Schulprogramme. Ober 
die Notwendigkeit der Freiheit des Erziehungswesens — Ein Individualist — Ist 
Vollbeschäftigung bei zugle ich fixen Wechselkursen und stabilem Geldwert 
möglich?

Veni creator Spiritus — Gedanken zum fünfjährigen Bestehen der Schriftenreihe 
„Fragen der Freiheit" - Konjunkturpolitik am Scheidewege — Partnerschaft. 
Gedanken zur Neuordnung des Arbeitsverhältn isses - Der Schwarze Dienstag

D ie Idee der Gerechtigkeit bei Thomas von Aquino — Die Idee der Gerechtigkeit 
im Hinblick auf das Ost-West-Problem — Aus einem Brief, betreffend Schulpolitik 
— Die Quadratur des Kreises. Betrachtungen zur konjunkturpolitischen Lage — Die 
politische Gemeinschaftskunde — Berichte über die 12. Tagung des Seminars für 
freiheitliche Ordnung vom 2. bis 10. August 1962 in Herrsching/Ammersee, Thema: 
„D ie Idee der Gerechtigkeit im Hinblick auf das Ost-West-Problem '

Von der Grundrente und ihrer Heimholung — In flation oder Krise? - Starre und 
Offenheit im deutschen Bildungssystem - Koexistenz bis aufs Messer - 
politische Gemeinschaftskunde: Der Staat

Was verstehen wir unter Freiheit? -  'E rkenntnisfrage - Schicksalsfrage — Stufen 
der Goethe’schen Erkenntnisart - Die politische Gemeinschaftskunde

Folge 26

Folge 27:

Folge 28

Folge 29

Folge 30:
D ie

• Folge 31
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FolgeonmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 32: Das Arbeitsverhälfnis  als betrieblich-ökonoTnisches, sozialrechtliches und ordnungs
politisches Problem — Neuordnung des Arbeitsverhältn isses durch betrieblid i 
Partnerschaft, eine dringende Forderung der Gegenwart - Wo bleibt die Krise? - 
Die politische Gemeinschaftskunde: Die W irtschaft — Bericht über die 13. Tagung 
des Sem inars für fre iheitliche Ordnung vom 3. bis d. Januar 1963 in Bad Bolf, 
Thema: »Neuordnung des Arbeitsverhältn isses durch betriebliche Partnerschaft, 
eine dringende Forderung der Gegenwart'

G rundgesetz und freiheitliche Ordnung von W irtschaft, Staat und Kultur - 
Neuoianung des Arbeitsverhältn isses durch betriebliche Partnerschaft, eine 
dringende Forderung der Gegenwart - W ie soll, es weitergehen? — Europas 
politisches Gewicht — Der Preis ist zu hoch - Bilanz der Bundesbank - Die 
politische Gemeinsdiaftskunde

D ie Privatschulfre iheit im Bonner Grundgesetz —  Versudi über einige theoretische  
Grundfragen der Schulpolitik

M itbete iligung der Eltern im Schulwesen - Jenseits von Macht und Anarchie - 
Die Soziaioranung der Freiheit — Zur politischen Lage im Sommer 1963 —  
politische Gemeinschaftskunde: Die Kultur

e

Folge 33:

Folge 34

Folge 35:
D ie

Folge 36- Hoffnung auf die Erhaltung der Freiheit - Die Erhaltung der Freiheit, Europas 
philosophische und ordnungspolitische Aufgabe - Arbeitsgemeinschaft für Ver
fassungsrecht - Die politische Gemeinschaftskunde: W issenschaft, Kunst, Relig ion - 
Bericht über die 14. Tagung des Seminars für fre iheitliche Ordnung vom 2. bis 11. 
August 1963 in Herrsching/Ammersee, Thema: »D ie Erhaltung der Freiheit - 
Europas philosophische und ordnungspolitische Aufgabe'

D ie zentrale Idee der abendländischen Kultur - Phänomenologie der Erkenntnis - 
Soziologische Fragen - Ober Verfassung und demokratische Volksvertretung - 
Die politische Gemeinschaftskunde: Die Entw icklung der Sozialordnung in der 
Geschichte, Der Gottesstaat — Colloquium  des Seminars für freiheitliche Ordnung 
am 4. und 5. Januar 1964 in Heidenheim /Brenz (Novelle zum Arzneim itte lgesetz, 
Baden-Württembergisches Schulverwaltungsgesetz) '

Lösung der Bodenfrage im Sinne des Privateigentums und der Sozialen Markt- 
W irtschaft - Zur Konjunkturpolitik - Die politische Gemeinschaftskunde: Griechen
land - Rom

In memoriam Otto Lautenbach — Aus dem Manifest der Freiheit und sozia len 
Gerechtigkeit — Zur Frage der Geldwertstabilitä t — Zur Währungspolitik

N icolaus von Cues - Individualismus, Kollektiv ismus und fre ie Gemeinschafts 
b ildung - Die Erziehung zur Menschenwürde - Naturrecht des Kindes - Politische 
Gemeinschaftskunde: Die Kultur der germanischen Völker — Berichte über die 16. 
Tagung des Seminars für freiheitliche Ordnung vom 29. Juni bis 7. August 1964 
in Herrsching/Ammersee, Thema: »Kollektiv ismus - Individualismus und freie 
Gemeinschaftsbildung'

Folge 37:

Folge 38

Folge 39:

Folge 40

Folge 41: Thomas von Aquino und der Kampf um die W irklichkeit der Ideen - Was heißt 
Philosophieren? Was Philosophie nach Thomas von Aquino zu le isten im stande, 
und inw ieweit die Ordnung der Gesellschaft auf dieses Leistung angew iesen ist? - 
Hoben wir das Problem der wirtschaftlichen Dauerkonjunktur gelöst? — Politische 
Gemeinschaftskunde: Das Zeitalter des Humanismus, der Renaissance und der 
Reformation —  »D ie ordnungspolitischen Aufgaben des Staates im sozia len Ganzen 
als Voraussetzung der Erhaltung der Freiheit', Tagung des Seminars für freiheit
liche Ordnung in Verbindung mit dem  Sem inar »D ie fre ie Meinung' vom  27. bis 30. 
Dezember 1964 in Steinach am Brenner

Bundesverfassungsrichter Prof. Dr. Erw in Stein: Ober die Verantwortung des 
Gesetzgebers. W ie sollten Gesetze aussehen? - Problematik der staatlichen 
Anerkennung von Privotschulen vor dem Bundesverfassungsgericht. Zum'Anspruch 
der fre ien Schulen auf eigene Prüfungen - Das Menschenbild als Inhalt der natur
rechtlichen Forderung nach kulture ller Freiheit - Politische Gemeinschaftskunde: 
Das Zeita lter des Fürstenabsolutismus und der Französischen Revolution

Folge 42

Folge 43 Aristote les und der Kampf um das Denken des Seins — Grundsätze freiheitlicher 
Politik — Professor Dr. Dr. h. c. Hans Carl Nipperdey 70 Jahre - Der Genossen
schaftsgedanke in Israel - Fixe oder flexib le Wechselkurse? - In memoriam  
Senatspräsident a. D. Dr. Ernst Knoll, Berlin

90



FolgeonmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 44: Der Stil der freiheitlichen Gemeinschaftsordmmg - Forumgespräch - Politische 
Gemeinschaftskunde: Das Zeita lter des W irtschaftsimperialismus und des 
Kapita lismus - Sozialer Eintopf

Folge 45/46: Die. Unteilbarkeit der Freiheit - Bundesverfassungsrichter Anton Henneka:
Wesen und Organisation der Verfassungsgerichtsbarkeit im  Bunde - anschließendes  
Forumgespräch — Jenseits von Macht und Anarchie - Politische Ortsbestimmung 
im Jahre 1965 — Berichte über die 18. Tagung des Seminars für freiheitliche 
Ordnung vom 31. Juli bis 9. August 1965 in Herrsching/Ammersee, Thema: „D ie 
Unteilbarkeit der Freiheit'

Folge 47/48: Die Freiheit ist unteilbar - Die Gegenwartsprobleme im Lichte der neueren 
Geschichte.- Grundgesetz und Politik - Die Zukunft der Demokratie - Das 
Menschenbild des dialektischen Materialismus — Das richterliche Prüfungsrecht

G rundgesetz und Politik, 2. Teil - 15 Jahre Streit um 'die W irtschoftsverfassung, 
eine Analyse - Die Dringlichkeit der Bodenordnung - Rechtsphilosophie in neuer 
Sicht - Colloquium des Seminars für fre iheitliche Ordnung vom 27. bis 30. Dezem
ber 1965 in Heidenheim /Brenz: „Noch ungelöste Probleme der fre iheitlichen 
Ordnung* (Konjunkturlehre, Bodenrecht, die Produktionsfaktoren Boden - Arbeit - 
Kapita l)-

Folge 50: Zum 50. Erscheinen von „Fragen der Freiheit' — Freiheit, die ich meine . . . ,
G lückwunsch aus Österreich - Zukunftsglaube - Die unteilbare Freiheit — Die 
freiheitliche Ordnung von Kultur, Staat und W irtschaft als Konsequenz der abend
ländischen Geistesströmung - Professor Dr. Paul Heinrich Diehl 80 Jahre alt - 
„Was ist Wahrheit?'

Folge 49:

Folge 51 Das Bodenproblem einst und je tzt - Aper?u zum Schulproblem —  Verfassung und 
Verfossungsw irklichkeit

Folge 52/53: Grundgesetz und W irtschaftsordnung - John Maynard Keynes - Die Frage nach 
dem  optimalen W irtschaftssystem  — Das Bodenproblem  einst und je tzt, Fortsetzung 
- Versöhnung mit dem Kommunismus?

Folge 54/55: Das Wesen der Verfassung - Das Bodenproblem  einst und je tzt, Fortsetzung und 
Schluß von Folge 52/53 - Verfassung und W irtschaft - Bericht über die 20. Tagung 
des Seminars für fre iheitliche Ordnung - Herrsching 1966

Folge 56/57: W ievie l Freiheit steht dem Bürger zu? — Grundgesetz und Politik — Phänomeno
logie der Erkenntnis — Ohne Erkennfnissicherheit keine menschenwürdige sozia le 
Ordnung - Nach Kiesingers Regierungserklärung

Das Wesen des Nafurrechfs — Der neue Kurs — Gerechtigkeit im  Arbeitsverhältn is 
— Echo auf die Schrift „Beiträge zur Lösung der Bodenfrage' — SAG, ein neues 
Zahlungssystem

D ie keynesianische Revolution Sicherung der monetären Stabilität in der W irt
schaftsverfassung der Bundesrepublik — Konkurrenz hinwegdefin ieren?

Folge 60/61: 50 Jahre Soziale Dreig liederung - Friedrich W ilhelm von Schelling auf Goethe - 
Freiheitliche Ordnung von Kultur, Staat und W irtschaft - Christlicher Pluralismus -? 
- Gedanken zum nahöstlichen Konflikt —  Die keynesianische Revolution (Fortsetzung 
und'Schluß von Folge 59)

Folge 62/63: Wahrheit — Denken und Erkennen als Wesensgrundlage der menschlichen Gemein
schaft — Mit Phrasen leben, eine Betrachtung über den notwendigen Mut zum  
Wahrhaftigen im sozialen .Leben - Die Gotische Münzordnung - „K risis der 
Demokratie?" — Gedanken zur 21. Tagung des Seminars für fre iheitliche Ord
nung 1967 in Herrsching/Ammersee

Folge 58:

Folge 59:

Beim Sammelbezug aller bis je tzt erschienenen noch lie ferbaren Folgen „Fragen der Freiheit' 
wird der Druckkostenpreis pro Einzelheft auf 1,70 DM ermäßigt.
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B uchbesprechungen

D ie in Folge 62/63 für diese  JFolge vor

gesehene B esprechung des neuersdiie- 
nenen  B uches von D r. Lothar V o

gel: „D er dreigliedrige M ensch“ w ird  
im  nächsten H eft (66) erscheinen.

A uf- eine w eitere 'N euerscheinung ist 
hinzuw eisen, die ebenfalls in H eft 66  
besprodien w erden w ird:
H ans K ühn: „D er Einfluß des 
G eldes auf die G eschichte der M ensch
heit". O sterode 1967edcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Druckkostenbeitrag: Zwecks Vereinfachung der Buchhaltungsarbeit werden die Leser von .Fragen 
der Freiheit* gebeten, wenn möglich, den Druckkostenbeitrag jeweils für mehrere Folgen 

zu übersenden. Besten Dank!

D ie Schriftenre;he „Fragen der Freiheit* erscheint als privater Manuskriptdruck sechsmal im  
Jahr, und zwar alle zwei Monate. Sie verbindet die Freunde des .Sem inars für freiheitliche 
Ordnung der W irtschaft, des Staates und der Kultur* (S itz: 6554 Meisenheim /G lan, Herzog- 
Wolfgang-S fraße 13b) miteinander. W irtschaftliche In teressen sind mit der Herausgabe nicht ver- ' 
bunden. Der Druckkostenbeitrag ist so bemessen, daß sich die Schriftenreihe gerade selbst trägt.

Herausgeber: Dr. Lothar Vogel, 79 Ulm/Donau, Römerstraße 97 
Bezugspreis: für das Einzelheft Richtsatz DM 2,50, für das Doppelheft DM 5,—

Bezug: .Fragen der Freiheit*, 6554 Meisenheim /G lan, Herzog-Wolfg.-S tr. 13b, Tel. (0  67  53)6  69 
Postscheck: Seminar für freiheitliche Ordnung der W irtschaft, des Staates und der Kultur, 

Bad Kreuznach, 6554 Meisenheim , Konto-N r. 261 404 Postscheckkonto Frankfurt a. Main. 
Banken: Volksbank Meisenheim Konto .Fragen der Freiheit* Nr. 5611 - SAG-Konto 7474 bei 

SAG-Verein (Selbsth ilfe auf Gegenseitigkeit), 8228 Freilassing, Vredestraße 7

Nachdruck, auch auszugsweise, nur mit Genehmigung des Herausgebers 

Druck: Jung & Co., Bad Kreuznach, Am Kornmarkt
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A nkündigungVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

S em in a r  fü r  fr e ih e i t lic h e O rd n u n g

d e r W ir ts c h a f t , d e s S ta a te s u n d  d e r K u ltu r  e . V .

22.

Im  Jahre 1968 ist die Som m ertagung des  

Sem inars für freiheitliche O rdnung für die

Zeit

v om  2 7 . J u l i b is 6 . A u g u s t { 9 6 8

w ieder in der B auernschule

in J - le r r s d h in g  am  A m m e r s e e

vorgesehen.

„ ‘X u ltu r o r d n u n g a ls U rsp ru n g u n d  

Z ie l d e r S o z ia lo r d n u n g "

Them a:

B itte m erken Sie sich den  Term in jetzt schon vor und  m achen  

Sie auch Ihre Freunde auf die Tagung aufm erksam .



!


